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6. JAHRGANG 


VEREINIGT MIT PLUTUS? NEUE FOLGE 


BERLIN, 14. NOVEMBER 1930 


Arbeitsbeschaffung durch den Staat? 


Die Fähigkeit des Staates, dem Heer der Ermwerbslosen Arbeitsgelegenheit zu 
beschaffen, wird im allgemeinen übe 
in eigener Reitz. iNSBESOHHErE"ÜUFCN | 
zahlreicher Voraussetzungen zweckmäßig, deren wichtigste, die Finanzierung 
durch zusätzliches Auslandskapital, vorerst nicht realisiert werden kann. Von 
den verschiedenen Möglichkeiten, die private Wirtschaft zur Einstellung von 
Arbeitslosen zu veranlassen, sind alle die abzulehnen, die mit einer Subvention 
verbunden sind. Auf Arbeitsstreckung ist überall dort hinzumirken, тоо sie 
ohne nennenswerte Unkosten möglich ist. Schließlich können durch eine 
zweckmäßige Preis- und Lohnpolitik die Bedingungen — freilich nur die 
Bedingungen — für eine Belebung der Wirtschaft geschaffen werden. 
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Angesichts der Notlage, in der sich die deutsche 
Wirtschaft befindet, angesichts der Gefahr, daß die 
Wirtschaftliche Krise eine politische heraufbeschwört, 
Wird immer wieder eine Antwort auf die Frage ge- 
Sucht: Kann der Staat der Wirtschaft zu Hilfe 

ommen, kann er Gefahren abwenden, die Millionen 
Seiner Bürger und bei solch allgemeiner Verarmung 
und Verbitterung ihm selbst drohen? Läßt sich der 
Stockende Kreislauf durch wirtschaftspolitische 
Maßnahmen beleben? Vermag die Obrigkeit die — 
durch Schuld und Verhängnis — verlorengegangene 

roportionalität der wirtschaftlichen Betätigungs- 
arten künstlich wiederherstellen? Es wäre sehr ge- 
fährlich, wenn man sich von den wirtschaftspoliti- 
schen Heilmitteln übertriebene Vorstellungen machte. 
ie moderne Wirtschaft ist nach dem Prinzip des 
freien Zusammenspiels der Kräfte aufgebaut, auch 
noch in unserer Zeit, die diesem Prinzip immer mehr 
die Anerkennung versagt. Gerade die systemlose Ab- 
ehr von der freien Marktwirtschaft — deren dok- 
trinäre Verwirklichung hier gewiß keine Für- 
Sprecher finden soll — hat die Schwierigkeiten, mit 
denen gegenwärtig die meisten Volkswirtschaften zu 
ämpfen haben, außerordentlich verschärft. Durch 
ölle, Subventionen, Kartelle und Maßnahmen ähn- 
licher Art wurden Verluste, die in einzelnen Pro- 
uktionszweigen auftraten, anderen Wirtschafts- 
Stuppen aufgebürdet, wurde diesen geschadet, ohne 
aß jenen auf die Dauer gedient war. Finanzschwie- 
tigkeiten nötigen gegenwärtig zur Einschränkung 
Er Subventionswirtschaft; Absatzschwierigkeiten er- 
@wingen die Herabsetzung der gebundenen Preise; 
Ў er soweit es noch möglich ist, wird ап dem Ver- 
ahren festgehalten, Verluste bestimmter Wirtschafts- 
Stuppen auf die Allgemeinheit umzulegen, Löcher 
duch zu schließen, daß andere aufgerissen wer- 
en. Durch Harthörigkeit gegenüber den Wünschen 
ег Interessenten würde der Staat größeren Nutzen 
Stiften als durch verfehlte Hilfsaktionen. Bleibt ihm 


e 


aber wirklich nichts anderes übrig, als die freie 
Wirtschaft da, wo sie besteht, sich auswirken zu 
lassen und wo sie beseitigt ist, ihre nützlichen Ergeb- 
nisse künstlich herbeizuführen, im übrigen aber sich 
auf humanitäre, sozialpolitische Aufgaben zu be- 
schränken? Soll der Staat die aus dem Wirtschafts- 
prozeß Ausgeschalteten lediglich durch Fürsorge- 
einrichtungen auffangen lassen? Kann er nicht 
die politische Gefahr, den wirtschaftlichen Verlust, 
das moralische Elend der Arbeitslosigkeit dadurch 
aus der Welt schaffen, daß er selbst Arbeitskräfte 
beschäftigt oder die private Wirtschaft befähigt, 
Arbeiter einzustellen oder wenigstens nicht zu 
entlassen? 
П. 

Die Beschäftigung von Arbeitern durch den Staat 
selbst ist — wenn von den in öffentlicher Hand be- 
findlichen Versorgungsbetrieben abgesehen wird — 
Aufgabe der sogenannten mwertischaflenden Arbeits- 
losenfürsorge. Es handelt sich dabei um Arbeiten, die 
verhältnismäßig wenig Sachkapital erfordern und 
die von den Beschäftigten keinerlei oder nur geringe 
Fachkenntnisse voraussetzen, in der Hauptsache also 
um Erdarbeiten im weitesten Sinne. Darunter fallen 
Straßenbau, Tiefbauten wie Kanalisationsarbeiten, 
Stromregulierungen, Talsperrenbauten, OÖdlandkulti- 
vierungsarbeiten und ähnliches mehr. Der Nutzen 
derartiger Arbeiten soll durchaus nicht verkannt 
werden, Tatsache ist aber, daß ihre Wirkung auf den 
Arbeitsmarkt sehr schwach ist, und sie wird sich 
weiter vermindern, da den öffentlichen Körper- 
schaften gegenwärtig nur geringe Geldmittel für 
diese Zwecke zur Verfügung stehen. Ende September 
betrug die Zahl der N: otstandsarbeiter aus der Arbeits- 
losenversicherung und Krisenfürsorge 41 447 Per- 
sonen, d. h. rund 1,9% der Unterstützten. Im Durch- 
schnitt dieses Jahres wurden sogar nur rund 32 000 
Personen beschäftigt, und zum Winter hin wird vor- 
aussichtlich auch diese Zahl unterschritten werden, 
weil die Arbeitsmöglichkeit in dieser Jahreszeit ab- 
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nimmt und vor allem weil die Finanzkraft der 
öffentlichen Körperschaften sehr geschwächt ist. Soll 
nun die wertschaffende Arbeitslosenfürsorge groß- 
zügig ausgebaut werden? Der Staatssekretär im 
Preußischen Ministerium des Innern, Dr. Abegg, hat 
kürzlich im „Berliner Tageblatt“ (vom 9. und 11. No- 
vember) einen Plan entwickelt, der eine radikale Be- 
seitigung der Arbeitslosigkeit zum Gegenstand hat. 
Abegg schlägt vor, daß allen Arbeitslosen bei Strafe 
des Verlusts der Unterstützung die Arbeitspflicht 
auferlegt werden solle. „Auf dieser Grundlage würde 
man zunächst alle männlichen unverheirateten Er- 
werbslosen heranziehen, deren Zahl schätzungsweise 
etwa 1200000 beträgt.“ Beschäftigt werden sollen 
sie mit Arbeiten der bereits genannten Art. Als Ent- 
gelt wäre ihnen der „volle Tariflohn im Durch- 
schnittsbetrage von jährlich 2000 Mark“ auszu- 
zahlen; für Unterkunft, Verpflegung und Kleidung 
hätten sie selbst zu sorgen. Was für Kapitalien er- 
forderlich wären, um dieses Millionenheer von Ar- 
beitern zu beschäftigen und in welcher Weise die 
Mittel beschafft werden sollen, das vermag Abegg 
freilich nicht anzugeben. Er spricht lediglich von 
einer inneren Anleihe, „mit deren Erfolg man eigent- 
lich rechnen sollte“, und von der Heranziehung 
fremder Gelder. 

„Interesse von Auslandskapital ist sicherlich an Tal- 
sperren zu erwarten; die Arbeit an ihnen verzinst sich 
durch die gewonnene elektrische Kraft. Man könnte an 
die Elektrifizierung der deutschen Bahnen schreiten — 
eine zweifellos äußerst günstige Kapitalsanlage... Auch 
wären von amerikanischen Konzernen zu günstigen Be- 
dingungen Anleihen für Straßenbauten im großen als 
Verkehrsadern zu haben — wenn nicht anders, so gegen 
Verpfändung der umzugestaltenden Kraftfahrzeug- 
steuer... Der Einwand, daß der zunehmende Automobil- 
verkehr, der durch Verbesserung der Straßen beabsichtigt 
ist, Konkurrenz für die Reichsbahn bedeute, würde 
durch Chausseegelder behoben; im übrigen trifft er 
nicht zu.“ 

Schließlich wird der Vorschlag gemacht, einen Teil 
der Mittel zu beschaffen durch eine Steuer —- nicht 
auf die Juden, wie vielleicht die Nationalsozialisten 
anregen würden, sondern — auf die Radfahrer. Wir 
haben dieses Projekt etwas ausführlicher wieder- 
gegeben, um zu zeigen, welch naive Vorstellungen 
über die Möglichkeit, die produktive Arbeitslosen- 
fürsorge auszubauen, nicht etwa nur im Publikum, 
sondern bei führenden Politikern herrschen. An die 
Beschaffung ausländischen Kapitals ist gegenwärtig 
nicht zu denken — und es handelt sich ja schließlich 
um die Behebung der Arbeitslosigkeit in diesem 
Winter, d. h. in den nächsten Monaten! Es muß also 
der heimische Kreditmarkt in Anspruch genommen 
werden. Der privaten Wirtschaft, die ohnehin unter 
schwerem Kapitalmangel leidet, soll Kapital in 
großem Umfang entzogen werden, um Wasserkraft- 
werke zu bauen. Da in Deutschland schon jetzt ein 
Überschuß an Wasserkraftstrom besteht, wären, um 
den Strom abzusetzen, die Bahnen zu elektrifizieren. 
Die Elektrifizierung wiederum würde einerseits die 
dem Dampfbetrieb dienenden und für absehbare 
Zeit völlig ausreichenden Anlagen entwerten, also 
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erhebliche Kapitalverluste nach sich ziehen, und auf 
der anderen Seite die Investition ungeheuerer Kapi- 
talien erfordern — elektrische Bahnen sind sehr 
kapitalintensive Betriebe —, deren Rentabilität um 
so zweifelhafter wäre, als gleichzeitig der von Abeg8 
gewünschte Ausbau des Straßennetzes die Kon- 
kurrenz des Kraftwagens vervielfältigen würde. Aber 
so weit würde es nie kommen, denn wie Staatssekre- 
tär Abegg die Milliardenbeträge, die zur Befriedigung 
derartiger Luxusbedürfnisse erforderlich wären, aus 
den Radfahrern und dem übrigen deutschen Volk 
herausziehen will, ist völlig unverständlich. In Wirk- 
lichkeit werden die Notstandsarbeiten nur in sehr 
bescheidenem Rahmen weitergeführt werden können- 
Ihre Ausdehnung ist nämlich nur unter Erfüllung 
mehrerer Voraussetzungen zweckmäßig: Es muß sich 
um Arbeiten handeln, die gesamtwirtschaftlich nütz- 
lich sind und die, ohne Luxus darzustellen, in abseh- 
barer Zeit doch in Angriff genommen werden müßten. 
Das Arbeitsprogramm muß auf lange Sicht auf- 
gestellt sein, denn es müßte den Zeitraum über- 
brücken können, in dem mit schwerer Arbeitslosig- 
keit zu rechnen ist; nur dann kann nämlich der Nach- 
teil in Kauf genommen werden, daß zwar der Bau 
derartiger Anlagen arbeitsintensiv ist, daß aber nach 
ihrer Vollendung nur geringe Arbeitskräfte zur Be- 
dienung und Instandhaltung erforderlich sind (vgl- 
hierzu die Ausführungen Neissers in Nr. 29 des MAW). 
Schließlich muß zur Finanzierung der Arbeiten aus- 
ländisches Kapital aufgenommen werden, weil die 
Heranziehung heimischen Kapitals die Arbeitslosig- 
keit nur von einer Stelle an die andere verlagern 
würde. Mit dem Zustrom großer Beträge fremden 
Kapitals ist aber, wie bereits betont wurde, zunächst 
nicht zu rechnen. 

Die Einwände, die gegen das Abeggsche Projekt 
erhoben werden können, sprechen auch gegen den 
Plan, ein Arbeitsdienstjahr einzuführen. Wir wollen 
dabei von den Bedenken außerwirtschaftlicher Art 
absehen, die gegen eine militärähnlich organisierte 
Zwangsarbeit vorzubringen sind. Auch wenn die 
dienstpflichtigen Arbeiter nur eine minimale Löh- 
nung erhielten, die Einrichtung des umfangreichen 
Verwaltungsapparats und die Beschaffung von Ar- 
beitsgeräten und Arbeitsstoffen, von Kleidung, Woh- 
nungen, Lebensmitteln u. a. m. würden derartige 
Summen erfordern, daß eine Verwirklichung dieser 
Idee nicht in Frage kommt, solange wirtschaftliche 
Gesichtspunkte überhaupt eine Rolle spielen. Alle 
Projekte dieser Art, mag Arbeitsbeschaffung oder 
eine kollektivistische Arbeitsorganisation Zielpunkt 
sein, gehen blind an den Finanzierungsfragen vorbei. 

Sehr viel diskutabler sind die Vorschläge der 
preußischen Regierung, die Schulpflicht der jungen 
Menschen, die im nächsten Frühling die Volksschule 
absolviert haben würden, um ein Jahr zu verlängern. 
Man rechnet damit, daß in Preußen etwa 200 000 
Jugendliche durch diese Maßnahme vom Arbeits- 
markt ferngehalten würden. Die Mehrkosten, die für 
den Unterricht und zur Unterstützung bedürftiger 
Familien aufgebracht werden müßten, sollen sich, 


14. November 1930 


wie Ministerialrat Ziertmann in der „Kölnischen Zei- 
tung“ vom 10. November ausführt, auf 24 Mill. RM 
elaufen. Dagegen würde die Erwerbslosenunter- 
Sitzung rund 41,5 Mill. RM ersparen, wenn, wie im 

Inisterium angenommen wird, durch die Verlänge- 
rung der Schulpflicht für 200 000 Jugendliche 100 000 
twachsenen die Arbeitsgelegenheit erhalten bliebe. 

it der pädagogischen Seite der Schulverlängerung 
— Volksschule oder Berufsschule — wollen wir uns 
an dieser Stelle nicht befassen; unter wirtschaft- 
ichem Gesichtspunkt ist darauf zu verweisen, daß 
die Überführung der zur Entlassung kommenden 
rolksschüler auf die Berufsschule größere Kosten 
verursachen würde als die Weiterbeschäftigung in 
der Volksschule. Im übrigen handelt es sich um eine 
Maßnahme, die allem Anschein nach der öffentlichen 
Verwaltung — Fiskus und Reichsanstalt als Einheit 
etrachtet — zumindest nicht erhebliche Ausgaben 
Verursachen, vielleicht sogar Ersparnisse bringen 
würde. Eine Belastung stellt die Verlängerung der 
Schulpflicht selbstverständlich für die Eltern dar, die 
Ihren Kindern ein weiteres Jahr ohne Entgelt Unter- 
halt gewähren müssen. Ob bei den jetzigen Ein- 
Ommensverhältnissen Elternbeihilfen in Höhe von 
ушш 10 Mill. RM ausreichen, ist fraglich; in Eng- 
“and, wo die Schulzeit jetzt ebenfalls um ein Jahr 
verlängert wird, rechnet man mit sehr viel höheren 

eträgen. Zweifelhaft ist ferner, ob sich die Maß- 
nahme nur auf den Jahrgang erstrecken kann, der 
ĉgentlich im Frühjahr 1931 zur Entlassung kommen 
Sollte, denn es ist ungewiß, ob der Arbeitsmarkt — 
Auch unter Berücksichtigung des Lehrlingsmangels — 


stern 1932 in der Lage ist, zwei Jahrgänge aufzu- 
nehmen. 
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Ae Möglichkeiten des Staates, Arbeitslose in eige- 
E Regie zu beschäftigen, sind, wie wir sahen, recht 
SNG Vermag der Staat aber die private Wirt- 
Chaft instand zu setzen, Arbeitsgelegenheiten zu 
Schaffen? Zwei Wege stehen hierfür offen: Der Staat 
“ann die Beschäftigung finanzieren oder sie lediglich 
durch wirtschaftspolitische Anordnungen fördern. 
чаз die finanziellen Maßnahmen anbelangt, so ist 
Zunächst an die Erteilung von Aufträgen durch die 
D entliche Hand zu denken. Diese Aufträge machen 
nen sehr erheblichen Betrag aus; im Rechnungsjahr 
be, Ба B. beliefen sich die Bestellungen von Reich 
ändern, Post und Bahn auf 2,5 Milliarden RM 
a d Nr. 44, S. 2035). Bisher waren freilich die Be- 
ungen, die Auftragserteilung der öffentlichen 
se: dem Konjunkturausgleich dienstbar zu 
1, EN ziemlich erfolglos. Da die Aufbringung der 
чө ч zur F inanzierung der öffentlichen Aufträge 
Оп der Konjunktur abhängig ist, da zum Teil auch 
eg Ansprüche, die an die öffentliche Verwaltung 
Aue t werden, konjunkturbedingt sind, hatte die 
en ragserteilung durch öffentliche Körperschaften 
t eine Verstärkung als eine Abschwächung der 

o аш Җеу zur Folge. Vielleicht gelingt 
wi idon Zeit, die Aufträge rationeller über die ein- 
nen Phasen der Konjunktur zu verteilen; gegen- 
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wärtig ist jedenfalls an eine Ausdehnung der Be- 
stellungen nicht zu denken. 

Der Verteilung der öffentlichen Aufträge haftet 
übrigens nicht nur in zeitlicher Hinsicht mancher 
Mangel an, sondern auch in örtlicher. Die Vergebung 
von Aufträgen wird nämlich häufig von lokalen In- 
stanzen, insbesondere von den Gemeinden, dazu be- 
nutzt, nicht den leistungsfähigsten Lieferanten zu 
berücksichtigen, sondern den ortsansässigen. Unter 
der Devise: Schutz der lokalen Arbeit! werden auf 
dem Wege über die Auftragserteilung gleichsam Zoll- 
schranken innerhalb Deutschlands aufgerichtet. Aber 
damit berühren wir bereits das Gebiet der Subven- 
tionen, ein recht trostloses Gebiet. Die finanziellen 
Schwierigkeiten, mit denen Staat und Gemeinden 
zu kämpfen haben, führten in der letzten Zeit dazu, 
die Subventionswirtschaft einzudämmen. Deshalb 
wird gegenwärtig der Versuch gemacht, die Mittel 
der Arbeitslosenversicherung für unterstützungsbe- 
dürftige Unternehmer zu fruktifizieren. Wir brau- 
chen uns an dieser Stelle nicht eingehend mit den 
Plänen zu befassen, die Streckung der Arbeitszeit 
durch Beihilfen aus den Kassen der Arbeitslosenfür- 
sorge schmackhaft zu machen; die Gefahren einer 
solchen Verbindung von Arbeitsstreckung und Sub- 
ventionierung werden in dem folgenden Aufsatz von 
Hans-Joachim Rüstow aufgezeigt. 

Die Frage der Arbeitsstreckung hat sehr verschie- 
dene Aspekte. Ihre sozialpsychologische Bedeutung 
bedarf nicht näherer Erläuterung. Die Beruhigung, 
die sie bei denen hervorrufen würde, die vor der 
Arbeitslosigkeit bewahrt würden, ist wiederum in 
politischer Hinsicht bedeutsam. Die Arbeitsstreckung 
ist als ein Mittel anzusehen, die Arbeiter von der 
Straße fernzuhalten. Wieweit dieses Mittel überhaupt 
angewandt werden kann, ist zunächst eine technische 
Frage. In zahlreichen Betrieben ist zweifellos rein 
technisch die Möglichkeit der Arbeitsstreckung nicht 
vorhanden (vgl. hierüber die Aufsätze von Briefs im 
letzten Heft und von Rüstow in der vorliegenden 
Nummer), wenigstens solange die Umstellung auf die 
40- oder 44 Stundenwoche nur provisorischer Natur 
ist. Die technische und ökonomische Anpassung an 
eine auf die Dauer verkürzte Arbeitszeit ist selbst- 
verständlich mit mehr oder minder großem Kapital- 
aufwand möglich, ebenso wie seinerzeit die Sonn- 
tagsruhe oder der Achtstundentag durchführbar 
waren. Nur kann den Unternehmern eine solche 
grundsätzliche Umstellung gerade jetzt nicht zuge- 
mutet werden, ganz abgesehen davon, daf der Ver- 
such, die Arbeitsstreckung zur Einleitung eier 
daucrnden Verringerung des jetzigen Maximal- 
arbeitstags zu machen, wahrscheinlich den stärksten 
politischen Widerstand der Unternehmerschaft her- 
ausfordern würde. In wirtschaftlicher Beziehung 
löst sich die Frage der Arbeitszeitverkürzung — wie 
die meisten ökonomischen Probleme — in eine 
Kostenfrage auf. Dabei sind grundsätzlich zwei 
extreme Fälle möglich, derjenige nämlich, in dem 
die Umstellung auf verkürzte Arbeitszeit hohe Kapi- 
talinvestitionen notwendig macht — hier kommt die 
Arbeitsstreckung unter den gegebenen Verhältnissen 
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praktisch nicht in Frage — und jener, in dem sie 
(abgesehen von der Frage des Lohnausgleichs) nur 
geringe Unkosten verursacht. Zu dieser letzten Kate- 
gorie gehört vermutlich die Mehrzahl der Unter- 
nehmungen, bei denen schon jetzt die Arbeitszeit 
verkürzt worden ist. Ob es möglich ist, über das bis- 
her erreichte Maß hinaus eine Arbeitsstreckung 
durchzuführen, ist schwer zu beurteilen, weil es an 
empirisch-statistischem Material fehlt; um so weniger 
wird man daran denken können, diese äußerst 
schwierige Materie durch ein Gesetz generell zu 
regeln. Hier handelt es sich um eine Aufgabe, deren 
sich die Wirtschaftsverbände annehmen sollten. Man 
rühmt die umfassende Organisation der deutschen 
Wirtschaft; hie Rhodus, hic salta! 

Im übrigen ist für die Möglichkeit einer Arbeits- 
streckung nicht nur die Gestaltung der Unkosten 
entscheidend, sondern auch die Frage des „Lohnaus- 
gleichs“. Soll die vom Unternehmer ausgezahlte 
Lohnsumme gleichbleiben, soll also der Arbeiter 
eine der Arbeitszeitverkürzung entsprechende Ein- 
kommensschmälerung erleiden, oder soll der „Lohn- 
fonds“ vergrößert und den Arbeitnehmern ein Aus- 
gleich gewährt werden? Dieser Lohnausgleich würde 
die Produktionskosten des Unternehmers erhöhen; 
es fragt sich also, wer die Kosten tragen soll. Da die 
Erhöhung der Gestehungskosten diesmal weder auf 
den Verbraucher noch auf den bisher so subventions- 
freudigen Staat abgewälzt werden soll, da schließlich 
die weitere Rationalisierung der Wirtschaft am Ka- 
pitalmangel scheitern und im übrigen dem arbeits- 
marktpolitischen Zweck der ganzen Aktion zuwider- 
laufen würde, mündet das Problem der Verkürzung 
der Arbeitszeit also in die Frage des Lohn- und 
Preisniveaus aus. 

Seit dem Winter 1927/28 gehen in Deutschland die 
Preise für die auf freiem Markt gehandelten Güter 
unaufhaltsam zurück. Die Schrumpfung des Ab- 
satzes zwingt die Produzenten dieser Waren zur Her- 
absetzung der Preise. Von eben jener Zeit an bis vor 
wenige Monate stieg der Preispegel der monopoli- 
sierten Erzeugnisse. Dies wurde damit begründet, 
daß die Steigerung der Selbstkosten die Erhöhung 
der Preise notwendig mache. Die Selbstkosten aber 
stiegen nicht zuletzt deshalb, weil die kartellierten 
Industrien ihre überdimensionierten Betriebe in 
immer geringerem Maße ausnutzen konnten. Wenn 
sie die Kapitalverluste, die durch ihre Fehldisposi- 
tionen entstanden, nicht auf Grund ihrer Macht- 
stellung auf die Abnehmer ihrer Produkte hätten ab- 
wälzen können, wären sie schon damals einer Krise 
ausgeliefert gewesen. So aber gerieten die Abneh- 
mer, soweit sie nicht selbst kartelliert waren, in 
Schwierigkeiten, weil ihre Selbstkosten stiegen, ihre 
Verkaufspreise aber zurückgingen. Erst die starke 
Einschränkung der Bestellungen, die infolgedessen 
vorgenömmen werden. mußte, brachte die latente 
Krise in den monopolisierten Industriezweigen zum 
Ausbroch. Durch ihre Verschleppung ist diese Krise 
freilich nicht abgeschwächt worden; im Gegenteil, 


da sie inzwischen-auf die übrige Wirtschaft überge- 


griffen hat, zwingt sie jetzt zu einem stärkeren Ab- 
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bau der Kapazität, als vor einigen Jahren erforder- 
lich gewesen wäre. Es fragt sich also, ob es ein Mittel 
gibt, das zu einer höheren Ausnützung der Kapazität 
und damit zu einer Senkung der Selbstkosten ver- 
hilft. Dieses Mittel existiert: Eine starke Herab- 
setzung der Preise belebt den Absatz — nicht sofort, 
weil sich die Nachfrage zunächst in Erwartung 
weiterer Preissenkungen Zurückhaltung auferlegt, 
aber doch in absehbarer Zeit. Die Ersparnisse, die 
sich aus der besseren Ausnützung der Kapazität er- 
geben, reichen freilich in der Regel nicht aus, die 
Preiszugeständnisse wettzumachen. Infolgedessen 
müssen andere Kostenbestandteile vermindert wer- 
den. Ein wichtiger Posten ist in dieser Hinsicht der 
Lohn. Es ist nun aber nicht so, daß die Senkung 
einer Reihe von Lohntarifen deshalb volkswirtschaft- 
lich schädlich wäre, weil der Kaufkraftausfall den 
Absatz der Industrie schmälert. Vielmehr kommt die 
Preissenkung einmal dem Export zugute, der bei der 
Weite des Weltmarkts gerade für überdimensionierte 
Wirtschaftsgruppen ein wertvolles Ventil sein kann, 
und sodann allen den Schichten der Bevölkerung, die 
von dem Lohnabbau nicht betroffen werden. Das 
sind aber nicht nur die Rentner, die Festbesoldeten 
usw., sondern auch der Teil der Arbeiterschaft, der 
bereits eine Finkommensverringerung erlitten bat, 
Auch unter den Löhnen und Gehältern gibt es 
solche, die den gebundenen und solche, die den 
freien Preisen entsprechen, ganz zu schweigen von 
den Unterstützungsbeiträgen der Arbeitslosenfür- 
sorge. Unter Berücksichtigung dieser Zusammen- 
hänge ist der Schiedsspruch, der dieser Tage für die 
Berliner Metallindustrie gefällt wurde, zu billigen, 
vorausgesetzt allerdings, daß er tatsächlich nicht 
schematisch auf andere Wirtschaftsgruppen über- 
tragen wird, vorausgesetzt ferner, daß sich die Er- 
wartung des Schiedsgerichts, die Preissenkungsaktion 
werde mit größter Energie durchgeführt werden, tat- 
sächlich bestätigt. 
IV. 

Mit einer raschen Belebung der Wirtschaft wird 
man freilich auch dann nicht rechnen dürfen, und 
zwar nicht nur deshalb, weil wir jetzt der wirtschaft- 
lich ungünstigen Jahreszeit entgegensehen. Solange 
die Preissenkungsaktion anhält, solange die Preise 
der Welthandelswaren sinken, legen sich die Käufer 
äußerste Zurückhaltung auf. Die Ungewißheit über 
die politische und wirtschaftliche Entwicklung treibt 
Kapitalien ins Ausland, lähmt die Initiative der Un- 
ternehmer und veranlaßt die Verbraucher, größere 
Anschaffungen zurückzustellen. Galt es noch vor 
einem Jahr als kreditschädigend, seine Lebensfüh- 
rung einzuschränken, so wird jetzt demonstrativ ge- 
spart, wo nur irgend zu sparen ist — gewiß ein 
Zeichen gebesserter Wirtschaftsmoral, wo der Wille, 
sich nach der Decke zu strecken, wirklich ehrlich 
vorhanden ist. Die Auswirkung der erhöhten Kon- 
kurrenzfähigkeit auf den Export wird sich ange- 
sichts der schlechten Konjunktur, die auch im Aus- 
land herrscht, und angesichts des wachsenden Pro- 
tektionismus aller Staaten nur sehr langsam durch- 
setzen, möglicherweise nur in-der Form, daß der 
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Rückgang der deutschen Ausfuhr zum Stillstand 
kommt oder sich verlangsamt. Schließlich sehen 
Sich erst jetzt zahlreiche Industrien, die dank ihrer 
Verbandspolitik oder anderer Umstände die Krise 
„inauszögern konnten, vor die Notwendigkeit gestellt, 
ihren Produktionsapparat den Absatzmöglichkeiten 
anzupassen, ein Prozeß, in dem manches Kartell und 
Wanche Unternehmung zum Erliegen kommen wird. 
, "as dem Staat in dieser Situation zu tun übrig 
Dleibt, ist wenig genug. Er kann die Preissenkung 
und die Anpassung der Produktionskapazität an den 
Bedarf dadurch beschleunigen, daß er seine Macht 
“er Macht der Verbände erfolgreich entgegensetzt — 
erfolgreich deshalb, weil die Macht der Verbände 
Oünehin im Schwinden begriffen ist. Er kann die 
Stimmung und das Vertrauen der Wirtschaft heben, 
Indem er sich bemüht, gesündere politische Verhält- 
Disse zu schaffen und die öffentlichen Finanzen zu 
Ordnen. Er kann die Exportchancen dadurch ver- 
‚essern, daß er eine liberalere Handelspolitik treibt. 
Chließlich kann ег notleidenden Bürgern eine be- 
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scheidene Unterstützung gewähren. Aber welche 
Schwierigkeiten die Durchführung der Preissen- 
kungsaktion selbst in einer allgemeinen Baisse ver- 
ursacht, zeigen die Ereignisse dieser Monate. Krisen- 
herde in der heimischen Wirtschaft kann der Staat 
durch Subventionen eine Zeitlang verdecken, aber er 
kann nicht verhindern, daß sie sich danach um so 
heftiger bemerkbar machen. Den Mangel an Kapital 
vermag er nicht zu beheben, solange er selbst aus 
politischen Gründen nicht an die ausländischen Kre- 
ditmärkte appellieren kann. Walter Rathenau sagte 
einmal: „Die Klage über Schärfe des Wettbewerbs 
ist in Wirklichkeit meist nur eine Klage über Mangel 
an Einfällen“, und auch diesen Mangel kann der 
Staat nicht abstellen. Die kapitalistische Wirtschaft 
hat ihre Eigengesetzlichkeit, der gegenüber die Ge- 
setze des Staates wenig auszurichten vermögen. Ihm 
„bleibt nichts, als mutig gefaßt die Zügel festzuhal- 
ten und bald rechts bald links, vom Steine hier, vom 
Sturze da, die Räder wegzulenken. Wohin es geht, 
wer weiß es?“ 


Arbeitsstreckung, Lohnzuschüsse, Kostensenkung 


Von Dr. Hans-Joachim Rüstow 


Die gesetzliche Anordnung einer Arbeilsstreckung würde eine neue Belastung 
der Industrie, weitere Einschränkung der Produktion und Vermehrung der 
Arbeitslosen zur Folge haben. Durch staatliche Lohnzuschüsse für die Neu- 
einstellung von Arbeitskräften würde die Aufsaugung der Arbeitslosen zwar 
gefördert, die Krise jedoch nicht beseiligt werden. Die endgüllige Wieder- 
herstellung der Rentabilität erfordert eine allgemeine Senkung der Pro- 
duktionskosten. Die enisprechenden Maßnahmen müssen möglichst umfassend 
und konzentriert durchgeführt werden, um eine psychologische Wirkung 
sowie eine mwechselseilige Steigerung der Nachfrage hervorzurufen und die 
dadurch bewirkte zusätzliche Produklion von vornherein in die endgültig 
erforderte Richtung zu lenken. 


SE e Jüngsten Ereignisse haben die Fortführung der 
'skussion über die verschiedenen Vorschläge zur 
*kämpfung der Arbeitslosigkeit nicht überflüssig, 

„Ondern nur noch dringlicher gemacht. Die nächste 
it kann auf diesem Gebiet Entscheidungen über 
Tagen erfordern, die in ihrer grundsätzlichen Be- 

“eutung und Tragweite noch keineswegs genügend 

Seklärt sind. 

KA Arbeitsstreckung 

Während anfänglich die Zweckmäßigkeit einer 
ungeitsstreckung von Vertretern aller Richtungen 
eii Parteien mit erfreulicher Unvoreingenommen- 
акы AT wurde, hat sich bedauerlicherweise all- 

„ lich ein schroffer, in keiner Weise begründeter 

eg nsatz zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh- 

ей, їп дег Diskussion herausgebildet. Bei einer 

к ао" Zuspitzung dieser Gegensätze drohen immer 

еб, Prestigerücksichten in den Vordergrund zu 

sch vm was ın einer für die Gesamtwirtschaft so ent- 
eidenden Frage verhängnisvoll wäre. Schon der 

Erg daß es einerseits ein Unternehmer war, 

ра n Vorschlag der Arbeitsstreckung zuerst pro- 

a und daß es andrerseits gerade die Arbeiter 

» von denen seine Durchführung Opfer er- 


fordert, sollte doch bedenklich machen gegenüber 
der Annahme, daß in dieser Frage ein ein- 
facher Interessengegensatz zwischen Unternehmer 
und Arbeiter bestehe. Gerade die anerkennenswerte 
Bereitwilligkeit der Arbeiter, auf einen erheblichen 
Teil ihres Lohneinkommens zugunsten der arbeits- 
losen Kameraden zu verzichten, macht es zur beson- 
deren Pflicht zu prüfen, ob Kurzarbeit wirklich ein 
brauchbares Mittel zur Verminderung der Arbeits- 
losigkeit ist. Zwecklose Opfer der Arbeiterschaft 
wären heute weniger denn je zu verantworten. 

Rein zahlenmäßig scheint die Rechnung, die dem 
Vorschlag der Arbeitsstreckung zugrunde liegt, glatt 
aufzugehen. Geht man in allen Betrieben, in denen 
bisher 48 Stunden in der Woche gearbeitet wurde, 
beispielsweise zur 40stündigen Arbeitswoche über, 
sò ergibt sich neue Arbeitsgelegenheit in Höhe eines 
vollen Fünftels der bisherigen Belegschaft; denn die- 
selbe Arbeit, die bisher von 100 Arbeitern in 48 Stun- 
den ausgeführt wurde, kann von 120 Arbeitern in 
40 Stunden geleistet werden. Nur bei den kleinen 
Betrieben unter fünf Arbeitern ergibt sich auch 
schon rechnerisch eine Schwierigkeit. Die Kürzung 
der Arbeit von vier oder noch weniger vollbeschäf- 
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tigten Arbeitern um je 8 Wochenstunden ergibt noch 
keine 40stündige Arbeitsgelegenheit für einen neuen 
zusätzlichen Arbeiter. Man müßte also für kleine 
Betriebe diejenige über acht Stunden hinausgehende, 
in jedem einzelnen Falle verschiedene Kürzung der 
Arbeitswoche durchführen, die mindestens für einen 
neuen Arbeiter Beschäftigungsmöglichkeit bietet. 

Größer und grundsätzlicher aber sind die Schwie- 
rigkeiten, die sich ergeben, wenn man über die ab- 
strakte Rechnung hinaus die praktische Durchfüh- 
rung des Projekts und im besonderen die Frage zu 
beantworten sucht, auf welchen Arbeitsplätzen denn 
die neu einzustellenden Arbeitskräfte untergebracht 
werden sollen. 

Mit dem Hinweis darauf, daß doch viele Arbeits- 
plätze leerstehen, ist diese Frage keineswegs befrie- 
digend beantwortet. Stillgelegt werden doch zuerst 
und — von wenigen Sonderfällen abgesehen — aus- 
schließlich diejenigen Produktionsanlagen, deren Be- 
trieb infolge zu hoher Kosten nicht mehr rentabel ist 
(z. B. veraltete Maschinen, die in manchen Betrieben 
noch neben den allerneuesten Modellen stehen) oder 
diejenigen Betriebsteile, für deren Spezialproduktion 
keine genügende Absatzmöglichkeit gegeben ist. 
Auch wo der eigentliche Zweck der Entlassung von 
Arbeitskräften vielfach die Verknappung des Wa- 
renangebots ist, wird man damit die Ausschaltung 
der relativ schlechtesten Produktionsanlagen oder 
die Verminderung unproduktiver Leistungen nach 
Möglichkeit verbinden. Würde man in den stilliegen- 
den Betriebsteilen neue Arbeiter einstellen und da- 
für in den bestrentierenden und deshalb noch voll- 
beschäftigten Teilen eines Unternehmens die Arbeits- 
zeit kürzen, so käme das auf eine privatwirtschaft- 
lich wie volkswirtschaftlich unrationelle Produk- 
tionsverlagerung von rentablen auf unrentable Be- 
triebsanlagen hinaus. 

Bleibt noch die Möglichkeit einer Arbeitsstreckung 
auf den rentablen, noch in Betrieb befindlichen Ar- 
beitsplätzen, was praktisch auf zwei verschiedene 
Arten geschehen kann. 

Erste Möglichkeit: Die tägliche Arbeitszeit wird 
von acht auf knapp sechsdreiviertel Stunden ge- 
kürzt bei gleichzeitiger Vermehrung der Schichten 
mit neueingestellten Arbeitskräften. Allerdings 
würde durch Einführung einer zweiten bzw. dritten 
Schicht die Kürzung der Arbeitszeit mit 16,7 % mehr 
als ausgeglichen werden; soll das Produktionsquan- 
tum im ganzen keine Vermehrung erfahren, so müßte 
ein entsprechender Teil der Produktionsanlagen still- 
gelegt werden. 

Zweite Möglichkeit: Der achtstündige Arbeitstag 
wird beibehalten und die Kürzung der Arbeitswoche 
von 48 auf 40 Stunden so durchgeführt, daß jeder 
Arbeiter nach bestimmter Reihenfolge einen Werk- 
tag in der Woche feiert. 

Beide Arten der Arbeitsstreckung sind im allge- 
meinen nicht ohne mehr oder weniger starke Rei- 
bungsverluste durchführbar. In beiden Fällen wird 
durch den Wechsel des Personals an den einzelnen 
Arbeitsplätzen das Verantwortungsgefühl für die 
Maschinen und das Interesse an ihrer Instandhal- 
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tung und Pflege geschwächt. Auch die geringere 
Kontrollmöglichkeit vermindert die Sorgfalt des Ar- 
beiters bei der Behandlung der Produktionsanlagen 
was einen schnelleren Maschinenverschleiß und häu- 
figere Störungen des laufenden Arbeitsganges 207 
Folge hat. Ein längerer Arbeitsprozeß ап demselber 
Werkstück, der sich über mehrere Schichten er- 
streckt, ist in beiden Fällen kaum durchführbar. 1 

Eine Vermehrung der Schichten (Fall 1) hat die 
teilweise Arbeitsverlegung in die Nacht zur Folge. 
Nachtarbeit aber schwächt die Leistungsfähigkeit des 
Arbeiters — zumal in den engen Proletarierwohnuß- 
gen ein ruhiges Schlafen am Tage kaum möglich ist 
— und muß vielfach mit besonderen Lohnzuschläger 
vergütet werden. Vor allem vermindert sich die Ar: 
beitsqualität während der Nacht in der Regel erheb- 
lich; dazu kommen schließlich noch die zusätzliche® 
Beleuchtungskosten der Arbeitsräume. Wo die 
Schwicrigkeiten mehrerer Arbeitsschichten nicht ins 
Gewicht fallen oder durch anderweitige Vorteil® 
überausgeglichen werden, wird im allgemeinen be- 
reits in mehreren Schichten gearbeitet werden. 

Bei dem zulctzt beschriebenen Verfahren (Fall 2) 
wechseln alle oder ein Teil der Arbeiter täglich ihrer 
Arbeitsplatz, was die genaue Kenntnis und Ver- 
trautheıt mit der Eigenart der einzelnen Maschin® 
erschwert und vielfach den Intensitätsgrad der АГ 
beit stark vermindert. Erfordert jeder Arbeitsplatz 
eine verschiedene Tätigkeit oder müssen die Arbeiter 
gruppenweise aufeinander eingearbeitet sein, so ist 
diese Art der Arbeitsstreckung kaum anwendbar. 

Ganz allgemein ist außerdem für alle Arten der 
Arbeitsstreckung zu berücksichtigen: Jede Neuein- 
stellung von Arbeitern vermindert vorübergehend die 
Produktivität, bis die neuen Arbeitskräfte eingear” 
beitet und mit dem Betriebsorganismus verwachset 
sind: ganz abgesehen davon, daß es sich bei den Er- 
werbslosen vielfach um weniger leistungsfähige Аг" 
beitskräfte handeln wird. Ferner werden die um 
produktiven Arbeiten der Lohn- und Steuerberech- 
nung sowie die allgemeinen Verwaltungskosten — 
und in der Regel auch die Soziallasten — erhöht 
Schließlich ist die Arbeitslosigkeit regional so un 
gleich verteilt, daß in manchen Orten oder Industrie 
bezirken der zur Arbeitsstreckung erforderliche 
Überschuß an Arbeitskräften — vor allem an Fach” 
arbeitern — gar nicht gegeben sein wird. 

Alles in allem ergibt sich also: Wo Arbeits 
streckung überhaupt möglich ist, ist ihre Durchfüb” 
rung mit einer mehr oder weniger großen Erhöhung 
der Produktionskosten auch dann verbunden, went 
die Arbeiter in voller Höhe der Arbeitskürzung au 
den entsprechenden Lohnanteil verzichten. Wo dies® 
Mehrkosten weniger ins Gewicht fallen oder durch 
anderweitige Vorteile ausgeglichen werden, wird i™ 
allgemeinen bereits — schon um der Erhaltung de 
Arbeiterstamms willen — Kurzarbeit als Mittel 207 
Produktionseinschränkung gegenüber der Entlassun& 
von Arbeitskräften vorgezogen. Die Voraussetzunge® 
hierfür sind nicht nur regional und in den einzelne® 
Industrien, sondern auch in jedem einzelnen Unter- 
nehmen oder Betriebsteil verschieden, sie könner 
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sich zudem von einem Monat zum anderen verändern. 
ber das privatwirtschaftlich mögliche und ratio- 
nelle Maß hinaus aber kann man Arbeitsstreckung 
unter keinen Umständen gesetzlich anordnen. Die 
dadurch bedingte, für jede einzelne Unternehmung 
ganz verschieden stark ins Gewicht fallende Ver- 
schlechterung der Rentabilität könnte durch eine ge- 
ringe gleichmäßige Verminderung der Soziallasten 
Nicht ausgeglichen werden und müßte deshalb zu 
weiteren Entlassungen und Betriebsstillegungen 
führen, so daß die Arbeitslosigkeit — möglicherweise 
erheblich — zunehmen würde. Daß ein individuelles 
Verfahren auf dem Verwaltungswege mit bürokrati- 
scher Prüfung und dauernder Kontrolle von Millionen 
Betrieben praktisch nicht in Frage kommt, bedarf 
wohl kaum der Erwähnung. 
Erwägenswert wäre die Frage, ob man nicht um- 
Sekehrt dem Unternehmer einen positiven Anreiz 
zur Durchführung der Arbeitsstreckung geben 
könnte und müßte durch teilweisen Erlaß des Bei- 
ш ages zur Arbeitslosenunterstützung oder durch 
teuernachlaß. Ganz abgesehen von den allgemeinen 
Schweren Bedenken gegen jede Art öffentlicher Sub- 
Vention, müßte man jedenfalls ganz besondere Siche- 
Tungen einschalten, damit eine solche Prämie für 
rbeitsstreckung nicht gerade das Gegenteil von dem 
wirkt, was damit beabsichtigt ist. In vielen Fällen 
Wird nämlich lediglich Arbeitskürzung, d. h. eine 
toduktionseinschränkung, nicht aber der End- 
2weck, d. h. eine Neueinstellung von Arbeitskräften 
erzielt werden. Daß die Arbeitskürzung nur unter 
“er Bedingung gleichzeitiger Neueinstellung von Ar- 
eitskräften prämiiert wird, genügt nicht, um jene 
Yolkswirtschaftlich unerwünschte Endwirkung zu 
vermeiden. Dieser Bedingung würde man auch 
urch Wiedereinstellung ad hoc entlassener Arbeits- 
kräfte genügen. Alle Unternehmungen, die Interesse 
an einer Produktionseinschränkung haben — sei es, 
aß sie dadurch einen höheren Preis erzielen, oder 
die bei Vollbeschäftigung notwendige Hereinnahme 
unrentabler Aufträge vermeiden können —, wären 
also in der Lage, sich diese Einschränkung ihrer 
Toduktion auch noch prämiieren zu lassen. Schon 
ei Ankündigung einer andernfalls unvermeidbaren 
rbeiterentlassung, deren zwingende Notwendigkeit 
Dicht nachgeprüft werden kann, würde der Staat 
Dicht umhin können, die für Arbeitsstreckung vor- 
Безеһепе steuerliche oder sonstige Vergünstigung zu 
Bewähren; andernfalls könnte der Anspruch darauf 
urch vorübergehende Arbeiterentlassung mit Nach- 
ruck geltend gemacht werden. In einer Zeit, in der 
1€ meisten Betriebe gefährdet sind, könnte man es 
em verantwortlichen Betriebsleiter nicht einmal 
verdenken, wenn er zur Hebung oder Wiederher- 
Stellung der Rentabilität seines Unternehmens auch 
von Mitteln Gebrauch macht, die nur formal dem 
setz entsprechen, ganz abgesehen davon, daß das 
ispiel eines einzelnen Unternehmers die Konkur- 
venten zur Nachahmung zwingen würde. Ähnliche 
“älle sind jüngst bereits vorgekommen, als die Ver- 
Sebung öffentlicher Aufträge an die Bedingung einer 
Neneinstellung von Arbeitern geknüpft wurde. 
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Allerdings könnte die staatliche Beihilfe zur Ar- 
beitsstreckung auf diejenigen Fälle beschränkt wer- 
den, in denen die Arbeiterzahl eines Betriebes durch 
Neueinstellungen über eine bestimmte Relation zum 
Vorjahre hinaus vermehrt wird. Dadurch würde 
zwar die Möglichkeit zum Mißbrauch der Sub- 
ventionen weitgehend unterbunden, zugleich aber 
auch ihre positive Bedeutung noch weiter einge- 
schränkt werden. Durch eine solche Beschränkung 
der staatlichen Vergünstigungen geht nämlich jeder 
Einfluß darauf verloren, daß bei zukünftigen Pro- 
duktionseinschränkungen die Unternehmer häufiger 
von dem Mittel der Kurzarbeit Gebrauch machen und 
seltener Arbeiter entlassen. Das würde aber den Ver- 
zicht gerade auf diejenige Wirkung bedeuten, die 
von den Gewerkschaften als das Hauptziel der Ar- 
beitsstreckung bezeichnet wurde. 

Vor allem aber erschwert jede Begünstigung der 
Arbeitsstreckung die volle Wiederausnützung der in- 
dustriellen Kapazität. Wollte ein Unternehmer bei 
erhöhtem Auftragseingang seine Betriebskapazität 
durch Neueinstellung von Arbeitern mit 48stündiger 
Arbeitszeit voll ausnützen, so müßte er auf die Ver- 
günstigung verzichten, die er nur bei gleichzeitiger 
Arbeitszeitverkürzung erhält. Er wird also zu einer 
gewissen Zurückhaltung in der Hereinnahme von 
Aufträgen bzw. zur Forderung höherer Preise ver- 
anlaßt, vor allem natürlich dann, wenn er bei Voll- 


а С иска Sams аЙ air. So шы u wagen =. Ж LEE ENEE ЖЕШ 
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Da vereinzelt noch Zuschriften, Be- | 
stellungen und Geldbeträge, die für das 
Magazin der Wirtschaft bestimmt sind, an 
die Firma Verlag Wirtschaft und Geschäft { 
GmbH oder zu Händen des früheren Нег- 
ausgebers Leopold Schwarzschild gesandt 
werden, legen wir Wert auf die Feststellung, 
daß das Magazin der Wirtschaft seit dem 
1. Januar d. J. weder mit der Verlag Wirt- 
schaft und Geschäft GmbH, noch mit dem 
früheren Herausgeber Leopold Schwarz- 
schild in irgendwelcher Verbindung steht. 
Wir bitten dringend, für das Magazin der 
Wirtschaft bestimmte Sendungen nicht 
an den früheren Herausgeber oder den 
früheren Verlag zu richten, sondern nur 
an die Redaktion oder den neuen Ver- 
lag (Magazin der Wirtschaft Verlagsgesell- 
schaft mbH). 


Redaktion und Verlag des 
MAGAZINSDER WIRTSCHAFT 
BERLIN W 62, KURFÜRSTENSTR. 131 
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produktion nach dem Gütermannschen Vorschlag 
z. B. auch noch mit einer Strafe belegt würde. 

Weit davon entfernt, einen Impuls zur Wieder- 
belebung der Konjunktur zu geben, kann also die 
Subvention der Arbeitsstreckung zu einem direkten 
Hemmnis für die Wiederingangsetzung der brach- 
liegenden Produktivkräfte unserer Wirtschaft wer- 
den, ganz abgesehen davon, daß ihre Durchführung 
unproduktive Mehrarbeit der Behörden und viele Un- 
zuträglichkeiten im einzelnen mit sich bringen würde. 

So sieht in Wirklichkeit die Aktion aus, für die 
einem Teil der Arbeitnehmer ein erheblicher Lohn- 
verzicht zugemutet werden soll. Es ist nicht anzu- 
nehmen, daß die Arbeiterschaft zu einem solchen 
Opfer bereit wäre, wenn sie sich der geringen posi- 
tiven Möglichkeiten des Projekts und zugleich seiner 
Gefahren in vollem Maße bewußt wäre, denn gerade 
für die Arbeiterschaft werden die unvermeidbaren 
negativen Wirkungen möglicherweise weit über- 
wiegen. 


Öffentliche Lohnzuschüsse 

Eine staatliche Beihilfe zur Einstellung zusätz- 
licher Arbeitskräfte an die Bedingung einer gleich- 
zeitigen Arbeitszeitverkürzung, also an eine Pro- 
duktionseinschränkung knüpfen, heißt zugleich einen 
Anreiz und ein Hemmnis für die Aufsaugung von 
Arbeitslosen schaffen. Lehnt man den Gedanken 
staatlicher Subventionen trotz aller Bedenken und 
Gefahren nicht grundsätzlich ab, so sollte man schon 
lieber das einfachere, klarere und weit wirkungs- 
vollere Mittel der Lohnzuschüsse für die Wieder- 
einstellung von Arbeitskräften ganz allgemein, ohne 
Verkupplung mit einer Arbeitszeitverkürzung, an- 
wenden. Ohne Zweifel wäre es möglich, teils 
durch Wiederinbetriebnahme_ stilliegender Arbeits- 
plätze, teils durch Vermehrung der Arbeitsschichten 
auch ohne eine Ausweitung der vorhandenen 
Produktionsanlagen alle Arbeitslosen zu beschäfti- 
gen, sofern der Staat den dabei entstehenden 
Rentabilitätsausfall vergütete. Der volle Betrag der 
andernfalls notwendigen Arbeitslosenunterstützung 
stünde für diesen Zweck zur Verfügung, d. h. der 
Staat könnte fast die Hälfte des Lohnes der neu ein- 
gestellten Arbeiter zuschießen. 

Auch gegenüber dieser Art öffentlicher Zuschüsse 
aber gelten die grundsätzlichen Bedenken gegen jede 
staatliche Subvention der Wirtschaft. Selbstverständ- 
lich ist der Vorschlag überhaupt nur diskutabel, 
wenn die staatlichen Subventionen nicht bedingungs- 
los, sondern beispielsweise nur soweit bewilligt wer- 
den, als die Belegschaft eines Betriebes oder Unter- 
nehmens über eine bestimmte Relation zur Arbeiter- 
zahl des Vorjahrs hinaus vermehrt wird’), sonst würde 


: D Praktisch käme etwa folgendes Verfahren in Frage: Die Beleg- 
schaftszahl eines rollenden Dreimonatsdurchschnitts wird in Vergleich 
gesetzt mit der durchschnittlichen Arbeiterzahl der entsprechenden Mo- 
nate des Vorjahrs unter Umrechnung der Kurzurbeiter auf Vollbeschäf- 
gjete. Nur für die EIER Neueinstellungen. die über einen bestimmten 
rozentsatz der Vergleichsmenate des Vorjahrs hinausgehen. wird ein 
Lohnzuschuf bezahlt. Dieser Prozentsatz selbst, der ala Basis für die 
Bemessung der Zuschüsse dient. soll den inzwischen eingetretenen struk- 
turelien oder kanjunkturellea Veränderungen der Absatzmöglichkeiten 
entsprechen. Er тії е also ermittelt werden durch einen Vergleich des’ 
Beschäftigungsgrades der einzelnen Betriebe in den dem Bekanntwerden 
des betreffenden Gesetzentwurfs unmittelbar vorausgegangenen Monatea 
mit den entsprechenden Monaten des Vorjahres, 
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jeder Betrieb nach vorübergehender Entlassung 
seiner Belegschaft „Neueinstellungen von Arbeits- 
losen“ vornehmen. 

Ganz unvermeidbar wäre jedoch, daß in vielen 
Fällen die Lohnbeihilfe tatsächlich eine Prämie 
für Rückständigkeit und Untüchtigkeit sein oder 
wenigstens als ein bedenklicher Eingriff in die freie 
Konkurrenz empfunden werden würde. Da die 
Mittel für staatliche Lohnzuschüsse in erster Linie 
von den bestrentierenden Betrieben aufgebracht wer- 
den müssen, würden Unternehmern, denen es ge- 
lungen ist, durch hervorragende Tüchtigkeit und 
möglicherweise mit großen Opfern ihre Produktion 
uneingeschränkt aufrechtzuerhalten und keinen Mana 
ihrer Belegschaft zu entlassen, Mittel entzogen wer- 
den, um rückständige Betriebe zu subventionieren- 
Besondere Schwierigkeiten entstehen durch die in 
den einzelnen Jahren ungleiche Stärke der Saisonein- 
flüsse und der mehr oder weniger zufälligen Absatz- 
schwankungen des einzelnen Betriebes; kein noch so 
verfeinertes Verfahren ermöglicht ihre restlos be- 
friedigende Lösung. 

Vor allem aber kommt die ganze Aktion der 
Schaffung zusätzlicher Arbeitsmöglichkeiten neuge- 
gründeter Unternehmungen überhaupt nicht zugute: 
Die wirtschaftliche Depression bleibt latent bestehen, 
die Unrentabilität der Produktion wird nicht durch 
Senkung der Produktionskosten beseitigt, sondern 
nur durch öffentliche Zuschüsse überdeekt. Diese 
müssen genau wie die Mittel zur Unterstützung von 
Erwerbslosen den rentierenden Betrieben entzogen 
werden, wodurch deren Investitionskraft geschwächt 
wird. Ein solcher Zustand ist auf die Dauer unhalt- 
bar. Bei der ganzen Aktion könnte es sich also 
höchstens um eine kurzfristige Übergangsmaßnahme 
handeln, die uns der Notwendigkeit einer endgülti- 
gen Wiederherstellung der Rentabilität nicht enthebt. 


Senkung der Produktionskosten 


Die Wiedergewinnung der Rentabilität setzt eine 
tatsächliche Senkung der Produktionskosten voraus. 
Sie kann also nur durch Maßnahmen erreicht wer- 
den, die auf dieses Ziel gerichtet sind. Daher muß 
jeder mögliche staatliche Einfluß zur Senkung mono- 
polistischer Preise und der Preise öffentlicher Unter- 
nehmungen, der Kartelle und des Kleinhandels 
geltend gemacht werden. Daneben ist aber auch eine 
gewisse Kürzung der Gehälter und Löhne unvermeid- 
bar, bis die Wirtschaft wieder imstande ist, ohne 
Subventionen alle Arbeitsuchenden rentabel zu be- 
schäftigen. In einer großen Aktion müssen alle in 
Frage kommenden Mittel zusammengefaßt werden. 

Freilich ist für manche ökonomische Fehler und 
zahlreiche Überhöhungen der allgemeinen Produk- 
tionskosten, die die Krise mitverursacht ‚haben, der 
Arbeiterschaft keine Schuld beizumessen. Da aber 
die Krise am stärksten die Arbeiter selbst belastet, 
würde die Verweigerung der Mithilfe zu ihrer Über- 
windung, soweit dies persönliche Opfer erfordert. 
eine Verkennung und Mißachtung des eigenen Inter- 
esses bedeuten. Tatsächlich zeigt ja das von den Ge-. 
werkschaften gemachte Angebot eines erheblichen 
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Lohnverzichtes durch Arbeitszeitverkürzung, daß 
Man bereit ist, Opfer für die arbeitslosen Kameraden 
zu bringen. In manchen Betrieben hatten die Arbeit- 
nehmer sogar einer 25 %igen Arbeitszeit- und Lohn- 
ürzung zugestimmt. Kaum verständlich aber ist es, 
daß man auf der einen Seite zu einem hohen Lohn- 
verzicht bei Arbeitsstreckung bereit ist, auf der 
andern Seite aber eine weit geringere Lohnkürzung 
zur Wiederherstellung der Rentabilität auf den zur 
“еі nicht betriebsfähigen Arbeitsplätzen ablehnt. 
nd das, obwohl der mit einer Arbeitsstreckung ver- 
bundene Lohnverzicht nur eine anerkannt geringe 
Positive Bedeutung für die Aufsaugung der Arbeits- 
Zeen haben kann, keine Senkung der Preise und 
einen Impuls zur Besserung der Konjunktur be- 
Wirkt, dagegen ganz unvermeidbar negative Wir- 
Kungen auslöst. Das kleinere Opfer einer prozentual 
Seringeren einfachen Lohnkürzung aber würde in 
erbindung mit einer allgemeinen Kostensenkungs- 
aktion ein wirksames Mittel nicht nur zu einem all- 
&emeinen Preisabbau, also zur relativen Steigerung 
des Realeinkommens, sondern zur Überwindung der 
rise und Aufsaugung der Arbeitslosen sein. 
‚Eine solche Lohn- und Gehaltskürzung für jeden 
Einzelnen Betrieb an die Bedingung einer entsprechen- 
en Neueinstellung von Arbeitslosen zu knüpfen, 
Würde wahrscheinlich den Erfolg der ganzen Aktion 
ш Frage stellen, jedenfalls aber beeinträchtigen. Es 
gilt ja nicht nur die Wiedereinstellung von Arbeits- 
Kräften zu fördern, sondern auch Betriebe vor dem 
tohenden Zusammenbruch zu bewahren. Im übrigen 
Würde ein solches Verfahren dieselben Schwierig- 
Кееп und Gefahren mit sich bringen, wie sie für 
1е Erteilung von Lohnzuschüssen, für die Subventio- 
nerung der Arbeitsstreckung aufgewiesen wurden. 
‚Begreiflich aber ist es, wenn die Arbeitnehmer 
eine Garantie verlangen, daß die Lohnkürzung nicht 
Nger aufrechterhalten wird, als es das dringende 
Nieresse der Gesamtwirtschaft und der Arbeiter 
selbst verlangt. Unter Voraussetzung freier Lohn- 
ildung freilich würde die steigende Nachfrage nach 
Arbeitskräften bei aufsteigender Konjunktur und 
Че Verminderung der Arbeitsuchenden selbsttätig 
SCH Wiederanstieg der Löhne und Gehälter zur 
oige haben. Für langfristig abgeschlossene Tarife 
aber könnte man als Sicherung die Klausel einfügen, 
fall sich nach Unterschreitung einer gewissen Min- 
estzah] von Arbeitslosen die neuen Tarifsätze pro- 
Bressiy wieder bis auf den Ausgangsstand erhöhen. 
Für den Absatz der Industrie bedeutet eine Kür- 
We: der Löhne nur eine Verschiebung der Kauf- 
ka t zugunsten der Unternehmer bzw. der mit den 
Sparten Mitteln neu eingestellten Arbeiter’). Das 
deutet jedoch nicht etwa, daß — wie Professor 
KE in seinem im vorigen Heft dieser Zeitschrift 
ке. !епепеп Aufsatz „Das Allheilmittel der Lohn- 
“ung anzunehmen scheint — nur in Höhe der 
Murch Lohnkürzungen ersparten Mittel neue Arbeits- 
det, E 


AN Sich der durch eine Lohnsenkung ausgelöste Ргогей der Ver- 
май тер nd Sieigerung von Kaufkraft und Produktion im einzelnen 
Eeer ist in meinem Aufsatz „Das Problem des Absatzes bei Lohn- 
Бе“, im „Deutschen Volkswirt‘, 4, Jahrg., Nr. 42, dargestellt 
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kräfte eingestellt werden könnten. Entscheidend ist 
für die Aufsaugung von Arbeitslosen lediglich die 
Wiederherstellung der Rentabilität. Durch diese 
allein notwendige Bedingung für die Beschäftigung 
Arbeitsuchender und die Steigerung der Produktion 
wird zugleich auch die Möglichkeit zu einer Kredit- 
erweiterung der Banken und zu verstärktem Geld- 
zufluß vom Ausland geschaffen. Für die Wiederher- 
stellung der Rentabilität aber kann eine relativ ge- 
ringe Lohnkürzung schon eine erhebliche Auswirkung 
haben. Zu der unmittelbaren Kostensenkung kommt 
die mittelbare Entlastung durch den mit der Auf- 
saugung von Arbeitslosen verbundenen Abbau der 
Sozialbeiträge, durch die "Wiedergewinnung des 
früheren Absatzes für an sich rationelle Unter- 
nehmungen, die nur durch den N achfrageausfall still- 
gelegter oder eingeschränkter Betriebe mitbetroffen 
wurden, und schließlich durch die allgemeine Steige- 
rung der Nachfrage bei erhöhter Investitionstätigkeit 
der Wirtschaft. 

Nur eine umfassende und möglichst konzentrierte 
Kostensenkungsaktion kann der Wirtschaft den er- 
forderlichen kräftigen Auftrieb geben und die 
psychologischen Wirkungen auslösen, die nicht zu- 
letzt für die Wiederbelebung der Konjunktur und 
Neuentfaltung der Unternehmerinitiative entschei- 
dend sind. Abgesehen davon würden kleine ver- 
zettelte Maßnahmen nicht die allgemeine Preis- 
senkung bewirken, die Voraussetzung ist sowohl für 
eine — mindestens als Ankurbelungsmittel not- 
wendige — Steigerung des Exports wie für die er- 
wünschte relative Hebung des Realeinkommens: 
Außerdem käme bei Teilaktionen in größeren Zeit- 
abständen keine wechselseitige Steigerung der Nach- 
frage und des Absatzes der verschiedenen Industrie- 
gruppen und der einzelnen Betriebe zustande. 
Schließlich würde die zusätzliche, durch Neueinstel- 
lung von Arbeitern bewirkte Produktion nicht von 
vornherein in die endgültige, der allgemeinen Kosten- 
senkung entsprechende Richtung gelenkt, d. h. die 
gegenseitige Anpassung von Produktion und Nach- 
frage würde erschwert werden. 

Je konzentrierter aber die Aktion zur Senkung der 
Produktionskosten durchgeführt wird, desto wich- 
tiger ist es, daß die Unternehmer noch durch einen 
besonderen Impuls veranlaßt werden, ohne Verzug 
die Senkung der Produktionskosten zur Erhöhung 
ihrer Investitionen und zur Neueinstellung von Ar- 
beitskräften auszunützen. Anderenfalls würde der 
durch die Lohnkürzung entstehende Kaufkraftaus- 
fall nur eine Verschärfung der Krise zur Folge haben. 

Leider sind die Mittel zur‘ massierten Ver- 
gebung öffentlicher Aufträge, die ohne eine allge- 
meine Aktion zur Wiederherstellung der Rentabilität 
vollkommen wertlos, ja gefährlich waren, bereits zu 
einem großen Teil nutzlos verausgabt worden. Bis 
zum Zustandekommen einer allgemeinen Kosten- 
senkungsaktion werden sie wohl restlos aufgebraucht 
sein. Man muß sich also nach anderen Möglichkeiten 
umsehen, um den Unternehmern jenen’vielteicht ent- 
scheidenden Impuls zur unverzüglichen: Neueinstel- 
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lung von Arbeitslosen zu geben. Für diesen Zweck 
könnten die oben besprochenen staatlichen Lohnzu- 
schüsse, die als Ersatz der notwendigen Maßnahmen 
zur endgültigen Wiederherstellung der Rentabilität 
unbedingt abgelehnt werden müssen, vielleicht ein 
sehr wirksames und für den Erfolg der Aktion ent- 
scheidendes Mittel darstellen. Selbstverständlich ist 
auch unter diesem Gesichtspunkt eine möglichst 
teichliche Kapitalzufuhr erwünscht. 
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Nachdem kostbare Zeit nutzlos verstrichen ist, gilt 
es jetzt, alle Kräfte in äußerster Konzentration und 
Energie zusammenzufassen. Es muß unter allen Um- 
ständen gelingen, den saisonmäfigen Auftrieb des 
kommenden Frühjahrs ‚zu einer entscheidenden 
Wiederbelebung der Wirtschaft auszunutzen, soll die 
Arbeitslosigkeit nicht ein wirtschaftlich und poli- 
tisch katastrophales Ausmaß erreichen und die 
Existenz der Wirtschaft gefährden. 


Der Gestaltwandel 
der Handelspolitik unter dem Einfluß der Kartelle 


Von Dr. Arthur Feiler 


Hinter den Zollmauern wachsen die Kartelle und verwandeln durch Überhöhung 
des Inlandspreises den Schutzzoll in einen Bereicherungszoll. Umgekehrt treiben 
die Kartelle auf dem Weltmarkt Schleuderkonkurrenz bis zum regelrechten 
Dumping und verschärfen dadurch den handelspolitischen Kampf. Die inter- 
nalionale Kartellierung, verbunden mit der Unterwerfung des heimischer 
Handels und mit Kontingents- und Gebietsschutzabkommen der privaten 
Industrien, führt vollends zu einer Mattsetzung der staatlichen Zollpolitik, die 
in die Gefahr gerät, in entscheidenden Fragen nur noch Dienerin der privaten 
Kartellmacht zu sein. 


Zwischen Kartellen und Zöllen besteht eine dop- 
pelte Wechselwirkung: der Zoll fördert die Bildung 
der Kartelle und die Kartelle fördern die Ausnützung 
der Zölle — und vielfach ist diese Zollausnutzung zu- 
gleich ein Hauptanstoß für die Entstehung und ein 
Hauptziel bei der Aufrechterhaltung des Kartells. 

Der Zoll aber verändert durch die Kartellierung 
seinen Charakter. Denn ob er nun ursprünglich nur 
als „Erziehungszoll“ oder, weitergehend, als „Mittel 
zum Schutz der nationalen Arbeit“ begründet wurde — 
daß er dauernd im Inlandspreise zum Ausdruck 
kommen und diesen Inlandspreis um die Höhe des 
Zolles über den Weltmarktpreis hinaus dauernd stei- 
gern solle, das lag nicht in der Linie der ursprüng- 
lichen Ziele. Die Lehre vom Erziehungszoll sah viel- 
mehr das Gegenteil voraus. Sie erwartete hinter der 
Zollmauer eine Stärkung, eine Steigerung der in- 
ländischen Produktion bis zu dem Grade, daß diese 
schließlich den inländischen Bedarf decken und ihn 
übertreffen werde: dann hebe sich die preiserhöhende 
Wirkung des Zolles von selber auf. Und auch das 
Schutzzollargument, gröber als der Gedanke Friedrich 
Lists, zielte nur darauf ab, eben diese Barriere vor 
der ausländischen Konkurrenz aufzurichten. An 
dieser Barriere sollte die ausländische Einfuhr sich 
gehemmt sehen; die Zollmauern sollte sie zu über- 
springen genötigt sein, bevor sie auf dem fremden 
Markt eindringen könne; dadurch, und bis zur Höhe 
des Zolles, sollte der inländische Markt der inlän- 
dischen Produktion vorzugsweise gesichert, soweit 
sollte sie vor der fremden Konkurrenz geschützt sein. 

Weiter ging die Lehre nicht. Und weiter ging im 
allgemeinen auch nicht die Praxis. Vereinzelte Aus- 
nahmen, in denen dieser Zweck des Zolles künstlich 
vergrößert wurde, gab es früh. Das bekannteste Bei- 


spiel dafür in Deutschland sind die Getreideeinfuhr- 
scheine. Indem nämlich der Staat bei der Ausfuhr 
von Getreide diese Einfuhrscheine in der Höhe des 
Zollbetrages dem Exporteur aushändigte und diese 
Scheine dann nicht nur bei der Einfuhr der ent- 
sprechenden Menge derselben Sorte Getreide als Zoll- 
zahlung wieder entgegennahm, sondern bei einer 50 
großen Menge von verschiedenen Einfuhrwaren, daß 
die Verwertung des Einfuhrscheines für seinen vollen 
Betrag jederzeit unzweifelhaft gesichert war — er- 
reichte er das gleiche, wie wenn er ein deutsches 
Roggensyndikat gebildet hätte. Wobei nur noch hin- 
zukam, daß die Reichskasse selbst es war, die (durch 
Verzicht auf die entsprechenden Zolleingänge) die 
Mindererlöse bezahlte, die ein solches Roggensyndikat 
bei seinen Auslandsverkäufen betroffen hätten. Und 
das ging so lange, bis durch die riesenhafte Steige 
rung des Zolles auf der einen, und durch die wachsen- 
den Ausfuhrmengen auf der anderen Seite die finan- 
zielle Belastung der Reichskasse aus diesem System 
untragbar wurde; dann erfolgte (im Jahre 1929) 
eine Einschränkung des Systems. Zu diesem System 
aber war man beim Roggen gekommen, weil Deutsch- 
land an Roggen einen Überschuß über den eigenen 
Bedarf hinaus erzeugt, der im Export Verwendung 
sucht: die Folge ist, daß, wenn nicht künstliche 
Mittel diese Wirkung aufheben, der Inlandspreis, von 
den Frachtdifferenzen abgesehen, trotz des Zolles der 
Weltmarktpreis nicht überschreiten würde. Umge- 
kehrt steht es beim Weizen. Hier hat Deutschland 
einen regelmäßigen Einfuhrbedarf über die eigen® 
Produktion hinaus. Und der bewirkt, daß sich nor- 
malerweise der inländische Weizenpreis auch ohn® 
weitere künstliche Stützen auf der Höhe von Welt- 
marktpreis plus Zoll und Fracht halten wird. 
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‚Der Vorgang ist lehrreich, weil er mit schemati- 
sierender Deutlichkeit die Linie klarstellt, die sich 
durch die Verbindung von Zoll und Kartell bei in- 
dustriellen Erzeugnissen entwickelt. Denn auch bei 
Industrieprodukten besteht eine Möglichkeit, den Zoll 
zur Erhöhung des Inlandspreises auszunutzen, an sich 
aur so lange, wie die heimische Produktion noch 
hinter dem inländischen Verbrauch zurückbleibt und 
Su dessen Deckung einer Ergänzung durch aus- 
ändische Einfuhr bedarf. In diesem Falle wird der 
andel, für den sich diese ausländische Einfuhr um 
den Betrag des Zolles verteuert, den inländischen 
roduzenten regelmäßig so lange bevorzugen, wie 
dieser ihm die gleiche Ware um ein geringes billiger 
anbietet, als die ausländische Ware ihn einschließlich 
des Zolles zu stehen kommt; bis zu dieser Höhe also 
kann der inländische Produzent seine Preise setzen. 
Das Bild ändert sich aber sofort, wenn — Ziel des 
tziehungszolles — die inländische Produktion sich 
unter dem Schutz des Zolles so weit erhöht hat, daß 
Sie ihrerseits den heimischen Bedarf übersteigt und 
nun für den Überschuß Absatz auf dem Weltmarkt 
20 suchen gezwungen ist. Denn dann werden die in- 
‘ändischen Produzenten im Wettbewerb miteinander 
ihre Erzeugung zunächst so lange auf dem inlän- 
dischen Markt anbieten, wie sie auf diesem noch 
©шеп irgendwie höheren Erlös als beim Export er- 
zielen können. Und da sie ihre Produktion dabei 
doch nicht voll absetzen können, so werden sie durch 
iese Konkurrenz den Inlandspreis so lange hinunter- 
rücken, bis er ihnen keine höheren Erlöse als der 
хрогі mehr liefert — das heißt, der Inlandspreis 
wird auf den Weltmarktpreis sinken. 
Und das ist der Punkt, an dem die kartellfördernde 
irkung des Zolles und die Zollausnutzung durch 
das Kartell einsetzt. Denn das Bestreben des Kartells 
ist es gerade, diese Konkurrenz der heimischen 
Produzenten auf dem Inlandsmarkt soweit auszu- 
Schalten, daß es seinen Mitgliedern die Möglichkeit 
gibt, unter dem Zollschutz trotz des Exportüber- 
Schusses den Inlandspreis über dem Exportpreis zu 
alten. Je straffer das Kartell organisiert ist, desto 
vollkommener ist diese Wirkung. Sie wird am deut- 
lichsten in den Fällen, in denen sich die Unter- 
üehmungen eines Produktionszweiges zu einem Ver- 
kaufssyndikat zusammenschließen. Dieses Verkaufs- 
Syndikat bestimmt den Inlandspreis, und es verkauft 
zu diesem Preise das auf dem Inlandsmarkt hinter 
er Zollmauer abzusetzende Quantum, während es 
seinerseits den Überschuß exportiert, ohne daß davon 
“in Druck auf den Inlandsmarkt ausgehen könnte. 
Das bedeutet: Aus dem Schutzzoll wird durch das 
н ein Bereicherungszoll, ein Mittel zur Über- 
Dune des inländischen Preises über den Weltmarkt- 
Preis unter Ausnutzung des Zolles. Und die Aussicht, 
ee das Kartell diesen Bereicherungszoll zu ge- 
E en, fördert die Kartellierung, bringt auch bei 
э weiliger Erschütterung die .Kartelle immer wieder 
usammen. Gewiß ist, das sei nochmals betont, die 
Gë gezogene Linie schematisierend vereinfacht. Die 
adustriellen Erzeugnisse sind nicht so fungibel wie 
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Roggen und Weizen, und um so weniger, je mehr man 
von Rohstoffen und Halbfabrikaten zu Fertigerzeug- 
nissen vorschreitet; um so weniger ist dann ein Welt- 
marktpreis einfach und einheitlich festzustellen — 
dies ist ja auch der Grund, weshalb die monopo- 
listische Kartellbildung (soweit es sich nicht um die 
in wenigen Riesenunternehmungen konzentrierte Er- 
zeugung oder um Markenwaren und dergleichen 
handelt) um so schwerer herzustellen ist, je mehr 
man sich von den Rohstoffen entfernt. Eine Industrie 
(kartelliert oder nicht) wird zudem die Richtung 
ihres Absatzes nach In- und Ausland nicht lediglich 
nach den momentanen Preisen bemessen, derart 
etwa, daß sie in Zeiten der Hochkonjunktur, wenn 
die Nachfrage auf dem Inlandsmarkt groß ist, auf 
den Auslandsabsatz etwa ganz verzichten würde — 
sie wird auch dann bestrebt sein, die ausländischen 
Verbindungen nicht zu verlieren, die sie bei dem 
wieder eintretenden Wechsel der Konjunktur doch 
wieder nötig hätte, aber, einmal aufgegeben, nur mit 
großen Mühen und Kosten wiedergewinnen müßte. 
Dennoch, in der großen Linie gilt das oben Gesagte, 
besteht der Satz zu Recht, daß die Kartellierung aus 
dem Schutzzoll den Bereicherungszoll macht. 

Daraus aber folgt dann auch das Zweite, für die 
Handelspolitik ebenfalls überaus Wichtige: daß näm- 
lich die Verbindung von Zoll und Kartell, die auf 
dem Inlandsmarkt Preiserhöhung zur Folge hat, auf 
dem Weltmarkt eine Verschärfung der Konkurrenz, 
sine Verschärfung des Preisdrucks bis zum unmittel- 
baren Dumping nach sich zieht. Die Inlandspreise 
sind durch Zoll und Kartell gesichert; der Auslands- 
absatz wird weitgehend als Zusatzbeschäftigung be- 
trachtet, die, namentlich für Industrien mit hohem 
investierten Kapital und demzufolge hohen fixen 
Kosten, als ein wichtiges Mittel angesehen wird, 
durch erhöhte Ausnutzung dieser Anlagen diese fixen 
Kosten für die Gesamtproduktion zu senken; so gilt 
es in manchen straff kartellierten Industrien schon 
als Axiom, daß der Auslandsabsatz privatwirtschaft- 
lich schon rentiere, wenn er lediglich die Kosten des 
Materials und der Löhne hereinbringe, ohne Ein- 
kalkulierung der Generalunkosten, der Kapitalver- 
zinsung und der Abschreibungen. Die handelspoli- 
tische Wirkung aber ist eine Verschärfung der 
Schutzzolltendenzen in den anderen Ländern, die 
sich durch solche Schleuderkonkurrenz bedroht 
fühlen, ist damit eine immer weitere Gefährdung 
der internationalen Arbeitsteilung mit den ent- 
sprechenden Rückwirkungen auch auf das Land, das 
zuerst in der Verbindung von Zoll und Kartell ein 
Mittel zum Schutze seiner nationalen Arbeit aus- 
gebildet zu haben glaubte. 

Man muß diese Wirkung von Zoll und Kartell er- 
kennen, um daran die ganze Verkehrtheit einer Argu- 
mentation zu begreifen, die, heute speziell in 
Deutschland weit verbreitet, über hohe Preise klagt 
und sich dann damit begnügt, diese hohen Preise 
einfach mit den hohen Selbstkosten zu erklären, statt 
zu fragen, mit welchen Mitteln denn diese hohen 
Preise auf dem inländischen Markt durchgesetzt 
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werden. Denn das Normale ist doch, daß sich die 
Selbstkosten nach den erzielbaren Preisen richten 
und nicht die Preise nach den Selbstkosten; seine 
Selbstkosten (und möglichst einen Gewinn dazu) 
hereinzubringen — darin besteht ja eben die Kunst 
des Kaufmanns, der sein Kapital und seine Arbeit 
für solche Produktionen einsetzt, die ihm dies nach 
der jeweiligen Marktlage ermöglichen. Wenn Zölle 
und Kartelle umgekehrt die Basis dafür abgeben, 
durch künstlich hochgehaltene Preise die so ge- 
schützte Produktion zu sichern, so wird für Kapital- 
und Unternehmerarbeit der Zwang vermindert, sich 
in der jeweils auf Grund der Marktbildung nutz- 
bringendsten Produktion zu betätigen. 

Immerhin bleibt in diesen Fällen der nationalen 
Kartelle die Oberhoheit des Staates noch gewahrt. 
Der Staat kann, wenn ein nationales Kartell den Zoll 
mehr ausnutzt als er will — durch Überhöhung der 
inländischen Preise oder durch Dumpingpreise bei 
der Ausfuhr — einer solchen Politik des Kartells die 
Basis dadurch entziehen, daß er den Zoll herabseizt 
oder aufhebt. Und in der Tat ist eine Ermächtigung 
des Staates zu einer solchen wirtschaftspolizeilichen 
Maßnahme zur Ergänzung der allgemeinen staat- 
lichen Kartellpolitik und Kartellkontrolle dringend 
zu fordern. Einstweilen ist diese Möglichkeit aller- 
dings mehr theoretischer Natur; in der Praxis ist von 
ihr bisher kaum Gebrauch gemacht worden. Doch 
sieht z. B. für Deutschland die Notverordnung vom 
Juli 1950 gegen unwirtschaftliche Preisbindungen 
eine solche Möglichkeit ausdrücklich vor. 

Die Lage ändert sich aber tiefgehend, wenn das 
nationale Kartell zur internationalen Kartellierung 
fortschreitet. Ohne diese wird das nationale Kartell 
immer noch durch die ausländische Konkurrenz ge- 
zügelt, die auf seinem Markt ebenso schleudern 
kann, wie es selbst auf dem fremden. Also ergibt 
sich gerade bei den am straffsten kartellierten und 
kartellierbaren Industriezweigen das Bestreben, diese 
ausländische Konkurrenz noch weiter zu beseitigen, 
über die Hemmung der Zollschranken hinaus. Ein 
vollständiges, festgefügtes internationales Kartell ist 
dazu nicht einmal nötig. Vielmehr werden verschie- 
dene Mittel praktiziert, um dieses Ziel der Ausschal- 
tung der Auslandskonkurrenz zu erreichen. Eines 
dieser Mittel ist die Unterwerfung des heimischen 
Handels in dem betreffenden Produkt. Man schafft 
sich z. B. eine eigene Vertriebsorganisation durch Er- 
richtung eigener Werkshandelsfirmen, durch die man 
den ‚freien Handel auszuschalten droht, und macht 
denjenigen Teil des freien Handels, den man dann 
noch bestehen läßt, durch Treurabatie, durch Sperr- 
maßnahmen usw. von sich abhängig. Legt man dann 
diesem Handel die Verpflichtung auf, mit dem aus- 
ländischen Fabrikat nicht zu handeln, so nimmt man 
der ausländischen Konkurrenz die normale Absatz- 
organisation; sie müßte erst eine neue schaffen oder 
entstehen lassen, wenn sie ihre Waren überhaupt in 
dem betreffenden Gebiet absetzen will, und auch das 
genügt. nicht in den Fällen, in denen der Händler 
nur mit einem vollen Sortiment arbeiten kann, in 
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denen er also neben der ausländischen Marke auch 
die inländische anzubieten imstande sein muß — und 
in denen er eben als Strafe für seine Beziehungen 
zu der ausländischen Konkurrenz diese inländische 
Marke nicht geliefert erhält. Was tut also der aus- 
ländische Produzent? Er wird geneigt, sich mit dem 
inländischen Kartell zu vertragen. Das heißt, er 
schließt mit ihm ein Gebielsschulzabkommen. Er 
verzichtet entweder überhaupt auf Lieferungen nach: 
dem betreffenden Lande, gegen entsprechende Kon- 
zessionen auf seinem eigenen Markt. Oder er verein- 
bart mit dem nationalen Kartell bestimmte Quoten; 
die er nach dessen Inlandsmarkt liefern darf: wenn 
dann das nationale Kartell diese konlingentierier 
Auslandsmengen selbst zum Vertrieb durch sein 
Syndikat oder durch seine Werkshandelsfirmen über- 
nimmt, so hat es sie lediglich mengenmäßig seiner 
Inlandsproduktion zuzurechnen; eine Störung seiner 
Preispolitik aber hat es dadurch nicht zu gewärtigen, 
es kann sie ebenso wie seine eigene Produktion zu 
den von ihm festgesetzten Preisen absetzen. Das 
eigentliche internationale Kartell aber ist dann nur 
die Vollendung dieser Methoden: durch Abschluß 
dieser Bindung der verschiedenen nationalen Kartelle 
aneinander auf einen längeren Zeitraum, durch ge- 
meinsame Kontingentierung der Produktion usw- 
Das bekannteste Beispiel einer solchen internatio- 
nalen Kartellierung ist die Internationale Rohstahl- 
gemeinschaft in Verbindung mit den verschiedener 
Kontingents- und Gebietsschutzabkommen mit der 
Industrien anderer Länder. Und an diesem Beispiel 
kann man auch am deutlichsten die möglichen Folgen 
einer solchen Organisation erkennen: unter ihrem 
Schutz hat das deutsche Stahlkartell es zeitweilig 
fertig gebracht, den Eisenpreis für Inlandsverbrauck 
und Inlandsverarbeitung um mehr als das Doppelte 
des Zolles über dem Weltmarktpreis zu halten. 
Welche Rolle spielt da noch der Staat und seine 
Handelspolitik? Die Drohung mit der Ermäßigung 
oder Aufhebung des Zolls verfängt nicht mehr, nicht 
einmal bei den einfachen Gebietsschutzabkommen.- 
Bezeichnend dafür ist die Äußerung eines deutschen 
Kartelleiters, der in einer Debatte hierüber mit 
kühlem Achselzucken erklärte: Nimmt man mir 
meinen Zollschutz, so werde ich meine Gebietsschutz- 
abkommen trotzdem weiterführen — ich werde nur 
den ausländischen Fabriken mehr dafür bezahlen, 
also ihnen auf ihren Märkten größere Konzessionen 
dafür machen müssen, und ich werde mich für die 
daraus entstehenden Verluste erst recht auf dem 
Inlandsmarkt schadlos zu halten suchen; wer iu 
Deutschland hat daran ein Interesse? Der Fall ist 
typisch. Und er wird noch krasser beim eigentlicher 
internationalen Kartell. In jenem Falle verlor der 
Zoll nur seine Beweglichkeit in дег Hand der Re- 
gierung. Im Fall des internationalen Kartells ver- 
ändert er noch deutlicher seinen Charakter, Nicht 
einmal als Bereicherungszoll ist er mehr notwendig“ 
Die Macht des nationalen Kartells in der internatio- 
nalen Kartellierung kann so hoch gesteigert werden. 
daß es für .die Beherrschung des Inlandsmarkts 
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dieser Zollwaffe gar nicht mehr bedarf. Der Zoll 
ehält dann nur noch eine Funktion: nämlich die 
einer Waffe im internationalen Quotenkampf. Је 
mehr der Inlandsmarkt ohuehin für die aus- 
ländische Konkurrenz abgeriegelt ist, desto mehr 
taucht das nationale Kartell nur noch um seine 
W eltmarktquote zu kämpfen. Und es wird ihm 
leicht fallen, in Verhandlungen mit der eigenen Re- 
Biorung dieses sein privatwirtschaftliches Interesse 
Mit dem nationalen Interesse gleichzustellen. Soll die 
eigene Regierung Maßnahmen ergreifen, die den in- 
ändischen Beschäftigungsgrad herabzudrücken droh- 
ten? Umgekehrt, man wird sie drängen, alles zu tun 
und womöglich auch den Zoll noch erhöhen, um 
in den internationalen Verhandlungen die Position 
es nationalen Kartells soweit wie tunlich zu stärken. 

іе staatliche Wirischafispolilik, die eine Kontrolle 
und ein Regulator der Kartellmacht sein sollte, droht 
ŝo zur Dienerin dieser КагіеПтасћі zu werden. Und 
dies um so mehr, je mehr sich derartige internationale 
Kartelle durch ihre große gesamtwirtschaftliche Be- 
“eutung zu einem Bestandteil der auswärtigen Politik 
der Staaten entwickeln können, je mehr die Auf- 
Techterhaltung oder das Zusammenbrechen solcher 
internationalen Kartelle, je mehr das friedliche Mit- 
mander oder der Kampf dieser großen Industrien 
die Beziehungen der Staaten selbst zueinander zu 
eeinflussen vermögen. Entwickeln sich die Dinge so, 
aß der Staat im Interesse seiner außenpolitischen 
eZiehungen ein politisches Interesse am Zusammen- 
leiben eines solchen internationalen Kartells hat 
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oder zu haben glaubt, so kann das dahin führen, daß 
er innerpolitisch duldet, was er außenpolitisch nicht 
entbehren zu können meint, ja sogar, daß er seinem 
nationalen Kartell für dessen Verbleiben im inter- 
nationalen Kartell noch einen ınnerwirtschaftlichen 
Preis bezahlt. 

Das aber besagt, daß die Entwicklung der natio- 
nalen Handelspolitik mit der Entwicklung der inter- 
nationalen Karlellpolitik nicht gleichen Schritt ge- 
halten hat. Die private Kartellmacht in ihren höchsten 
internationalen Organisationsformen hat sich über 
die Grenzen der nationalen Staaten hinaus erweitert. 
Sie hat gegenüber dem heimischen Verbrauch, gegen- 
über dem heimischen Weiterverarbeiter eine private 
Besteuerungsmacht, eine private Wirtschaftspolitik 
unabhängig von der Wirtschaftspolitik des eigenen 
Staates und unter Umständen gegen sie heraus- 
gebildet. Die Grenzen der staatlichen Handelspolitik 
und der staatlichen Wirtschaftspolitik sind dem- 
gegenüber auf das eigene Territorium beschränkt 
geblieben, über das jene hinausstrebt. Fiir eine inter- 
nationale, eine übernationale Politik auf beiden Ge- 
bieten fehlt heute noch der politische Raum und die 
ihn organisierende überstaatliche Macht. So bleibt 
einstweilen nur das eine, daß die Staaten ihre 
Handelspolitik ebenso wie ihre Wirtschaftspolitik 
gegenüber den sich hier abzeichnenden und in 
raschem Fortschreiten begriffenen Entwicklungs- 
tendenzen, die sich gegen die wirtschaftliche Freiheit 
richten, um so entschiedener im Sinne eines Schutzes 
der wirtschaftlichen Freiheit orientieren. 


Die Neuordnung der Städteverwaltung. 


Von Bruno Asch, Stadtkämmerer in Frankfurt a.M. 


Unter den zahlreichen kommunalen Problemen der Gegenmart tritt die Frage 

der gemeindlichen Verfassung neben denen des Finanz- und Lastenausgleichs 

stark in den Vordergrund. Preußische Staatsregierung und Städtelag haben 

Entwürfe vorgelegt, deren Grundgedanken der Verfasser kritisch darstellt. 

Für Großsiädte empfiehlt Stadtrat Asch eine Sonderorganisalion nach Art der 
Ministerialverfassung. 


Die Notwendigkeit einer Reform der Gemeinde- 
Yerfassungsgesetze wird von keiner Seite bestritten. 
“е hat seit der Staatsumwälzung in einigen deutschen 

ndern bereits beachtliche Fortschritte gemacht. 
pasen; Thüringen, Bayern haben im Laufe des 
tzten Jahrzehnts grundlegende Anderungen ihrer 

Cmeindeordnungen durchgeführt und in erheblichem 

mtang fortschrittliche und zukunftweisende Ten- 

"Mäzen in ihrer Gesetzgebung verwirklicht. Das Ein- 

Orpersystem der bayerischen Stadtratsverfassung, 

ie Gemeindekammer in den mitteldeutschen Län- 
„en kennzeichnen wichtige Veränderungen in der 

Ntwicklung des kommunalen Verfassungslebens. 

rotz wiederholter Versuche und verschiedener dem 
‚@ndesparlament vorgelegten Entwürfe ist es aber bis 

Cute nicht möglich gewesen, im größten deutschen 

and — in Preußen — die wünschenswerte Neu- 
Sestaltung durchzuführen. Gerade in Preußen aber 


erscheint diese Reform als besonders dringlich, weil 
die Buntscheckigkeit der Gesetzgebung, wie sie sich 
historisch entwickelt hat, wohl kaum auf einem Ge- 
biete deutlicher in Erscheinung tritt als bei den 
geltenden Kommunalverfassungsgesetzen. Nicht we- 
niger als neun verschiedene Städteordnungen und 
sechs verschiedenartige Landgemeindeerdnungen be- 
stehen gegenwärtig in Preußen, sie regeln in überaus 
mannigfaltiger Weise das kommunale Leben und 
zeigen grundsätzliche Verschiedenartigkeiten, wie sie 
sich etwa zwischen der Oberbürgermeister-Verfassung 
des Rheinlandes als Folge französischen Einflusses 
und der Magistratsverfassung der sechs östlichen Pro- 
vinzen am deutlichsten dokumentieren. Diese Viel- 
zahl der preußischen Gemeindeverfassungsgesetze be- 
deutet aber nicht nur vom Standpunkt rationaler 
Gesetzesgestaltung und zweckmäßiger Organisation 
des öffentlichen Lebens einen Nachteil, sondern ist 
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vor allem in einer hochentwickelten Wirtschaftsform 
und bei der engen Verknüpfung der Gemeinden mit 
der Gesamtwirtschaft zu einer unerträglichen Quelle 
der Rechtsunsicherheit geworden, die sich aus einer 
für den Außenstehenden kaum übersehbaren Rechts- 
verschiedenheit ergibt. 

Ist auch eine Vereinheitlichung und Neugestaltung 
des Gemeindeverfassungsrechts in Preußen zweifels- 
frei eine dringende Notwendigkeit, so kann doch die 
Frage nicht unerörtert bleiben, ob nicht überhaupt 
die Zeit landesrechtlicher Gestaltung der Kommunal- 
verfassung zu Ende sein sollte und die reichsrecht- 
liche Reform zu einer unabweislichen Aufgabe ge- 
worden ist. 

Das gegenwärtige Verhältnis zwischen Reich, Län- 
dern und Gemeinden ist — wie alle Sachkenner 
wissen — unhaltbar. Alle kommunalen Angelegen- 
heiten sind der ausschließlichen Zuständigkeit der 
Länder vorbehalten, die eifersüchtig auf die Wahrung 
dieses Grundsatzes achten, aber von Jahr zu Jahr 
deutlicher erkennen müssen, daß die Entwicklung 
über diese Bestimmungen hinweggeht und in der 
Praxis eine sich ständig erweiternde unmittelbare 
Verbindung zwischen Reichsinstanzen und Gemein- 
den unvermeidbar ist. In der Reichsbürokratie selbst 
aber ist — da ihr der ständige Kontakt mit den 
Lebensfragen der Gemeinden und vor allem die um- 
fassende Erfahrung und Kenntnis der staatlichen 
Kommunalbehörden (Preußisches Innenministerium 
usw.) fehlen — das Verständnis für die gemeindlichen 
Aufgaben und Bedürfnisse nicht vorhanden, und so 
ergibt sich fortgesetzt der widerspruchsvolle Zustand, 
daß die allgemeine Entwicklung die unmittelbare 
Lösung kommunaler Fragen im Reich erfordert und 
gleichzeitig dort die sachlichen Voraussetzungen da- 
für nicht vorhanden sind. 

In den Gemeinden, insbesondere den großen Städten, 
aber ist die Auffassung, daß die Verlagerung der Zu- 
ständigkeit für die großen und entscheidenden 
Kommunalprobleme — Verfassung, Finanzausgleich, 
Lastenausgleich — von den Ländern auf das Reich 
unumgänglich notwendig und Voraussetzung einer 
vernünftigen und wirtschaftlichen Neuordnung un- 
seres gesamten Behördenaufbaus geworden ist, ständig 
im Wachsen. Verschiedene eindeutige Kundgebungen 
des Deutschen Städtetages haben dies auch der deut- 
schen Öffentlichkeit gegenüber klar betont. 

Bejaht man aber mit mir die Frage, daß die Zeit 
einer Reichsgemeindeverfassung gekommen ist, dann 
ergeben sich notwendigerweise sehr erhebliche Zweifel, 
ob es unter diesen Umständen richtig und zweck- 
mäßig ist, jetzt noch im größten deutschen Lande 
eine umfassende gesetzgeberische Aktion auf dem 
Gebiet der Selbstverwaltung durchzuführen. Ist nicht 
zu erwarten, daß, wenn Preußen nunmehr neue Ge- 
meindeverfassungsgesetze erläßt und durch diese das 
kommunale Verfassungsleben vollständig neu ordnet, 
auf viele Jahre hinaus auch das Schicksal einer 
Reichsgemeindeverfassung im negativen Sinne ent- 
schieden ist? Ist es alsdann nicht richtiger, es zu- 
nächst noch bei dem gegenwärtigen Zustand in 


Preußen zu belassen und der Reichsgesetzgebung 
nicht mehr vorzugreifen, sondern sie auch preußischer- 
seits zu fördern? Ist dies nicht besonders notwendig 
zu einem Zeitpunkt, in dem es immer offensichtlieher 
wird, daß die Frage der umfassenden Reichsreform. 
zu der auch die Gemeindeverfassungsreform und die 
Zusammenfassung aller örtlichen Aufgaben in der 
lokalen Instanz gehört, zu einer Schicksalsfrage für 
das deutsche Volk geworden ist? 

Der Deutsche Städtelag hat die Frage bejaht und 
einen wichtigen Schritt auf diesem Wege getan, 1" 
dem er im Frühjahr 1930 den Entwurf einer Reichs- 
städteordnung der öffentlichen Kritik unterbreitet 
und damit positiv zu der reichsrechtlichen Regelung 
Stellung genommen hat. Das preußische Staatsminr 
sterium dagegen hat sich nicht entschlossen, die 
Reichsgesetzgebung abzuwarten oder diese dur 
Initiative im Reichsrat zu einer Inangriffnahme der 
Gesetzesmaterie zu veranlassen,sondern hat der Oitent- 
lichkeit ein umfassendes Werk — Entwurf eines Ge 
setzes über die kommunale Selbstverwaltung — v0" 
gelegt, das nicht nur die Städteordnung enthält, son“ 
dern auch die verfassungsmäfigen Verhältnisse de 
übrigen preußischen Selbstverwaltungskörper, 
Landgemeinden, Ämter, Kreise und Provinzen, 
gestalten soll. - 

Prüft man die vorliegenden Entwürfe der preußi- 
schen Staatsregierung und ihre Haltung gegenü 
den grundlegenden Fragen der kommunalen Ver 
fassung, dann wird sich die Aufmerksamkeit in der 
Hauptsache auf die Zuständigkeit, die Organisations 
form und das Verhältnis zum Slaat konzentriere” 
müssen, da darin Wesen, Umfang und Bedeutung ( er 
Selbstverwaltung am deutlichsten zum Ausdru 
kommen. 

$1. Kommunale Selbstverwaltung ist das Recht ei 
Gebietskörperschaft, die eigenen Angelegenheiten 
örtlichen oder weiteren Gemeinschaft selbst zu Y% 
walten. 

$2. Aufgabe der Selbstverwaltung ist die Pflege der 
geistigen, sittlichen und wirtschaftlichen Wohlfahrt de? 
Gemeinschaft. 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind befugt 
alle dieser Aufgabe dienlichen Angelegenheiten zu über- 
nehmen, soweit sie nicht durch Gesetz einer ande 
Stelle übertragen sind. Selbstverwaltungsangelegenheiten 
können den Gemeinden oder Gemeindeverbänden, so 
sie nicht freiwillig übernommen werden, nur durch Сё 
setz auferlegt werden. 

55. Das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden und 
Gemeindeverbände umfaßt die Befugnis, 

1. im Rahmen ihrer Zuständigkeit solche Angeleg@®" 
heiten der Gemeinden und Gemeindeverbände allge- 
mein verbindlich zu regeln, hinsichtlich deren 08 
Gesetz entweder keine Vorschriften enthält oder den 
Erlaß örtlicher Vorschriften gestattet, 

2. die Selbstverwaltungsangelegenheiten unter eigene 
Verantwortung, frei von Anweisungen der Aufsicht“ 
behörde, gemäß den Erfordernissen des öffentliche” 
Wohles zu führen. 

Mit diesen drei Bestimmungen umgrenzt der Ge 
setzentwurf „Begriff und Inhalt der Selbstpermal- 
tung“, er hält damit erfreulicherweise gegenüber 
allen Angriffen der letzten Jahre streng am „Un 
versalitätsprinzip“ fest und lehnt es ab, den Umkrei® 


neu 


ner 
der 
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der Selbstverwaltungsaufgaben kasuistisch festzu- 
legen. Der Aufgabenkreis der Gemeinden ist nur 
negativ begrenzt durch die Bestimmung, daß sie An- 
gelegenheiten nicht übernehmen können, die durch 

eselz einer anderen Stelle übertragen sind. 

Wesentlich weiter geht jedoch der Entwurf des 
Deutschen Städtetages, der, von der Erkenntnis ge- 
eitet, daß unsere Verwaltungsorganisation dringend 
einer Vereinfachung, Zusammenfassung und Verbilli- 
Sung bedarf, im $ 3 seiner Vorschläge fordert: 


Die Städte sind Träger der örtlichen öffentlichen Ver- 
waltung. 

Reich oder Länder können Aufgaben der örtlichen 
Verwaltung den örtlichen Sonderbehörden nur durch 
Gesetz und nur dann übertragen, wenn das staatliche 
Interesse es dringend erfordert. 


Diese Anregung des Städtetages ist m. E. einer be- 
sonders sorgfältigen Beachtung wert. Sie geht von der 
Tatsache aus, daß gegenwärtig Reich und Länder in 
den Gemeinden Sonderbehörden in erheblicher Zahl 
und von verschiedenartigem Umfang unterhalten 
(Arbeitsämter, Gesundheitsbehörden, Bauämter, Fi- 
Nanzämter usw.), die ohne Schwierigkeit und zumeist 
mit höherem Verwaltungseffekt in die Gemeinde- 
ämter eingegliedert werden könnten. Dadurch würde 
die Übersichtlichkeit und Straffheit der örtlichen Ver- 
Waltung gesteigert, aber keinerlei irgendwie geartetes 

erechtigtes Landes- oder Reichsinteresse verletzt. 
"weifellos bestehen gerade in dieser Richtung erheb- 
“che Kostensenkungsmöglichkeiten innerhalb der 
Öffentlichen Verwaltung. Es würden zudem die Rei- 
ungsflächen zwischen den verschiedenen Lokal- 
ehörden verringert, die umfassenden örtlichen Er- 
fahrungen der Gemeindeverwaltung unmittelbar 
einem größeren Arbeitskreis zugute kommen und vor 
allem für das Publikum die Inanspruchnahme der 
ehörden wesentlich erleichtert und vereinfacht wer- 
den. Diese Regelung setzt aber — wie ohne weiteres 
ersichtlich ist — die Reform des Verhältnisses zwischen 
Zich, Land und Gemeinde voraus, denn das Reich 
ann auf die Erhaltung und Errichtung neuer ört- 
icher Reichsstellen nur verzichten, wenn der Ver- 
Waltungsunterbau in eine feste Beziehung zur Reichs- 
Verwaltung gebracht wird! 
ebhafte Auseinandersetzungen über die Organe 
ter Selbstverwaltung haben den Entwicklungsprozeß 
der Gemeindeverfassung von jeher begleitet. Die 
rage, in welchem Verhältnis Gemeindeexekutive 
und -vertretung zueinander stehen sollen, um einen 
веће günstigen Effekt der kommunalen Arbeit 
"H gewährleisten, ist stark umstritten. Die schärfste 
Cheidung der Gewalten stellt das Magistratssystem 
„ar. In ihm ist nicht nur dem Gemeindevorstand 
Magistrat) die Ausführung der Gemeindebeschlüsse 
Orbehalten und die gesamte Geschäftsführung der 
ен, tung überlassen, sondern er ist auch gleich- 
Bue wichtiges Organ bei der Bildung des Gemeinde- 
їй Se indem er die Stellung einer zweiten Kammer 
оза hat. Nur durch übereinstim- 
е е Beschlüsse von Magistrat und Stadtverord- 
Е Nversammlung kommt ein Gemeindebeschluß zu- 
ande. Neben dem Magistratssystem besteht in 
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Preußen, in der Hauptsache im Rheinland, die Ober- 
bürgermeisier-Verfassung. In ihr ist der Oberbürger- 
meister Gemeindevorstand, d. h. Exekutive, und ihm 
allein sind die Rechte der Geschäftsführung über- 
tragen, die in der Magistratsverfassung Sache eines 
Kollegiums (des Magistrats) sind. Der Gemeinde- 
vorstand der Oberbürgermeister-Verfassung nimmt 
jedoch nicht die Stellung eines gesonderten Beschluß- 
organs in der Gemeindeverfassung ein, sondern der 
Oberbürgermeister ist bei der parlamentarischen 
Willensbildung der Gemeinde dem Vertretungsorgan 
— der Stadtverordnetenversammlung — als dessen 
Vorsitzender eingeordnet, die Bildung des Gemeinde- 
willens erfolgt ausschließlich und abschließend in der 
Gemeindevertretung unter Leitung des Oberbürger- 
meisters. Als dritte bedeutsame Organisationsform 
sei die der Bayerischen Stadtrats-Verfassung erwähnt, 
in der dem Gemeindevertretungsorgan — dem Stadt- 
rat — gleichzeitig die Aufgabe der Exekutive zuge- 
wiesen ist, allerdings auch unter Leitung und eigent- 
licher Führung der beamieten Stadtratsmitglieder 
(Oberbürgermeister und berufsmäfige Stadträte). 
Für die Aufrechterhaltung der Magistratsverfas- 
sung haben sich in den Städten, die diese Organi- 
sationsform seit über einem Jahrhundert kennen, stets 
beachtliche Stimmen eingesetzt. Es wurde auf den 
großen Vorzug der doppelten Beratung und Beschluß- 
fassung hingewiesen, insbesondere darauf, дай die 
Sonderstellung des Magistrats eine wichtige Korrek- 
turmöglichkeit gegenüber unverantwortlichen Be- 
schlüssen der Gemeindevertretung eröffne. (Allerdings 
wird auch der lebhafteste Verteidiger der Magistrats- 
verfassung nicht behaupten können, daß in den Orten 
des Oberbürgermeistersystems schlechter verwaltet 
werde und unvernünftigere Beschlüsse zustande 
kämen als in den Magistratsstädten.) Erkennt man 
aber selbst diese Tatsache an, die allerdings bei der 
Wahl der Magistrate nach dem Proporz nur noch 
sehr bedingt zutreffend sein kann, so ist doch der 
Nachteil einer stark geminderten Verantmwortlichkeit 
der von der Bürgerschaft gewählten Gemeindever- 
tretung offensichtlich geworden. In den Orten mit 
Magistratsverfassung, in denen durch mangelnde 
Übereinstimmung zwischen den beiden städtischen 
Beschlußorganen die Möglichkeit besteht, zu weit 
gehende Stadtverordnetenbeschlüsse unwirksam zu 
machen, gefällt sich die Bürgerschaftsvertretung gern 
und oft in der Annahme von Anträgen, von deren 
Unausführbarkeit sie im Grunde selbst überzeugt ist, 
und bei denen sie erwartet, daß der Magistrat die 
Zustimmung ablehnt. Dadurch wird das Odium der 
Ablehnung auf den Magistrat abgewälzt, die Bürger- 
schaft getäuscht und ein Mangel an Verantwortungs- 
bewußtsein gezüchtet, der in einem demokratischen 
Gemeinwesen unerträglich ist. Unter diesen Umstän- 
den vermindert sich die Zahl der Befürworter dieses 
Systems ständig, und wenn auch nicht zu verkennen 
ist, daß die Beseitigung der Magistratsverfassung für 
eine vielleicht nicht kurze Übergangsperiode, in der 
sich die Erziehung zur vollen Verantwortlichkeit der 
Gemeindevertretung vollziehen muß, Schwierigkeiten 
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bringen wird, so ist doch die Aufrechterhaltung dieser 
Organisationsform m.E. abzulehnen. 

Das preußische Selbstverwaltungsgesetz zieht die 
notwendige Konsequenz aus der Entwicklung der 
Verhältnisse. Es kennt nur noch den Bürgermeister 
als Gemeindevorstand, lehnt also auch die in der 
bayerischen Gemeindeverfassung geschaffene und von 
Sachkennern als besonders erfolgreiche Regelung an- 
gesehene Form des Stadtrats ab. Dem Bürgermeister 
werden zu seiner Unterstützung und Vertretung 
Stadträte beigegeben; ihnen gegenüber ist er wie in 
der Oberbürgermeister-Verfassung des Rheinlandes 
Vorgesetzter und nicht wie in der Magistratsverfas- 
sung Dirigent und primus inter pares. Im Vorschlag 
des Deutschen Städtetages, der auch die Bürger- 
meister-Verfassung vorsieht, findet sich eine sehr 
wesentliche Abweichung von dem reinen Vorge- 
setztenverhältnis gegenüber dem Bürgermeister. $ 56 
des Entwurfs sieht vor, „daß die Stadträte in den 
Ausschüssen der Gemeindevertretung in Angelegen- 
heiten ihres Geschäftsbereichs auch ihre persönliche 
Meinung zum Ausdruck bringen können‘, d. h. nicht 
nur der Weisung des Bürgermeisters bei der Vertre- 
tung von Verwaltungsauffassungen zu folgen haben. 

Damit ist eine sehr wesentliche Frage der Ge- 
meindeorganisation aufgerollt, die gerade durch die 
Vorgänge in Berlin in den Mittelpunkt der öffent- 
lichen Erörterung gerückt ist. Zweifellos ist die ein- 
heitliche und straffe Führung der Gemeindegeschäfte, 
wie sie die Oberbürgermeister-Verfassung ermöglicht, 
ein großer Vorzug. In ihr fallen die oft unfruchtbaren 
Auseinandersetzungen und Abstimmungskompromisse 
der Magistrate fort, und es wird eine klare und ein- 
deutige Verantwortlichkeit des Leiters der Gesamt- 
verwaltung hergestellt. Besonders in kleineren und 
mittleren Städten, in denen der Bürgermeister die 
Verwaltungsgeschäfte tatsächlich zu übersehen ver- 
mag und seine einheitliche Auffassung und sein Wille 
die Gestaltung der Gesamtverhältnisse bestimmen 
können, ist diese Form der Gemeindeorganisation 
richtig und ein wesentlicher Fortschritt gegenüber 
dem Kollegialsystem, vorausgesetzt, daß geeignete 
Führer der Gemeindeverwaltung gewählt werden. Ein 
Mißgriff in der Wahl des Bürgermeistes ist bei diesem 
System natürlich folgenschwerer als bei der 
Magistratsverfassung. 

Unzureichend aber erscheint mir auf Grund der 
von mir gewonnenen praktischen Erfahrung in einer 
Großstadtverwaltung und meiner Kenntnis der Ver- 
hältnisse verschiedener Städte das Bürgermeister- 
system für die ganz großen Gemeinden, etwa die mit 
500 000 und mehr Einwohnern. In ihnen ist es prak- 
tisch unmöglich, daß der Oberbürgermeister die Ver- 
waltungsgeschäfte ausreichend übersieht und selbst 
zu leiten vermag, um seine Alleinverantwortlichkeit 
als Stadtvorstand zu begründen. Die Vielfältigkeit der 
kommunalen Probleme und Aufgaben ist in diesen 
Städten auch so groß, daß ich die Mängel eines 
Kollegialsystems als geringer ansehe als die des Ein- 
Mann-Systems. Mir scheint, daß für diese Großstädte 
eine vollständig neue Lösung notwendig ist. An die 


Spitze der Großstadtverwaltung gehört тш. Е. еше 
kleine Kollegialbehörde, ein Direktorium, dessen Vor- 
sitzender der Bürgermeister ist, der gleichzeitig den 
Vorsitz in der Stadtverordnetenversammlung führt, 
um damit die Vorteile der engen Verbindung des 
Stadtvorstandes mit der Stadtvertretung zu sichern, die 
die Oberbürgermeister-Verfassung zweifellos bietet. 
Dieses Direktorium wäre im Gegensatz zum Magistrat 
nur Exekutivbehörde, aber keine zweite Kammer, 68 
wäre auf 5 bis 7 Mitglieder zu beschränken und würde 
damit das heute in der Ministerialverfassung bereits 
gegebene organisatorische Prinzip auch auf die Organ- 
sation der größten örtlichen Verwaltungen übertrage”- 
Dieses Kollegium wäre klein genug, um eine rasche 
Beschlußfassung zu sichern, es würde die Grundlag® 
zu einer straffen Gestaltung der heute viel zu sehr 
zersplitterten Großstadtverwaltung bieten, die Her- 
stellung einer wirklichen Verantwortlichkeit für die 
Geschäftsführung erleichtern und die Wahl geeig“ 
neter Persönlichkeiten eher ermöglichen als das Bür- 
germeistersystem. Besonders dringlich scheint mir die 
hier skizzierte Art der Lösung des Organisations 
problems für eine Weltstadt von der Größe Berlins; 
die im preußischen Entwurf des Gesetzes für Berlin 
versuchte Schaffung einer überragenden Stellung des 
Oberbürgermeisters mit einer untragbaren Fülle der 
persönlichen Verantwortung ist unzweckmäfßig. 

Die Abgrenzung der Befugnisse zwischen Stadtvor 
stand und Gemeindevertretung muß so klar und ein- 
deutig wie nur möglich sein. Es ist allerdings unwahr- 
scheinlich, daß die Aufgaben der Stadtvertretung 
kasuistisch festgehalten werden können, aber bei der 
Neigung der Parlamente, in die Exekutive einzu“ 
greifen und damit Aufgaben an sich zu reißen, dere® 
Bewältigung ihnen personell und sachlich nicht mög’ 
lich und deren Behandlung vom Standpunkt еіпег 
sauberen Verwaltungsführung oft unerträglich ist, 
muß alles getan werden, um in dieser Hinsicht weit- 
gehende Klarheit zu schaffen. Es ist auch zu erwäge 
in die Gemeindeverfassung Bestimmungen aufzu- 
nehmen, die die gefährliche Verknüpfung zwischen 
Geschäft und Mandat erschweren, die immer wieder 
an einzelnen Stellen in Erscheinung tritt. Wenn die 
auch in erheblichem Umfang eine Frage des Charak- 
ters und nicht der Rechtsgestaltung ist, so sollte do 
alles geschehen, um durch formale Bestimmungen? 
Widerstände zu schaffen, die schwachen Personen 
eine Stütze sind. Dazu rechne ich die Notwendigkeit 
Sicherungen gegen Geschäftsbeziehungen тугіѕсћей 
Gemeinde und Gemeindevertreter zu schaffen. Laf 
gehört auch — so hart und unberechtigt es im Einzel- 
fall sein mag — eine Vorschrift, daß städtische Be 
amte und Angestellte, solange sie der Stadtvertretung 
angehören, nicht befördert (außer dem planmäfige? 
Aufrücken) und Gemeindevertreter nicht bei der 
Stadt neu angestellt werden dürfen. Р 

In engstem Zusammenhang mit dem Problem def 
Organisation der Verwaltung und der Abgrenzunß 
der Verantwortlichkeiten gegeneinander steht der 
Fragenkomplex der Beziehungen zwischen Gemeinde“ 
verwaltung und Staat — die Staatsaufsicht. 
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Bei der Staatsaufsicht muß man zunächst zwischen 
den verschiedenen Betätigungsgebieten der Stadt 
streng unterscheiden. Soweit die Stadtverwaltung als 
lokale Verwaltungsbehörde Staatsangelegenheiten 
durchführt, handelt sie als Beauftragte des Staates. 
Das sind die sogenannten Auflragsangelegenheilen, 
die in erheblichem Umfang zunehmen müssen, sobald 
die Forderung des Städtetagsentwurfs realisiert wird, 
daß die Gemeinde in der Hauptsache allgemeine 
lokale Verwaltungsinstanz wird. Es ist selbstverständ- 
lich, daß Auftragsangelegenheiten des Staates in 
seinem Sinne, d.h. nach seinen Weisungen, zu er- 
ledigen sind und daß die Gemeinden in dieser Hin- 
sicht keine eigene Willensbildung haben können. 
Diese Aufgaben werden deshalb auch nicht von der 
Gemeindevertretung behandelt, sondern sind Sache 
des Stadtvorstandes, der sie weisungsgemäß und so- 
weit ohne eigene Verantwortung ausführt. 

Soweit es sich um Aufgaben der lokalen Selbstver- 
waltung handelt, kann der Staatsaufsicht jedoch nur 
die Verantwortung dafür obliegen, daß sich das Tun 
und Lassen der Gemeinde im Rahmen der Gesetze 
hält. Dies ist die eindeutigste Fassung des Begriffs 
der Staatsaufsicht über Kommunalangelegenheiten, 
Sie beseitigt vor allem jeden Versuch, Ermessungs- 
erwägungen irgendwelcher staatlicher Instanzen ge- 
genüber den von den Organen der Selbstverwaltung 
Sefaßten Beschlüssen durchzusetzen. Zweifellos han- 
delt es sich gerade bei der Frage der Staatsaufsicht 
um ein überaus schwieriges und in einer Periode hef- 
tigster sozialer und politischer Spannungen besonders 
wichtiges Problem des öffentlichen Lebens. Diese 
Frage greift an die Grundlagen der Selbstverwaltung 
und steht im engsten Zusammenhang mit der allge- 
meinen Auffassung über die ordnenden Prinzipien des 
Staatlichen Daseins. Eine nur dem Gesetz unterwor- 
fene Selbstverwaltung birgt offensichtlich die Gefahr, 
daß lokale Entscheidungen in vielfältigsten Fragen 
fallen, die im Widerspruch mit den Auffassungen 
und den Willenstendenzen der Landes- oder Reichs- 
instanzen stehen und oft auch rein sachlich unzweck- 
mäßig, kostspielig oder höchst unerwünscht sind. 
Gibt man der Aufsichtsbehörde die Möglichkeit, als- 
dann bestimmend oder hindernd einzugreifen, dann 
wird man sicherlich manche Dummheit, manchen 
Fehler verhindern können. Der Vorteil derartiger 

faßnahmen ist offensichtlich und in unserer Zeit der 
Straffsten Organisationstendenzen, der weitgehenden 

Onzentration im Wirtschaftsleben liegen derartige 

edanken überaus nah und werden auch immer wie- 
Пен — insbesondere von der Ministerialbürokratie und 

en Parlamenten — vertreten. Und doch möchte ich 
ian obwohl ich gegenüber den Gefahren des Zustandes 
Saa stark entwickelten und nur durch Gesetz be- 
Schränkten lokalen Selbstverwaltung durchaus nicht 
> ind bin, — dringend davor warnen, diese Gefahren 
u überschätzen und die lebendigen, fruchtbaren 
| Ш die die Selbstverwaltung gerade in einer mög- 
Fo st freien, der eigenen Verantwortung überlassenen 
St rm auszulösen vermag und deren der demokratische 

aat nicht entbehren kann, zu unterschätzen. 


„Durch die Beschränkung der Staatsaufsicht auf das 
sachlich unbedingt Notwendige beugt der Entwurf dem 
mit einer rationellen Verwaltungsorganisation unverein- 
baren Zustand vor, daß die Staatsaufsicht zur Mitoer- 
maltung wird, über der Gemeindeverwaltung eine zweite 
Verwaltung mit den gleichen Aufgaben entsteht, und so 
zugleich die Verantwortung in unorganischer Weise ver- 
lagert und zersplittert wird.“ 

Mit diesen Worten umreißt die Begründung des 
Städtetagsentwurfs іл überaus zutreffiender Weise 
auch die verwaltungsorganisatorischen Gründe, die 
gegen eine Form der Staatsaufsicht sprechen, wie sie 
gerade der Entwurf des preußischen Staatsministe- 
riums bringen könnte, der von jeder eindeutigen und 
konkreten Definition der Staatsaufsicht absieht und 
damit dem Ermessen und der wechselnden Auffas- 
sung der Ninister einen vom Standpunkt der Selbst- 
verwaltung und der Rechtsbeständigkeit uneriräg- 
lichen Spielraum lassen würde — wie er heute in 
Preußen besteht, zum Teil gestützt auf die Polizei- 
knippelbestimmungen des allgemeinen Landrechts. 

Im Entwurf einer Reichsstädteordnung des Städte- 
tages haben die Erfahrungen der Städte auf dem 
Gebiet der Staatsaufsicht ihren Niederschlag in einer 
Form gefunden, die sowohl den berechtigten und not- 
wendigen Interessen der Vereinheitlichung im Staats- 
gefüge als auch der lebendigen Vielgestaltigkeit des 
städtischen Lebens Rechnung trägt. 

Zusammenfassend darf gesagt werden, daß die 
Schaffung eines einheitlichen Städterechts in Deutsch- 
land dringliche Aufgabe im Rahmen der unerläßlich 
gewordenen Reichsreform geworden ist. Der neue 
preußische Entwurf, der einheitliches Recht für 
Preußen schaffen soll, ist ein Fortschritt in der Kodi- 
fizierung des bestehenden Zustandes und der Beseiti- 
gung einer unerträglichen Zersplitterung, er ist aber 
in seinen Grundgedanken durchaus konservativ und 
scheut vor einer modernen fortschrittlichen Umge- 
staltung — besonders auf dem Gebiet der Organi- 
sation und der Staatsaufsicht — in entscheidenden 
Fragen zurück. Eine wesentlich bessere Lösung — 
wenn auch in einzelnen Teilen mit dem Kompromiß- 
charakter einer Kollektivarbeit — stellt der Entwurf 
des Städtetags dar, der auch wegen der Klarheit 
seiner Formulierungen in vieler Hinsicht den Vorzug 
verdient. 

Gemeindeverfassungsreform, die fruchtbar werden 
soll, ist aber unmöglich ohne gleichzeitige grund- 
legende Neuordnung der finanziellen Beziehungen 
zwischen Reich, Ländern und Gemeinden. Der 
Finanzausgleich ist seinem Wesen nach auf das engste 
verbunden mit den Fragen der Gemeindeverfassung. 
Schafft der Finanzausgleich in stärkerem Maße als 
bisher die von den Städten erstrebte selbständige 
kommunale Verantwortung für ihre Einnahmemirt- 
schaft, dann kann und muß auch die Verfassung die 
eigene Verantwortung der Gemeindeorgane bewußt 
herausheben. Hält man aber am System der Dotation, 
der Beschränkung auf steuerlichem Gebiet und der 
ständigen Einengung der kommunalen Finanzwirt- 
schaft fest, dann wird auch das freieste Kommunal- 
verfassungsgesetz zur Farce. 
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Gloffen 


Das Reichsfinanzministe- 
rium veröffentlicht den 
Ausweis über die finan- 
zielle ` Entwicklung des 
Reichshaushalts im September (vgl. „Statistik“, 
5. 2158) zum erstenmal unter Angabe der endgültigen 
Zahlen des Reichsetats. Dabei ergibt sich bis zum 
30. September cin Defizit von rund 450 Mill. RM. 
Dieses Defizit bedarf einer Erläuterung. Im Septem- 
ber wurde der bisher nominell getilgte Teil der 
schwebenden Reichsschuld mit rund 500 Mill. RM 
verbucht statt mit der Hälfte des Jahresbetrags von 
465 Mill. RM. Dadurch ist das erste Ftatshalbjahr 
mit einer Ausgabe belastet worden, die in diesem 
Umfang im zweiten Halbjahr nicht wiederkehren 
wird. Auf der anderen Seite wurden freilich für die 
Änleiheablösungsschuld, deren Dienst etatsmäßig im 
laufenden Jahre rund 528 Mill. RM erfordert, bisher 
erst 88 Mill. RM verausgabt. Beide Posten gleichen 
sich annähernd aus. Läßt man die im wesentlichen 
nur fiktive Schuldentilgung außer Betracht, so ergibt 
sich ein reines Kassendefizit des ordentlichen Haus- 
halts für das laufende Rechnungsjahr in Höhe von 
rund 155 Mill. RM. Dieses Defizit ist in erster Linie 
dadurch verursacht, daß von den 374 Mill. RM, die 
für die Arbeitslosenversicherung veranschlagt waren, 
bis zum 50. September nicht die Hälfte, also 
187 Mill. RM, sondern fast 350 Mill. RM ausgegeben 
werden mußten. Für die zweite Hälfte des Rech- 
nungsjahres wird der Zuschuß wohl etwas niedriger 
sein, denn von Oktober an hat der erhöhte Beitrags- 
satz der Arbeitslosenversicherung größere Einnahmen 
verschafft. Mit einem völligen Gleichgewicht des 
eigenen Haushalts der Reichsanstalt für Arbeitslosen- 
versicherung ist dennoch nicht zu rechnen. Ange- 
sichts des Kassendefizits ist es kein Wunder, daß die 
schrebende Schuld des Reichs weiter gestiegen ist. 
Während sie sich im September 1929 um rund 
50 Mill. RM erhöhte, betrug ihre Zunahme im Sep- 
tember dieses Jahres fast 60 Mill. RM. Sie war am 
30. September 1950 um nahezu 180 Mill. größer als 
am gleichen Stichtag des Vorjahrs. Dabei waren im 
September bereits die neuen Steuern in voller Höhe 
in Kraft. Betrachtet man freilich nur die Entwick- 
lung im Quartal Juli—-September 1930, so ist die 
schwebende Schuld nicht gestiegen, sondern um 
77 Mill. RM zurückgegangen; dem steht allerdings 
auch eine Verminderung des Kassenbestandes um 
12 Mill. RM gegenüber. Das ist im ganzen ein 
erfreuliches Resultat; aber das zurückliegende Quar- 
tal war auch verhältnismäßig reich an Einnahmen 
und trotz der hohen Zuschüsse für die Arbeitslosen- 
versicherung wohl verhältnismäßig wenig durch Aus- 
gaben belastet. Inzwischen hat der Eingang des 
neuen Überbrückungskredits der Reichskasse eine 
neue Erleichterung verschafft. 


Anläßlich der finanzpoli- 
tischen Maßnahmen, die 
im Etatsjahr 1951 durch- 
= geführt werden sollen, 
wird auch eine Änderung des Postfinanzgesetzes ge- 
plant. Mit der „Diskretion“, die der Post in allen 
Finanzangelegenheiten eigentümlich ist, wurde über 
die Vorlage, die vom Verwaltungsrat der Reichspost 


Das Defizit der Reichskasse 


Änderung 
des Postfinanzgesetzes 


bereits verabschiedet ist, bisher nur ganz allgemein 
berichtet. Die Post soll danach jährlich einen be- 
stimmten Prozentsatz ihrer Einnahmer an das Reich 
abführen. Daneben läuft für die drei Jahre der in 
Aussicht genommenen Gehaltskürzung der Beamten 
eine Sonderleistung von 62 Mill. RM jährlich, die 
durch die Gehaltskürzungen in den Postbetrieben 
erspart werden soll. Nach unserer Ansicht hätte 
man die Vorschläge, die vor einiger Zeit im Ver- 
waltungsrat der Reichspost von Professor Salomon 
(Lahmeyer) gemacht wurden, dieser Regelung vor- 
ziehen sollen (vgl. Nr. 11, S. 521). Nach Salomons 
Plan sollten die Leistungen der Post an das 
Reich in einen fixen und einen variablen Teil zer- 
legt werden; neben einer fixen Last von 5% des An- 
lagekapitals wären 20% des Brutto-Überschusses an 
das Reich abzuführen. Das hätte für 1929 etwa 
200 Mill. RM ergeben, wovon 120 Millionen auf die 
fixe und 80 Millionen auf die variable Leistung ent- 
fielen. In Verbindung damit hätte die Finanzkontrolle 
des Reichs eine Verschärfung erfahren müssen. Der 
nunmehr eingeschlagene Weg hat den Nachteil, daß 
er den Postgebühren den Charakter einer Steuer 
gibt; die Post wird wieder zu einem abgabenpflichti- 
gen Regalunternehmen, während sie bisher mehr als 
ein privatwirtschaftliches Unternehmen anzusehen 
war. Es ist deshalb wünschenswert, daß Reichsrat 
und Reichstag auf die älteren Vorschläge Salomons 
zurückgreifen und nicht das Reich in der vorgesebe- 
nen Weise am Umsatz der Post beteiligen. 


Im Rahmen der Preis- 
senkungs - Bestrebungen 
wird neuerdings auch an 
= die Reichsbahn .die For- 
derung gerichtet, die Tarife abzubauen. So hat z. B. 
der Reichsverband des deutschen Groß- und Über- 
Schandel von der Reichsbahn-Gesellschaft eine 
Tarifsenkung verlangt. Bekanntlich rechnet man je- 
doch bei der Reichsbahn für das Jahr 1930 mit einem 
Ergebnis, das nach Aufzehrung des Gewinnvortrags 
von 1929 (rund 180 Mill. RM) und nach Umwandlung 
des Reichsdarlehens in einen Zuschuß ohne Gewinn 
und vielleicht auch ohne Verlust abschließen wird. 
Eine sofortige Tarifsenkung ist also nicht durchführ- 
bar — trotz der am 1. Dezember eintretenden Koh- 
lenpreisermäßigung, die für die Reichsbahn eine Er- 
sparnis von etwa 15 Millionen RM jährlich bedeutet. 
Für das Betriebsjahr 1931 können infolge des Be- 
amtenabbaus und der zu erwartenden Lohnsenkung 
etwa 150 Mill. RM eingespart werden; aus den ver- 
schiedenen Tariferhöhungen des letzten Jahres darf 
außerdem eine Mehreinnahme von annähern 

100 Mill. RM erwartet und schließlich kann der 
Jahreshaushalt aus Ausgabenersparnissen ins Gleich- 
gewicht gebracht werden. Die Möglichkeiten für eine 
fühlbare Tarifsenkung sind also auch im nächsten 
Jahr nicht sehr groß. Dennoch glauben wir, daß ein 
gewisser Spielraum vorhanden ist, der zu einer Er- 
mäßigung der Tarife benutzt werden könnte, Es gibt 
bei der Reichsbahn Möglichkeiten für Ersparnisse 
und Mehreinnahmen. Die Ausnutzung dieser Mög- 
lichkeiten setzt freilich voraus, daß das Reichsver- 
kehrsministerium weit schärfer als bisher in die 
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Wirtschaftsführung der Reichsbahn eingreift. Auf 
Grund verfehlter technischer Spekulationen treibt 
die Reichsbahn nämlich einen kaum vertretbaren 
Aufwand in der sachlichen Ausrüstung ihres Be- 
triebs. In erster Linie gilt das für das Oberbaupro- 
gramm, Das Arbeitsbeschaffungsprogramm der 
Reichsregierung hat leider der Reichsbahn die Mög- 
lichkeit gegeben, diese verfehlte Sachausgabenwirt- 
schaft in ungemindertem Umfang fortzusetzen. Hier 
muk energisch gedrosselt werden. Ebenso bedürfen 
die Verträge der Reichsbahn mit ihren Lieferanten 
einer Nachprüfung; vor allem ist das Waggonabkom- 
men, das in kurzer Zeit die Waggonindustrie zu einem 
Gewerbe mit gesicherter Rente gemacht hat, schleu- 
nigst zu kündigen. Auch bei den Bezügen der Reichs- 
bahn an Kohle und Eisen könnte man wohl trotz der 
gegenteiligen Behauptungen der Reichsbahn weitere 
eträge sparen. Außerdem muß die Tarifpolitik der 
Reichsbahn grundlegend geändert werden. Die zahl- 
losen Ausnahmetarife, die zugunsten einzelner Unter- 
nehmungen und einzelner Betriebszweige eingerich- 
tet wurden, sind prinzipiell zu beseitigen, selbst wenn 
dabei die Interessen der 1.G.Farbenindustrie ‚und 
anderer Großunternehmungen beeinträchtigt werden. 
ie K-Tarife, die meisten Seehafenausnahmetarife 
und die sogenannten Ausfuhrtarife müssen aufge- 
oben werden. Nur wenige Sondertarife könnten be- 
stehen bleiben oder — im Rahmen der Wirtschafts- 
Politik des Reiches — neu festgesetzt werden. Dahin 
Sehören u. E. entgegen einer verbreiteten Auffassung 
nicht die Lebensmitteltarife, die wahrscheinlich schon 
jetzt den Kosten der Transportleistung nicht ange- 
paßt sind, wohl aber die Tarife für einzelne indu- 
Strielle Waren, bei denen die Reichsbahntarife zu 
Wonopolistischen Preisfestsetzungen oder zu einer un- 
wirtschaftlichen Betriebsstruktur geführt haben. Für 
die Tarifsenkung kommt in erster Linie die Wieder- 
herstellung der früheren Fahrpreise im Berufsver- 
sehr in Frage; in zweiter Linie sind die Beförderungs- 
Sätze für die hochwertigen Waren abzubauen. Schließ- 
ich wird es sich empfehlen, den Rest der noch ver- 
ügbaren Mittel für eine generelle Tarifsenkung ein- 
2usetzen, deren Ausmaß allerdings nur sehr gering 
Sein kann. 
чє —————— `. Der жа des Reichs- 
de DS z kalirats, durch den der 
Frachtbeihilfe für Kali Frachtenausgleich für die 
ыры A deutschen Inlandsversen- 
eren eine grundsätzliche Änderung erfährt, stellt 
ine Hilfsmaßnahme für seinen wichtigsten Ab- 
nehmer, die deutsche Landwirtschaft, dar. Unter 
Geck? Gesichtspunkt bilden die Beschlüsse des 
Xeichskalirats eine erfreuliche Unterstützung der von 
er Regierung im Zuge der Preissenkungsaktion an- 
A izebten Maßnahmen zur Belebung und Förderung 
> Inlandsmarkts. Die Aktion des Reichskalirats, 
Ne der man annehmen darf, daß sie durch die Be- 
ne des Reichswirtschaftsrats über die Kali- 
e Dei gefördert worden ist, soll den Abschluß 
еа langen, großenteils öffentlich geführten Er- 
= erung über die Preiswünsche der deutschen Ab- 
uns bilden. Dieser Abschluß kommt etwas spät. 
SCH eginn des Jahres 1927 sind die Forderungen 
Rei einer Preisherabsetzung nicht verstummt. Das 
“\eichswirtschaftsministerium hatte auch bereits im 
oOmmer 1929 mit der Veröffentlichung des Enquête- 
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Berichts ausreichende Unterlagen zur Verfügung, 
um eine Entschließung herbeizuführen. Eine Ver- 
billigung des Kalibezugs wäre sogar im Sommer 1929 
auf Grundlage der Gewinn- und Verlustrechnung 
der Industrie vermutlich mit größerer Berechtigung 
erfolgt als gegenwärtig. Die Steigerung der Lohn- 
kosten, die seit dem Jahre 1928 eingetreten ist, dürfte 
sich in der Zwischenzeit so stark ausgewirkt haben, 
daß man für das Geschäftsjahr 1929 nicht mehr so 
hohe Überschüsse erwarten kann wie im Jahre 1928. 
Gleichwohl war eine Preisermäßigung möglich und 
erforderlich. Man hat dabei wegen der bekannten 
Schwierigkeiten in der Bemessung der Exportpreise 
den Weg der Frachtenverbilligung gewählt. Welche 
praktische Bedeutung die Frachtbeihilfe der Kali- 
industrie für die deutsche Landwirtschaft hat, ist 
auf Grund der bisherigen Angaben nicht klar zu 
erkennen. Die Vereinigung der bisher vorhandenen 
drei Fracht-Ausgangsstationen Staßfurt-Leopolds- 
hall, Vienenburg und Salzungen zu einer Fracht- 
parilät Sondershausen dürfte nicht nur einen großen 
Teil der Bezieher entlasten, sondern für manche Ab- 
nehmer, die zu einer der bisherigen Frachtgrund- 
lagen besonders günstig gelegen waren, auch eine 
zusätzliche Frachtbelastung bedeuten. Außerdem ist 
zu berücksichtigen, daß die drei Frachtgrundlagen 
für das Kalisyndikat nicht durchweg vorteilhaft 
waren. Tatsächlich haben sie im Jahre 1927 eine zu- 
sätzliche Belastung der Kalikosten mit fast 5 Rpf 
je Doppelzentner versendeter Ware bedeutet; die 
7ahlen für die Jahre 1928 und 1929 dürften kaum 
anders gewesen sein. Weiter war die Kaliindustrie 
bisher verpflichtet, bei Entfernungen, die von der 
Ausgangsstation mehr als 500 km betrugen. eine 
Vergütung von 10% auf die Fracht zu gewähren; 
diese Vergütung stieg bei mehr als 600 km auf 15%, 
mehr als 700 km auf 20% und für alle Stationen, 
die mehr als 750 km von den Fracht-Ausgangs- 
stationen entfernt waren. auf 25 % der Frachtsumme, 
mit der Maßgabe, daß für die weitergelegenen 
Stationen der 500/600/750-km-Tarifsatz nicht unter- 
schritten wurde. Darin lag bereits ein gewisser 
Schutz der Grenzgebiete (Ostdeutschland) vor über- 
mäßigen Frachtbelastungen, der nunmehr durch die 
veränderte Frachtberechnung verstärkt wird. End- 
lich ist in der Öffentlichkeit wiederholt darauf hin- 
gewiesen worden, daß die Wiedereinführung einer 
süddeutschen Frachtbasis für Kali erwünscht sei. Die 
Niederbringung der badischen Kalischächte, die 
nach Erlaß des Abteufverbots erfolgte, wurde auch 
seinerzeit damit begründet, daß aus diesen Schächten 
Süddeutschland versorgt werden solle, da sonst die 
Gefahr vorliege, daß die süddeutschen Staaten in 
bezug auf die Kaliversorgung schlechter gestellt sein 
würden als früher, wo sie Salz aus dem Elsaß be- 
zogen. Die Argumentation des Kalisyndikats gegen 
die süddeutsche Frachtbasis ist nicht sehr stich- 
haltig. In welchem Umfang nunmehr nach der Neu- 
regelung der Frachtbasis für Kali die Ansprüche der 
süddeutschen Gebiete nach einer günstigeren Fracht- 
stellung erfüllt sind, ist nach den bisher veröffent- 
lichten Unterlagen nicht zu beurteilen. Auch hier- 
über wäre eine Angabe dringend erwünscht. Eine 
allzugroße Zurückhaltung des Kalisyndikats in der 
Beantwortung dieser Fragen würde leicht den An- 
schein erwecken, als habe die Neuregelung der 
Frachtgrundlagen nicht die weittragende Bedeutung, 
die ihr von der Öffentlichkeit zuerkannt wird. 
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Die öffentliche Hand Seit Jahren befindet sich 
Großaktionär die Thüringer Gasgesell- 

bei Thüringer Gas schaft in einer lebhaften 
SE S di, ir А 
allen Teilen des westelbischen Deutschland eine 
starke Stellung verschafft hat. Auf ihrem eigent- 
lichen Arbeitsgebiet, der Gasversorgung, kreuzen 
sich ihre Interessen mit denen des Freistaats Sachsen 
ebenso wie mit denen der Frankfurter Gasgesell- 
schaft und der Ruhrgas AG. In der Elektrizitäts- 
wirtschaft verfügt sie über Interessen in allen großen 
Stromversorgungsgebieten. Im Jahre 1929 beteiligte 
sie sich an Stromversorgungs-Unternehmungen in 
Mitteldeutschland und Niedersachsen, also im Inter- 
essenbereich der Preußischen Elektrizitäts AG 
(Preag). Bei dieser Gesellschaft empfand man das 
als eine Störung der eigenen Pläne, in der Beliefe- 
rung des letzten Verbrauchers in der preußischen 
„Blektroprovinz“ festen Fuß zu fassen. Nach der 
elektropolitischen Aufteilung Thüringens zwischen 
der Preag und der AG Sächsische Werke, dem Strom- 
versorgungsunternehmen des sächsischen Staats, 
trafen beide Unternehmungen auch dort auf den 
starken Einfluß der Thüringer Gasgesellschaft. Die 
Preag entschloß sich deshalb, auf die Thüringer 
Gasgesellschaft Einfluß zu nehmen, und es lag nahe, 
dabei auch das sächsische Unternehmen heranzu- 
ziehen. Daß es gleichzeitig bei der Thüringer Gas 
zu Meinungsverschiedenheiten zwischen dem recht 
mächtigen Generaldirektor Dr. Westphal und den 
Vertretern der Großbanken im Aufsichtsrat kam, 
erleichterte die Transaktion. Generaldirektor West- 
phal war auf Grund seiner jahrzehntelangen Tätig- 
keit im Konzern der Thüringer Gasgesellschaft 
natürlich über die Verteilung des ziemlich zer- 
splitterten Aktienbesitzes gut unterrichtet und hat 
wohl den Käufern Gelegenheit gegeben, ihren 
Aktienbesitz nicht nur durch — immer kostspielige 
— Käufe auf dem offenen Markt auf die erwünschte 
Höhe zu bringen. Die beiden staatlichen Gesell- 
schaften verfügen jetzt über einen stattlichen Teil 
der Thüringer Gas-Aktien. Wie groß dieser Besitz 
ist, wird wohl erst die nächste Generalversammlung 
lehren. Erst dann wird sich auch zeigen, ob sie nur 
eine qualifizierte Kapital- oder auch eine quali- 
fizierte Stimmenminorität oder etwa gar die Majori- 
tät des Unternehmens kontrollieren. Vom Stand- 
punkt der beiden Unternehmungen ist es richtig, 
schon jetzt Einfluß auf den großen Kunden und Kon- 
kurrenten zu nehmen. Abgeschen von der Möglich- 
keit, über die Thüringer Gasgesellschaft sich selbst 
bequemer zu finanzieren, bedeutet die Einflußnahme 
auf diesen Konzern für die beiden Großversorgungs- 
Unternehmungen eine wesentliche Erleichterung des 
fortschreitenden Ausbaus ihrer Versorgungsgcbiete. 
Es ist zunächst noch ungeklärt, wie in Zukunft die 
gepoolten Interessen der beiden neuen Großaktionäre 
verwaltet werden sollen. Offenbar denkt man daran, 
die mit der Gründung der Continentale Elektrizitäts- 
Union AG durch die Preag angeknüpften Schweizer 
Beziehungen weiter auszubauen. Eine damit ver- 
bundene weitere Heranziehung von Auslandskapital 
für die Entwicklung der deutschen Elcktrizitätwirt- 
schaft wäre zu begrüßen; nur sie könnte auch an- 
gesichts der Finanzschwierigkeiten der öffentlichen 
Körperschaften die Transaktion rechtfertigen. An- 
scheinend sollen bei dieser Gelegenheit auch Aktien 
der Thüringer Gas im Ausland placiert werden. 
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Wahrscheinlich wird die Gesellschaft als gemischt- 
wirtschaftliches Unternehmen die Expansion der 
letzten Jahre in beschleunigtem Tempo fortsetzen, 
denn die beiden staatlichen Gruppen werden bemüht 
sein, ihr in Zukunft einen Aufgabenkreis zu- 
zuweisen, der sich organisch sowohl in ihre eigene 
Versorgungspolitik wie in die bisherige Entwicklung 
der Thüringer Gas einfügt. Auch unter finanziellen 
Gesichtspunkten scheint die Transaktion lohnend zu 
sein, wenn auch Kurse von 160—165 %, wie sie als 
Ankaufpreis genannt werden, recht hoch scheinen. 
Die zahlreichen kleinen Unternehmungen der Thürin- 
ger Gas arbeiten im allgemeinen mit ausgezeichneten 
Ergebnissen, und die starke offene Reservenbildung 
in den letzten Jahren dürfte von der Häufung be- 
trächtlicher stiller Reserven begleitet gewesen sein- 


== Iur allgemeinen Über- 

Preußen im raschung hat in einer Zeit 

Erdölgeschäft der Finanznot aller öffent- 
= ý Echen Körperschaften die 
dem preußischen Staat gehörende Preußische Berg- 
werks- und Hütten- AG (Preussag) im hannoverschen 
Gebiet ein größeres Gelände gekauft, auf dem durch 
die Tiefbohrfirma A. Raky AG fündige Ölbohrungen 
niedergebracht worden sind. Das Gebiet um Ölheim 
(nördlich von Peine) ist der Preussag seit langem 
bekannt. Die ihr angegliederte Bohrverwaltung 
Schönebeck hat schon in den Jahren 1925—1927 in 
diesem Gebiet gearbeitet, wohl ohne Erfolg. Die 
Preussag hat dann im Jahre 1927 ihre Beteiligung 
an der Raky AG, die in den vorangehenden Jahren 
erworben worden war, an die Schaffgotschsche Ver- 
waltung abgestoßen und dieser anscheinend auch die 
Arbeit im niedersächsischen Erdölgebiet überlassen- 
Statt dessen wandte sie sich nach Rumänien, wo die 
Preussag maßgebenden Einfluß auf die „Mirafor 
nahm. Dort sammelte sie neue Erfahrungen auf dem 
Gebiet der Tiefbohrung; ein Teil der in Rumänien 
niedergebrachten Bohrungen wurde erst bei 900 m 
Tiefe fündig. Die neuen Erfolge, die bei der Ölsuche 
im Hannoverschen erzielt werden konnten, scheinen 
zu einem Teil darauf zurückzugehen, daß man allge: 
mein bei den Bohrungen tiefer ging als früher. Außer- 
dem ist für den Ansatz der Bohrungen die Erkennt- 
nis maßgebend gewesen, daß Olquellen und Salz- 
lagerstätten nahe beieinander zu liegen pflegen. Auf 
dieser Erkenntnis fußend, hat sich die North Euro- 
pean Oil Company, die offenbar zu der amerikani- 
schen Sinclair-Gruppe gehört, von den Ländern 
Oldenburg, Mecklenburg uud Braunschweig umfas- 
sende Bohrrechte verleihen lassen, also durchweg in 
Gebieten, in denen das Vorhandensein von Kali und 
Steinsalz festgestellt ist. Mit der Wiederaufnahme 
der alten Beziehungen zu der Raky AG und dem 
Ölheimer Erdölfeld verfolgt die Preussag in erster 
Linie wirtschaftspolitische Zwecke; Preußen wünsch 
im Rahmen der aussichtsvollen Entwicklung des 
niedersächsischen Erdölgebiets eine Rolle zu spielen- 
Nach überschläglichen Berechnungen glaubt man ір 
Olheim etwa 15% der deutschen Erdölproduktion 
gewinnen zu können: rd. 24000 t bei einer Gesamt: 
erzeugung von 170000 t. Am deutschen Verbrauch 
gemessen ist das eine kleine Menge; man rechnet aber 
wohl mit der Möglichkeit, die Tätigkeit der Preussag 
auf dem Erdölgebiet sowohl mit Hilfe des staatlichen 
Forst- und Domänenbesitzes, falls Bohrungen au 
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ihm Erfolg versprechen sollten, wie auch in dem den 
Steinsalz- und Kaliwerken der Preussag benachbar- 
ten und ihr gehörenden Gelände auszudehnen. Bei 
dem Preis von 8 Mill. RM, den die Preussag angelegt 
hat, sind diese Möglichkeiten anscheinend berück- 
Sichtigt worden; 40 % des Preises hofft man außerdem 
durch Heranziehung privater Beteiligter (darunter 
Schaflgotsch mit 20%) wiedererlangen zu können. 
Die Jahresbruttoeinnahme aus dem neuen Ölfeld 
wird bei bloßer Verwertung des Rohöls auf Grund 
er gegenwärtigen Preise auf 2—2,5 Mill. RM (etwa 
100 RM je t) geschätzt. Da die Betriebskosten relativ 
Sering sind, erscheint auch an den Rentabilitätsmög- 
ichkeiten gemessen der Preis nicht übermäßig hoch. 
an rechnet ferner mit der Möglichkeit, die be- 
Stehende Bohrabteilung besser auszunutzen und 
weitere Fundstellen durch die Gewerkschaft Floren- 
tine, die formell Trägerin des Erdölgeschäfts im 
reussags-Konzern werden wird, verwalten zu lassen. 
Gleichwohl haftet dieser Transaktion der im Erdöl- 
geschäft wohl unvermeidliche spekulative Zug an, 
zumal der ersten Investition weitere folgen müssen, 
zunächst der Bau einer eigenen Raffinerie. Es ist 
fraglich, ob sich diese Investitionen — von der privat- 
Wirtschaftlichen Rentabilität abgesehen — gesamt- 
wirtschaftlich durch die Einflußmöglichkeiten, die 
Ste gewähren, bezahlt machen werden. Der Vergleich 
mit dem Erwerb der Hibernia durch den preußischen 
Staat liegt natürlich nahe. Die Bilanz dieser Trans- 
aktion schloß zweifellos mit einem Aktivposten für 
den Staat ab, denn der Ankauf der Hibernia gab 
der staatlichen Kohlenwirtschaftspolitik Einfluß- 
Möglichkeiten, die über das Verhältnis der staat- 
üchen Förderung zur Gesamtsteinkohlenförderung 
„inausgingen. — Bedauerlicherweise zeigt sich auch 
in diesem Fall, daß zwischen den verschiedenen Trä- 
Sern der Wirtschaftspolitik in Deutschland nur ein 
Ockerer Zusammenhang besteht. Im gleichen Zeit- 
Punkt, in dem sich das Reich durch die Abstoßung 
der Mehrheit der Reichskraftsprit GmbH an der 
Lreibstoffwirtschaft desinteressiert und in dem meh- 
rere deutsche Länder für weite Flächen den ausländi- 
Schen Interessenten Bohrrechte überlassen, ergreift 
reußen auf demselben Gebiet die Initiative, um den 
Staatlichen Einfluß sicherzustellen. Eine engere Füh- 
ung und Zusammenarbeit der verschiedenen Instan- 
Zen hätte wahrscheinlich den staatlichen Stellen 
Segenüber den großen internationalen Erdölkonzer- 
nen eine stärkere Position gegeben; es ist zu hoffen, 
daR wenigstens jetzt Reich und Preußen zu einer 
“usammenarbeit gelangen. 


М тар унута тые" Ч + 
Die 

р Sprengung des 

_etroleum-Exportkartells 


Situation auf dem 
Weltpetroleummarkt, ins- 
besondere auf dem Ben- 

и zinmarkt, hat eine ent- 
Scheidende Änderung erfahren. Das amerikanische 
e etroleum-Exportkartell, das im Januar 1929 von den 
Naßgebenden Konzernen zwecks Hochhaltung der 
usfuhrpreise von Erdölprodukten gegründet wor- 
a ist, mußte seine Tätigkeit einstellen. Wieder ein- 
тів) ist eine Art Valorisierung eines Rohprodukts 
= т Das Exportkartell glaubte zunächst, seine 
Sé itik hoher Ausfuhrpreise auch noch aufrecht- 
walten zu können, als unter dem Einfluß der Welt- 
d Irtschaftskrise die Diskrepanz zwischen Produktion 
па Absatz immer größer wurde und die Außenseiter 


MAGAZIN DER WIRTSCHAFT 


2119 


immer mehr Terrain gewannen. Schließlich hielten 
aber einzelne Kartellmitglieder selbst nicht mehr die 
Exportpreise ein; damit war die Position des 
Kartells unhaltbar geworden, und die Leitung 
mußte unter Wahrung des Dogmas von der not- 
wendigen Stabilität der Preise Rabatten für ein- 
zelne Absatzländer seine Zustimmung geben, für 
die Länder nämlich, in denen die Konkurrenz 
der amerikanischen Outsider oder der Rumänen 


besonders fühlbar war. Erst am 26. September 
entschlof man sich zu durchgreifenden Preis- 
herabsetzungen. Aber damit kam das Kartell zu 


spät, denn die wirklich gezahlten Marktpreise hatten 
schon lange das Niveau der ermäßigten Kartellpreise 
erreicht, und der von den übergroßen Vorräten aus- 
gehende Druck auf die Märkte zwang die Außen- 
seiter zu erneuten Preisnachlässen. Man konnte sich 
innerhalb des Kartells nicht mehr über eine einheit- 
liche Preispolitik einigen, weil die Interessen der ein- 
zelnen Mitglieder je nach ihren Absatzmärkten ver- 
schieden gelagert waren. Inwieweit dabei insbeson- 
dere die latenten Gegensätze zwischen der Royal 
Dutch-Shell und der Standard Vakuum-Gruppe eine 
Rolle gespielt haben, läßt sich nicht genau übersehen. 
Tatsache ist, daß die Royal Dutch-Shell-Gruppe in 
immer stärkerem Maße in das nordamerikanische Ge- 
schäft eingedrungen ist und sogar in den Haupt- 
absatzgebieten der Standard-Gruppe, dem Norden 
der Vereinigten Staaten, festen Fuß fassen konnte. 
Auch in Indien und im fernen Osten war eine er- 
höhte Aktivität dieses Konzerns zu verzeichnen, also 
in einem Gebiet, in dem die Standard Oil-Gruppe 
gleichfalls sehr tätig ist. In London glaubt man an 
einen offenen Kampf der beiden Konzerne gegen- 
einander, eine Version, die angesichts der finanziellen 
Kosten derartiger Kämpfe gerade im gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht sehr wahrscheinlich ist. Die Preis- 
konzessionen, die jetzt gewährt werden müssen, fallen 
aber um so schwerer ins Gewicht, als im Winter 
saisonmäßig der Absatz stark zurückgeht. Eine Lö- 
sung der gegenwärtigen Krise wäre nur durch eine 
radikale Einschränkung nicht nur der Produktion, 
sondern auch der Raffinierung zu erreichen, denn 
gerade die Politik der Raffinerien ist es gewesen, die 
den katastrophalen Preissturz der Rohölpreise, nicht 
nur der Raffinationsprodukte, hervorgerufen hat. Zu- 
erst haben die Raffinerien in gegenseitigem Wettbe- 
werb die Preise ihrer Produkte nach unten getrieben 
und dann versucht, sich durch verbilligten Einkauf 
von Rohöl die Gewinnspanne zu erhalten. Bevor die 
Überkapazität nicht beseitigt ist, wird eine Lösung 
der gegenwärtigen Krise kaum möglich sein. Die 
Vorräte an Benzin sind in den Vereinigten Staaten 
bereits auf 57 Mill. Faß angestiegen bei einer durch- 
schnittlichen Ausnutzung der Kapazität der Raffine- 
rien von etwas mehr als 60 %, und es ist zu erwarten, 
daß die Vorräte noch steigen; denn jetzt beginnt die 
Periode, in der regelmäßig auf Vorrat raffiniert wird. 


Als wir vor einigen Wochen 
Das Flaschensyndikat die Kartellentwicklung in 
bedroht der Glasindustrie schil- 
= derten („Maschinisierung 
und Kartellierung in der Glasindustrie“, Nr. 55, 
S. 1622), wurde auch die Entstehung und Struktur 
der Deutschen Flaschen-Verkaufs-GmbH in Düssel- 
dorf ausführlich dargestellt. Das Ergebnis unserer 
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Ausführungen war, daß es sich hier um eines der 
straffsten Kartelle handle, das aber seine Aufgabe 
weniger in einer Hochhaltung der Preise als in einer 
Verbilligung der Erzeugung durch Sortenverminde- 
rung und Betriebskonzentration sehen müsse. Rascher 
als man annehmen konnte, bestätigt sich diese 
These. Eine thüringische Hohlglaserzeugerin, die 
Firma „Glas-Industrie Salviati“ Wiegand & Bulle in 
Altenfeld, die an sieben kleinen Orten Thüringens 
Mundblashütten mit insgesamt 15 Schmelzöfen unter- 
hält, aber offenbar wegen frachtungünstiger Lage 
und unmoderner Betriebseinrichtung nicht mehr ren- 
tabel arbeitet, will eine neue Maschinenglasfabrik 
errichten. Sie benutzt dazu eine in mehrfacher Hin- 
sicht günstige Gelegenheit in Groß-Kayna. Dort 
steht eine stillgelegte Edelstahlanlage des Siegen- 
Solinger Gußstahlvereins zur Verfügung, die nicht 
allzu großer Umbauten bedarf. Die Fabrik ist seiner- 
zeit von der Elektrizitätswerk Sachsen-Anhalt AG 
erworben worden, die den großen Strombedarf der 
Glashütte befriedigen soll und ihr dafür wohl die 
Fabrik billig überläßt. Außerdem ist in unmittel- 
barer Nachbarschaft eine Braunkohlengrube des 
Michel-Konzerns, aus der nicht nur Brennstoff, son- 


dern auch Rohmaterial bezogen werden kann, da- 


sie in ihrem Abraum zufällig einen zur Glasfabri- 
kation geeigneten Quarzsand enthält, den der am 
Kohlenverkauf interessierte Grubenbesitzer zum Teil 
ohne Entgelt abgibt. Es liegen also mehrere beson- 
ders günstige Standortbedingungen vor; aber das ist 
offenbar nicht allein ausschlaggebend für die Er- 
richtung einer neuen Flaschenglasfabrik. Denn die 
vorhandenen und im Syndikat zusammengefaßten 
Flaschenproduzenten können den Bedarf reichlich 
decken. Ihre Kapazität ist schr schlecht ausgenutzt, 
nach manchen Behauptungen nur zu 50%, jeden- 
falls weniger als zur Hälfte. Wenn der neue Kon- 
kurrent trotzdem auf seine Rechnung zu kommen 
hofft, so offenbar deshalb, weil er bei voller Aus- 
nutzung seiner Anlage weit geringere Produktions- 
kosten haben würde und bei einer entsprechenden 
Preisstellung tatsächlich volle Beschäftigung er- 
warten kann. Er will sich angeblich auf eine Pro- 
duktion von nicht weniger als 200 Millionen Flaschen 
einrichten, was fast der gesamten gegenwärtigen 
Erzeugung in Deutschland entspräche. Ob das Pro- 
jekt tatsächlich in diesem Umfang zur Durch- 
führung kommt, ist wohl noch nicht ganz sicher. 
Aber es wird in jedem Fall dem Flaschenverband 
Schwierigkeiten bereiten. Das Kartell befindet sich 
in einer Zwiekmühle. Geht es mit den Preisen auf 
das Niveau herunter, das der Außenseiter bei voller 
Beschäftigung einhalten kann, so muß es mit starken 
Verlusten rechnen: denn bei schlechter Ausnutzung 
der Kapazität sind die Gestehungskosten in einer so 
kapitalintensiven Industrie natürlich weit höher, und 
eine plötzliche Konzentration der Erzeugung auf 
wenige Anlagen, die dann voll ausgenutzt werden 
können, belastet diese mit den Abschreibungs- 
bedürfnissen für die stillzulegenden Betriebe. Sieht 
der Verband aber von den entsprechenden Preis- 
konzessionen ab, so verliert er seinen Absatz. Es 
bleibt zwar vielleicht noch die Möglichkeit, den 
Außenseiter durch eine — vermutlich recht hohe — 
Abfindung zur Aufgabe seiner Pläne zu bewegen; 
aber das ist natürlich nur ein Aufschub, keine 
Lösung. denn es wird sich dann rasch ein neuer 
abfindungshungriger „Außenseiter“ finden, und auf 
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die Dauer läßt sich dieses Verfahren nicht fort- 
setzen. Man muß also mit der Möglichkeit rechnen, 
daß der Verband auseinanderfällt, wofür die for- 
mellen Voraussetzungen dadurch gegeben sind, daß 
der Verbandsvertrag eine Kündigungsmöglichkeit 
beim Auftreten größerer Außenseiterproduktion vor- 
sieht. Hätte der Verband schon früher durch Kon- 
zentration und Senkung der Preise Neugründungen 
den Anreiz genommen, so wäre ihm diese Gefahr — 
und der Gesamtwirtschaft eine Kapitalverschwen- 
dung — erspart geblieben. Falsche Kartellpolitik 
schadet nicht nur der Volkswirtschaft, sondern sie 
rächt sich auch an ihren Urhebern. 


Man schreibt uns: „Nach 
. allem, was bisher bekannt 

geworden ist, hat die von 

der Reichsregierung vor- 
geschlagene Einführung einer landwirtschaftlichen 
Einheitssteuer, welche die bisherige Einkommen- 
steuer, Reichsvermögens- und Realsteuer der Land- 
wirtschaft ersetzen soll, mit bodenreformerischen 
Ideen. mit der Zerschlagung des Großbetriebes oder 
irgendwelcher Gegnerschaft gegen bestimmte Wirt- 
schaftsgebiete oder Betriebsgrößen nichts zu tun. Die 
Vereinfachung ist vielmehr als Symptom für die 
Rationalisierung der Verwaltung zu verstehen und 
lediglich als Zweckmäßigkeitsfrage zu werten, zuma 
in der bisherigen Belastung der einzelnen Betriebs- 
größen keinerlei Verschiebung eintreten soll. Um 50 
erstaunlicher muß es wirken, wenn H. р. Sybel in 
der ‚Deutschen Tageszeitung‘ (Nr. 472 vom 10. Okto- 
ber) erklärt: ‚Die Folge der Einheitssteuer ist der 
Ruin der Buchführung‘, und wenn er behauptet, ‚dal 
durch diese Steuer das einzige Mittel zur Erforschung 
bäuerlicher Betriebsverhältnisse zerschlagen wird. 
Diese Auslegung ist um so mehr befremdend, als der 
Vorsitzende des Beirats der Betriebs- und Steuer- 
stellen des Deutschen Landwirtschaftsrats, W. von 
Köppen, auf dem zweiten Lehrgang für Leiter land- 
wirtschaftlicher Buchstellen im vergangenen Jahre 
erklärt hat: ‚Die Möglichkeit einer kapitalistischen 
Wirtschaft, oder sagen wir besser, einer Industriali- 
sierung besteht also auch für die Landwirtschaft: 
Möchte die Landwirtschaft die Zeichen der Zeit er- 
kennen und sich einreihen in den kapitalistischen 
privatwirtschaftlichen Produktionsprozef, ehe es zu 
spät ist... Soweit es an uns liegt, haben wir die Be- 
dingungen dazu geschaffen... Läßt doch erst die 
Buchführung die Bedeutung des Faktors Kapital er- 
kennen, und zeigt sie uns Mittel und Wege zu einer 
richtigen Anwendung.‘ Was die Buchführung der 
Landwirtschaft angeht, so wurde bisher von bäuer- 
licher Seite oft über das Unrecht der Einkommen- 
steuer geklagt, wobei in bitterer Ironie die buch- 
führenden Landwirte mit den steuerzahlenden (4. b- 
nichtbuchführenden) verglichen wurden. Diese Ge- 
genüberstellung ist an sich ungerecht. Die Einkom- 
mensteuer, auf die es hier ankommt, ist nur ein Tei 
der gesamten Steuerbelastung der Landwirtschaft. 
Ferner ist es jedem Betrieb, auch dem bäuerlichen 
Betrieb, freigestellt, seinen Wirtschaftserfolg durch 
eine Buchführung nachzuweisen und dadurch der 
Einkommensbesteuerung nach Durchschnittssätzen 
zu entgehen. Wenn auch schließlich die Buchführung 
das einzige Mittel ist, um einen Verlust nachzuwel- 
sen, so muß doch zugegeben werden, daß des öfteren 
buchführende Großbetriebe mehr Einkommensteuer 


Für und wider 
die Einheitssteuer 


14. November 1930 


zu zahlen hatten, als wenn sie auf Grund von Durch- 
schnittssätzen besteuert worden wären. Überdies darf 
es als erwiesen gelten, daß zum wenigsten die Um- 
Satzsteuerbelastung der buchführenden Großbetriebe 
höher ist als die der bäuerlichen Betriebe. Die Ge- 
Senüberstellung von buchführenden und steuer- 
zahlenden Betrieben ist also als unzutreffend abzu- 
ehnen, und man muß Herrn v. Köppen recht geben, 
der in der Buchführung des Landwirts die einzige 
Möglichkeit sieht, bei der Zusammenwirkung von 
atur und Arbeit die richtige Anwendung des Be- 
triebskapitals zu kontrollieren, und der die Buch- 
ührung deshalb als unentbehrlichen Wegweiser für 
den Fortschritt derLandwirtschaft bezeichnet hat. Um 
50 unverständlicher wird die oben wiedergegebene 
Äußerung von Herrn v. Sybel: ‚Die Folge der Ein- 
heitssteuer ist der Ruin der Buchführung.‘ Dem Auf- 
Satz Herrn v. Sybels liegt das indirekte Eingeständ- 
nis zugrunde, daß wenigstens in gewissen Kreisen 
die Buchführung der Landwirtschaft lediglich den 
Zweck hatte, sich durch Nachweisung von Verlust- 
Wirtschaft von der Einkommensteuer zu befreien. 
enn weshalb sollen sonst bei Einführung einer land- 
wirtschaftlichen Einheitssteuer die Buchstellen des 
andwirtschaftsrats verschwinden, die nach Ansicht 
des Landwirtschaftsrats große Aufgaben haben nicht 
nur für die Steuer, sondern auch für Bewertung, 
Wirtschaftsberatung, Kreditwesen und Statistik? 
Herr v. Sybel sagt weiter: ‚Das Verschwinden der 
Buchstellen bedeutet eine weitere Belastung derjeni- 
Sen Betriebe, die weiterhin Buch führen, da die 
Buchführung im Betriebe selbst erheblich teurer ist 
als das bisher übliche System der Fernbuchführung.‘ 
Wer die Kosten der sogenannten ‚Fernbuchführung‘ 
kennt, wird dieser Behauptung ebenfalls skeptisch 
Segenüberstehen. Sollte den Ausführungen des Herrn 
у. Sybel etwa nur die Befürchtung zugrunde liegen, 
die auf Fernbuchführung eingestellten landwirt- 
Schaftlichen Buchstellen und im Zusammenhang da- 
mit einige Unterorganisationen großer landwirt- 
Schaftlicher Verbände würden ein Opfer der Ein- 
ührung der landwirtschaftlichen Einheitssteuer wer- 
Чеп? Diese Befürchtung wäre der beste Beweis dafür, 
aß eine zu komplizierte Staatsmaschinerie eine 
0 erbesetzung an wirtschaftlichen Organisationen 
Zur natürlichen Folge hat. Die Rationalisierung der 
landwirtschaftlichen Besteuerung würde also eine 
ationalisierung für die Staatsverwaltung und eine 
ationalisierung für das Verbandswesen bedeuten. 
е Verbandsbeiträge aber sind für den einzelnen 
trieb ebenso gewinnschmälernde Unkosten wie die 
teuerlasten, die ihm der Staat auferlegt. Sofern aber 
mt der vereinfachten Besteuerung der Landwirt- 
‚haft ein Buchführungszwang für die größeren Be- 
be verbunden werden sollte, wäre dringend zu 
in schen, daß die landwirtschaftliche Buchführung 
Deutschland denselben Grad an Objektivität 
ad an Ansehen erlangt wie z. B. in der Schweiz.“ 


u ENS 
Wollte man das Thema 
»Gemeinnützigkeit“ 
im Wohnungsbau 


„Gemeingeistim Fürsorge- 
staat“, das wir im Leit- 
delt artikel der Nr.37 behand- 

t haben, an einigen Beispielen abwandeln, so würde 
er Mißbrauch des Begriffs „Gemeinnützigkeit“ ein 
„sonders dunkles Kapitel bilden. Auf keinem Gebiet 

dieser Mißbrauch so groß wie im Bauwesen, 
nn hier schlagen die psychologischen und materi- 
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ellen Vorteile, die mit der Bezeichnung „gemein- 
nützig“ verbunden sind, besonders zu Buch. Bei der 
Verteilung der öffentlichen Mittel, die dem Woh- 
nungsbau zufließen, werden die gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen bevorzugt; auch auf steuer- 
lichem Gebiet genießen sie erhebliche Vergünsti- 
gungen. Es gibt aber auch viele „gemeinnützige“ 
Wohnungsunternehmen, die von diesen Vergünsti- 
gungen gar keinen Gebrauch machen und denen es 
vor allem auf die psychologischen Wirkungen an- 
kommt, die von dem Aushängeschild der Gemein- 
nützigkeit ausgehen. Niemand hindert heute ein Er- 
werbsunternehmen, sich als gemeinnützig zu bezeich- 
пеп. So ist es kein Wunder, daß Baugenossenschaften 
und gemeinnützige Wohnungsgesellschaften anderer 
Rechtsform wie Pilze aus dem Boden schossen. Mit 
der Gemeinnützigkeit ist es dabei sehr oft schlecht 
bestellt. Es sind viele Fälle bekanntgeworden, in 
denen Bauunternehmer und Baustofflieferanten mit 
Hilfe von Strohmännern gemeinnützige Bauunterneh- 
men gründeten, die damit verbundenen Vergün- 
stigungen erhielten, sich an der Lieferung der Bau- 
stoffe oder an der Erstellung der Bauten bereicherten, 
überhöhte Mieten forderten usw. Einheitliche Richt- 
linien über die Voraussetzungen, unter denen Woh- 
nungsgesellschaften als gemeinnützig anzuerkennen 
sind, gibt es bisher nicht. Die Instanzen, die jeweils 
die Vergünstigungen zu gewähren haben, arbeiten 
ohne enge Fühlung miteinander. Dem soll ein Reichs- 
gesetz über die Gemeinnützigkeit von Wohnungs- 
unternehmen abhelfen, dessen Entwurf bereits den 
Reichsrat passiert hat und im „Reichsarbeitsblatt“ 
Nr. 31 mitgeteilt wird. Es handelt sich um ein Rah- 
mengesetz. Wichtige Bestimmungen bleiben den ober- 
sten Landesbehörden überlassen — mit Recht, denn 
die Verhältnisse liegen sehr verschieden. Die Wirk- 
samkeit des Gesetzes wird also davon abhängen, mit 
welchem Inhalt es die Landesbehörden erfüllen; mit 
der Prüfung und Anerkennung der Gemeinnützig- 
keit, mit der ständigen Aufsicht über das Geschäfts- 
gebaren und die Verwaltungskosten sind die entschei- 
denden Maßnahmen in ihre Hände gelegt. Den er- 
wähnten Mißständen sucht der Entwurf durch die 
Vorschrift zu steuern, daß die als gemeinnützig an- 
erkannten Wohnungsunternehmen nicht „unter dem 
überwiegenden Einfluß von Personen stehen dürfen, 
die unmittelbar oder mittelbar den Wohnungsbau, 
die Herstellung von Baustoffen, den Handel mit Bau- 
stoffen oder sonstige Geschäfte für den Wohnungs- 
bau betreiben (Angehörige des Baugewerbes)“. „Mit 
Angehörigen des Baugewerbes, die an dem Unter- 
пестеп durch Kapitaleinlagen oder als Mitglieder 
oder als Organe beteiligt sind, darf das Wohnungs- 
unternehmen Rechtsgeschäfte zur Ausführung seiner 
Wohnungsbauten oder zu ihrer Verwaltung und In- 
standhaltung nur insoweit abschließen, als es die 
Ausführungsbestimmungen gestatten.“ Im übrigen 
müssen gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaften 
cin voll eingezahltes Mindestkapital von 50 000 RM 
aufweisen. Bei Genossenschaften wird die Mindest- 
zahl der Genossen und die lokale Abgrenzung des 
'Tätigkeitsbereichs von den Landesbehörden bestimmt. 
Es ist erwünscht, daß die Mindestzahl der Genossen 
möglichst hoch festgesetzt werde; die bisher maß- 
gebenden Vorschriften des Genossenschaftsgesetzes 
(Mindestzahl: 7 Genossen) haben sich als unzurei- 
chend erwiesen. Vor der Anerkennung soll nach dem 
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Gesetzentwurf auch die Bedürfnisfrage geprüft wer- 
den. Befremdend wirkt, daß dem bestehenden ge- 
ineinnützigen Unternehmen eine Frist von drei Jah- 
ren zur Erlangung der staatlichen Anerkennung ge- 
währt wird; diese Frist könnte ohne Schaden erheb- 
lich verkürzt werden. — Der Reichsrat hat an dem 
Regierungsentwurf Änderungen vorgenommen, mit 
denen die Reichsregierung nicht einverstanden ist. 
Für einzelne Teile des Gesetzes ist infolgedessen eine 
Doppelvorlage notwendig. Die Differenzen betreffen 
den Rechtsweg, den Ausschluß spekulativer Gewinne 
bei der Veräußerung der Wohnungsbauten und 
die Frage, ob sich gemeinnützige Wohnungsunter- 
nehmen ausschließlich mit Klein- oder auch mit 
Mittelwohnungen zu befassen haben. Die Reichs- 
regierung tritt für eine Beschränkung auf Klein- 
wohnungen ein. Auch in den anderen Streitpunkten 
scheint uns der Regierungsentwurf den Vorzug zu 
verdienen. 


Nach dem Abschluß der 
Hapag-Lloyd-Union hatte 
es zunächst den Anschein, 
als würden die Gegen- 
sätze zwischen Hamburg und Bremen wenigstens 
nach außen hin verschwinden. Neuestens werden 
aber die noch immer bestehenden Spannungen auch 
der Öffentlichkeit sichtbar. Der Zankapfel ist die 
Sidamerikafahrt, die ja schon seit langem einen 
Gegenstand der Auseinandersetzung zwischen Ham- 
burg und Bremen bildet. Auf der einen Seite steht 
die Hamburg-Südamerikanische Dampfschiffahrts- 
Gesellschaft, auf der anderen der Norddeutsche 
Lloyd, während die Hamburg-Amerika-l.inie gegen- 
über der Hamburgischen Reederei wohlwollende 
Neutralität beobachtet. Die Notwendigkeit, die deut- 
schen Südamerikadienste, die an starker Tonnage- 
Übersetzung leiden, gründlich zu reformieren, wird 
wohl von keiner Partei geleugnet. Der Norddeutsche 
Lloyd strebt eine Regelung nach dem Muster der 
Afrikafahrt an, in der die beiden Großreedereien zu- 
sammen mit den Spezialreedereien einen Gemein- 
schaftsdienst unterhalten. Die Hamburg-Süd ist 
zwar bereit, mit dem Norddeutschen Lloyd und der 
Hapag partielle Arbeitsgemeinschaften oder Fahr- 
plan-Kartelle einzugehen — das beweist das vor 
kurzem abgeschlossene Fahrplan-Abkommen für die 
Passagier-Postdampferdienste (vgl. Nr. 41,5.1915) — 
sie lehnt es aber vorläufig noch ab, eine generelle 
Betriebsgemeinschaft mit den Großreedereien abzu- 
schließen, aus Furcht, dabei ihre Selbständigkeit 
einbüßen zu können. Diese Bedenken sind deswegen 
besonders stark, weil sich die Stammaktien-Majorität 
in Händen des Lloyd befindet, während die bis- 


Verschärfte Gegensätze 
in der Südamerikafahrt 
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herige Verwaltungsgruppe mit Hilfe der bekannten 
Scehutzemission ihre Herrschaft aufrecht erhält. Der 
Norddeutsche Lloyd hat zwar erklärt, er würde bei 
Aufnahme von ein oder zwei Vertretern seiner 
Gruppe in den Aufsichtsrat der Hamburg-Süd die 
Selbständigkeit der Gesellschaft unter der Voraus- 
setzung des Abschlusses eines Betriebsgemeinschafts- 
Vertrages unangetastet lassen, ja er wollte ihr sogar 
das Management der Gemeinschaftsdienste über- 
tragen. Die Verwaltung von Hamburg-Süd steht 
diesen Vorschlägen völlig ablehnend gegenüber. Das 
hat wohl nicht nur darin seinen Grund, daß man 
um das Schicksal der Hamburg-Süd als Familien- 
unternehmen einiger Hamburger Patriziergeschlechter 
besorgt ist, sondern ist wohl auch auf das Verhalten 
des Norddeutschen Lloyd zurückzuführen. Der Lloyd 
hat noch vor Abschluß der Union mit der Hapag 
im Frühjahr in der Absicht, die Siidamerikafahrt 
zu rationalisieren, mit dem Königlich-Holländischen 
Lloyd ein Abkommen über einen Gemeinschafts- 
dienst für die Südamerikafahrt getroffen. In Verfolg' 
dieses Abkommens hat der Lloyd jetzt zusammen 
mit der holländischen Reederei einen Dienst nach 
Südbrasilien eingerichtet und ist damit in die Inter- 
essen-Sphäre der Hamburg-Süd eingedrungen. Das 
hat zu scht erheblichen Spannungen geführt, die 
sogar die Hamburger Handelskammer auf den Plan 
gerufen haben. Den Anstoß dazu gab die Tatsache, 
daß dem Norddeutschen Lloyd vom Reichsministerium 
des Innern die Erlaubnis erteilt wurde, Auswanderer 
von Bremen mit den in diesen Gemeinschaftsdienst 
eingesetzten vier Schiffen des holländischen Lloyd zu 
befördern. In scharfen Worten wird gegen diese 
„Auswanderungs-Konzession an fremde Reedereien 

Front gemacht, da „der Nordlloyd jetzt den Aus- 
wanderungsverkehr so ausdehnen könne, daß den 
Hamburger Reedereien eine ganz empfindliche Kon- 
kurrenz erwachse, die sicher einen Rückgang des 
Auswanderer-Verkehrs und vielleicht auch des 
Passage-Verkehrs über Hamburg zur Folge haben 
würde“. Objektiv ist gegen diese Konzessions 
erteilung nichts einzuwenden, da dieselbe Behand- 
lung sowohl der mit der Hapag einst zusammen: 
arbeitenden Harriman-Reederei wie der früher mit 
dem Lloyd liierten United States Line zuteil SC 
worden ist. Freilich ist nicht zu leugnen, daß sich 
jetzt die Dampferabfahrten zugunsten Bremens ver- 
ändert haben; denn nach dem Kartellabkommen 1 
der Postdampferfahrt ziehen Hapag, Lloyd und 
Hamburg-Süd je zwei Schiffe aus dem Verkehr, 
während auf der anderen Seite in dem Сетеп“ 
schaftsdienst des Bremer Lloyd mit dem holländr 
schen Lloyd vier Schiffe dieser Reederei von Bremen 
abgefertigt werden. 


_——— —-- БҤБҤ —ү———-———є— — ————————— 


Der Schiedsspruch für die Berliner Metallindustrie 


Zur Beilegung des Konflikts in der Berliner Metallindu- 
strie war, wie wir kürzlich berichteten (Nr. 45, S. 2029), ein 
Sonderschiedsgericht (unter Vorsitz des ehemaligen Reichs- 
arbeitsministers Dr. Brauns) eingesetzt worden, dessen 
Spruch, den Vereinbarungen zufolge, für beide Parteien 
bindend sein sollte. Dieser Spruch ist am letzten Sonnabend 
gefällt worden. Er bestätigt, was das Ausmaß des Lohn- 
abbaus anbelangt, den Spruch des Schlichters Völkers — 
eine herbe Enttäuschung für die Arbeitnehmer, die gegen 
diesen Spruch seinerzeit in Streik getreten waren und sich 
im Vertrauen auf eine günstigere Regelung dem Sonderver- 


fahren unterworfen hatten. Eine Verbesserung bedeutet die 
Neuregelung der Löhne für sie nur insofern, als die Lohn- 
senkung staffelweise vor sich gehen soll. Nur unter diese! 
Bedingung hatte der Vertreter der Gewerkschaften, Protes- 
sor Sinzheimer, dem Spruch zugestimmt. Die bisherige” 
Tarifmindestlöhne werden für die Zeit vom 17. Novem 
1950 bis zum 18. Januar 1931 in allen Gruppen nur um 37 
gekürzt: mit Wirkung vom 19. Januar vermindern sich die 
Löhne für die Jugendlichen unter 18 Jahren um weiter® 
3 9, für alle übrigen Gruppen um weitere 5 %. Die Begrün- 
dung des Schiedsspruchs geht davon aus, daß eine Besse- 
rung der wirtschaftlichen Lage nur erwartet werden könne- 
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wenn auf allen Gebieten eine wirksame Preissenkung ein- 
trete (vgl. hierzu die Ausführungen im Leitartikel). „Wenn 
diese auch nicht allein von der Lohnseite her geschehen 
darf, so ist das Lohnkonto doch ein so wichtiger Bestandteil 
der Gestehungskosten, daß an ihm nicht vorübergegangen 
werden kann.“ Freilich werde von einer Lohnsenkung nur 
dann eine Belebung der Wirtschaft ausgehen, wenn die 
Kaufkraft der Massen nicht auf die Dauer gesenkt wird. 
Erforderlich sei deshalb die allgemeine Herabsetzung der 
Preise der gewerblichen Produkte und der Lebensmittel. 
Die Schlichter zogen in Erwägung, ob nicht die Lohn- 
senkung in eine feste Beziehung zur Entwicklung der Preise, 
insbesondere der Lebensmittelpreise, gebracht werden sollte, 
gaben diesen Gedanken jedoch auf, weil sie ihn für tech- 
nisch undurchführbar hielten. Wenn sie sich trotzdem für 
eine Lohnsenkung entschieden, so geschah dies, wie es in 
der Begründung heißt, in der sicheren Erwartung, daß die 
Preissenkungsaktion von allen verantwortlichen Stellen mit 
größter Energie vorwärts getrieben werde. Da die Senkung 
der Lebensmittelpreise bestenfalls erst nach einiger Zeit 
spürbar wird, schrieben sie den Lohnabbau in der ange- 
gebenen Staffelung vor. Im übrigen waren sie sich bewußt, 
daß der Spruch eine über die Beilegung des vorliegenden 
Streitfalls hinausgehende grundsätzliche Bedeutung habe, 
und sie betonten deshalb, daß die Einzelheiten des Ber- 
liner Schiedsspruchs nicht schematisch auf andere Fälle 
übertragen werden könnten. „Unter Berücksichtigung der 
dargelegten volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte wird 
vielmehr jeder Fall nach seiner Eigenart zu beurteilen 
sein.“ Diese beiden Voraussetzungen des Schiedsspruchs 
werden aufs strengste zu beobachten sein. Insbesondere 
ist die Preissenkungsaktion der Regierung in beschleunig- 
tem Tempo und mit erhöhter Wirksamkeit fortzuführen. 
Über einzelne Maßnahmen, die in dieser Richtung ge- 
troffen worden sind, berichtet die folgende Glosse. In- 
zwischen hat sich das Kabinett eingehend mit dem Pro- 
blem der Preissenkung befaßt. Zur Intensivierung der 
Aktion wurde ein besonderer Ausschuß gebildet, dem der 
Reichskanzler, Reichsfinanzminister Dietrich, Reichsarbeits- 
Minister Stegerwald, Reichsernährungsminister Schiele und 
taatssekreiär Trendelenburg vom Wirtschaftsministerium 
sowie der preußische Handelsminister Schreiber und Reichs- 
ankpräsident Luther angehören. Es ist beabsichtigt, diesem 
Ausschuß notfalls diktatorische Vollmachten zu erteilen, 
um der Preissenkungsaktion Nachdruck zu verleihen. Ob 
er sich darüber hinaus auch mit dem preußischen Arbeits- 
beschaffungsprogramm — das aus dem Ressort des Mi- 
nisters Schreiber hervorgegangen ist — befassen wird, steht 
Doch dahin. 


Preissenkung für Lebensmittel 

In einer Pressebesprechung hat der Reichsernährungs- 
minister zu Beginn der Woche die ersten Ergebnisse des 
angestrebten Preisabbaus für Lebensmittel mitgeteilt. Sie 
Sind vorläufig recht mager. Man hat mit den Verbänden 
vereinbart, daß der Brotpreis in Berlin bei gleichzeitiger 
Erhöhung des Brotgewichts von 1125 auf 1250 g von 50 
auf 46 Rpf heruntergesetzt werden soll, daß der Schweine- 
leischpreis um 10 Rpf je kg, der Milchpreis um 1 Rpf је 
Liter ermäßigt wird. Bei Kartoffeln haben die Verhand- 
ungen dazu geführt, daß die besonders in der letzten Zeit 
Stark gestiegene Handelsspanne im Einzelhandel gegenüber 
der im Oktober berechneten Spanne um durchschnittlich 
ч Rpf für den Zentner ermäßigt wurde (bei Abgabe 
von 10 Pfund). Auf die anderen Fleischsorten ist die 
Ermäßigung des Schweinefleischpreises nicht ausgedehnt 
Worden. Die Berliner Brotfabriken haben einen Tag nach 
“cr Ankündigung des Reichsernährungsministers ihre Zu- 
гове zurückgezogen; sie setzen den Brotpreis nur auf 
T Rpf herab. Es ist nicht leicht, sich von der Auswirkung 
leser Preisabschläge auf den Arbeiterhaushalt ein Bild zu 
Machen, selbst wenn man annimmt, daf sie überall ehrlich 
und vollständig durchgeführt und daß sie auch auf das 
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Reich ausgedehnt werden (was nach den Erfahrungen der 
letzten Tage noch keineswegs sicher erscheint). Die be- 
kannten Verbrauchsberechnungen lassen immerhin den 
Schluß zu, daß die im Berliner Metallarbeiter-Schieds- 
spruch vorgesehene Senkung des Lohnes über die durch die 
erwähnten Preisvereinbarungen mögliche Senkung der 
Ausgaben ganz erheblich hinausgehen wird. Eine merk- 
würdige Rolle spielen bei der Preissenkungsaktion die 
Копѕитрегеіпе. Ihre Aufgabe wäre es gewesen, schon 
früher ihre Mitglieder auf schnellstem Wege in den Genuß 
der gesunkenen Großhandelspreise zu setzen und dadurch 
auch beim privaten Einzelhandel entsprechende Verbilli- 
gungen zu erzwingen. Statt dessen scheinen repräsentative 
Konsumvereine durchaus die von den Organisationen des 
Handwerks und Handels zugestandenen Preisermäßigungen 
als obere Grenze für ihre eigene Preispolitik ansehen zu 
wollen. Sie verweisen auf die Rückvergütung an ihre Mit- 
glieder, um diese Stellung zu rechtfertigen. Es zeigt sich 
hier recht deutlich, daß sich die Konsumgenossenschaften 
in ihrer Preispolitik von den Erwerbsunternehmungen 
kaum unterscheiden. 


Der deutsche Linoleum-Trust in Österreich 


Man schreibt uns aus Wien: „Einige reichsdeutsche 
Industrielle, hinter denen der deutsche Linoleum-Trust 
steht, haben kürzlich eine Wöllersdorfer Linoleummerke 
GmbH gegründet, die Fabrikanlagen in den ehemals fiska- 
lischen Werken langjährig gepachtet hat. Der Umbau der 
Anlagen für die Erzeugung von Linoleum soll in der 
nächsten Zeit begonnen werden. Diese Gründung hat 
großes Aufsehen erregt, zumal dies bereits die zweite 
Linoleumfabrik ist, die binnen kurzer Zeit in Österreich 
errichtet wird. Auf Grund eines hohen Zollschutzes, den 
sich die einzige österreichische Wachstucherzeugerin, die 
Firma Blum & Haas AG, bei der letzten Zollnovelle sichern 
konnte, hat diese auch eine Gesellschaft zur Herstellung 
von Linoleum gegründet. Es wurde bereits eine Fabrik er- 
richtet und teilweise in Betrieb genommen. Ihr Erzeugnis 
kommt unter der Bezeichnung Donauleum in den Handel. 
Die Fabrik von Blum & Haas wird nach ihrer Fertigstel- 
lung eine Leistungsfähigkeit haben, die den österreichischen 
Bedarf übersteigt. Diese Gesellschaft hat damit nicht allein 
dem Linoleum-Trust den — recht schmalen — öster- 
reichischen Markt weggenommen, sondern sie bedroht ihn 
auch auf anderen Märkten. Die Gründung der Wöllers- 
dorfer Linoleumwerke GmbH bedeutet ohne Zweifel eine 
Gegenmaßnahme des Trusts. Er benutzt für seine Wett- 
bewerbsgründung den Prohibitivzoll, der damit natürlich 
jede Wirkung verliert, später aber vielleicht eine arge 
Waffe gegen den Verbraucher werden kann, falls es einmal 
zu einer Verständigung zwischen der österreichischen 
Fabrik und dem Trust kommt. Die Blum & Haas AG ist 
ein von Banken völlig unabhängiges Unternehmen, dessen 
finanzielle Grundlage sehr gesund ist.“ 


Die Fälligkeit der Schweizer Goldhypotheken 

Aus der Vorkriegszeit befinden sich im Besitz Schweizer 
Privatleute und Gesellschaften Hypotheken auf deutschen 
Grundbesitz, die bei ihrer Ausstellung — damals zum Aus- 
gleich etwaiger kleiner Devisenwertschwankungen — mit 
einer Goldklausel versehen worden waren. Diese Klausel 
gewann natürlich eine ganz besondere Bedeutung, als es 
sich bei der Bewertung der Mark im Verhältnis zum 
Schweizer Franken nicht mehr um minimale Kursschwan- 
kungen, sondern um viel mehr handelte. Während der In- 
flation tauchte die Frage auf, wie diese „Goldhypotheken“ 
bei ihrer Fälligkeit im Hinblick auf den sinkenden Wert 
der Papiermark behandelt werden sollten. Im Zusammen- 
hang mit anderen finanziellen und wirtschaftlichen Fragen 
wurde bereits im Dezember 1920 ein Abkommen zwischen 
Deutschland und der Schweiz getroffen (mit Zusatzvertrag 
vom März 1925), in dem die Rückzahlung dieser Hypo- 
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theken geregelt wurde. In diesem Vertrag erkannte 
Deutschland die Sonderstellung der Goldhypotheken an 
(es handelte sich um einen Betrag von etwa 100 Millionen 
Mark), verzichtete auf die Anwendung seiner eigenen Ge- 
setzgebung und setzte die Verordnung von 1914 außer 
Kraft, durch welche die Goldklausel unwirksam gemacht 
worden war. Andererseits gewann das Reich für die deut- 
schen Schuldner aus diesen Goldhypotheken eine zehn- 
jährige Stundung für den Eintritt der Fälligkeit bis zum 
9. Dezember 1950, und später erwirkte es, daß sich diese 
Stundungsfrist auf Wunsch des deutschen Schuldners um 
fünf Jahre verlängern sollte, falls im Dezember 1950 die 
Markt 65 Centimes oder weniger wert wäre (65 Centimes 
ist genau die Hälfte des Vorkriegsweris der Mark). Der 
Dezember 1930 ist inzwischen berangerückt, und von 
deutscher Schuldnerseite ist ein nunmehr in allen drei 
Instanzen durchgeführter Feststellungsprozeß angestrengt 
worden, der sich gegen die Schweizerische Rückversiche- 
rungs-Gesellschaft in Zürich als Besitzerin einer derartigen 
Goldhypothek von 1 Million Mark auf ein Berliner Ge- 
schäftshaus richtete. Das Ergebnis dieses Prozesses liegt 
jetzt vor: das Reichsgericht hat wie die Vorinstanzen ent- 
schieden und festgestellt, daß mit der „Mark“ des deutsch- 
schweizerischen Staatsvertrags vom Dezember 1920 bzw. 
1923 die alte, inzwischen vollkommen entwertete Papier- 
mark gemeint gewesen sei, daß diese Mark also jetzt, Ende 
1950, erheblich weniger als 65 Centimes wert sei. Damit 
ist der Fall eingetreten, daß der deutsche Schuldner bis 
zum Eintritt der Fälligkeit der Hypothek eine weitere 
fünfjährige Frist beanspruchen kann. Das Reichsgericht 
erklärt ausdrücklich, daß Wortlaut, Zweck und Ent- 
stehungsgeschichte des deutsch-schweizerischen Goldhypo- 
thekenabkommens übereinstimmend für den Willen der 
Parteien sprächen, daß diese Hypotheken frühestens am 
9. Dezember 1955 fällig werden. 
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Der Präsident der Bank von Danzig, Dr. Konrad Meif- 
ner, vollendete am 7. November das 70. L 

Der Direktor der Deutschen Dampfschiffahrts-Gesell- 
schaft „Hansa“ Adolf Stein, ist im Alter von 65 Jahren 
gestorben. 

Der frühere Generaldirektor der Wilhelma in Magde- 
burg Allgemeine Versicherungs-AG, Rechtsanwalt Dr. 
Heinrich Hahn, der nach dem Übergang der Wilhelma auf 
die Allianz und Stuttgarter Verein Versicherungs-AG dem 
Aufsichtsrat dieses Unternehmens angehörte, ist am 
10. November gestorben. 

Der frühere Leiter der ehemals dem Phönix gehörenden 
Nordstern-Zechen, Generaldirektor a.D. Bergrat Heinrich 
Kost, ist am 5. November im Alter von 75 Jahren ver 
schieden. Der Verstorbene war u. a. Mitglied der Phönix 
AG für Bergbau und Hüttenbetrieb und der Dürkopp- 
werke AG. 

Kurz vor Vollendung seines 70. Geburtstages verstarb 
am 9. November Geheimer Baurat Dr. Ing. e.h. Hermann 
Görz, der beim Siemens Konzern das Personalreferat inne 
hatte. 

Der kaufmännische Direktor der G. M. Pfaff AG, Näh- 
maschinenfabrik in Kaiserslautern, Hugo Frank, ist 8° 
storben. 

Die Technische Hochschule Darmstadt hat dem Direktor 
der Zellstoffabrik Waldhof AG, Mannheim, Otto Clem, 
wegen seiner Verdienste um die Entwicklung der Zellstol- 
industrie die Würde eines Ehrendoktors der Ingenieur- 
wissenschaft verliehen. 

Der Nationalökonom Professor Theodor Brauer hat seint 
Lehrtätigkeit an der Kölner Universität aufgegeben und 
übernimmt die Leitung des Bildungswesens beim Gesamt- 
verband der christlichen Gewerkschaften. 


Bilanzen 


Klöckner-Werke AG 


Dividendenreduktion um 1% — Beträchtliche Erweiterung 
der Anlagen 


Die Klöckner-Werke AG ist hervorgegangen aus der 
Lothringer Hütten- und Bergwerks-Verein AG der Vor- 
kriegszeit. Die Entschädigungszahlungen für die sequestrier- 
ten lothringischen und französischen Erzgruben und Hütten 
wurden von Peter Klöckner, dem Gründer und Aufsichts- 
ratsvorsitzenden des Unternehmens, zum Aufbau einer 
neuen Eisenbasis und zur Abrundung seines Kohlenzechen- 
besitzes benutzt. Klöckner rangiert heute nach der Er- 
zeugung zwischen der Gutehoffnungshütte und Hoesch als 
viertgrößter deutscher Montankonzern: 


(1000 t) ISteinkohle | Roheisen | Rohstahl 
Vereinigte Stahlwerke AG ......... 1255723 529% | 5558 
Fried. Krupp AG (1928/29) ........ 8001 | 1297 | 1 587 
Gutchoffnungshütte, Aktienverein | 
für Bergbau und Hüttenbetrieb | 4 143 | 852 1 003 
Klöckner-Werke AG .............. | 415 | 622 763 
Eisen- und Stahlwerk Hoesch AG | 225 | 6711) 8911) 


Сз) 1928/29, 
Die Kohlenbasis von Klöckner ist, verglichen mit den 
übrigen Konzernen, relativ groß. Nur Krupp fördert im 
Verhältnis zur Eisenerzeugung mehr Kohle als Klöckner. 
Die Rationalisierung wurde nicht nur aus eigenen Mit- 
teln finanziert, sondern auch aus dem Erlös (36 Mill. RM) 
der 40 Mill. RM Inlandsanleihe von 1926, die teilweise zur 
Abdeckung von Verbindlichkeiten benutzt wurde, und aus 
der Begebung von 15 Mill. RM neuer Aktien im Jahre 1928 
(Erlös 15,6 Mill. RM). Auf der Generalversammlung von 
1928 gab Geheimrat Klöckner die bis dahin aufgelaufenen 
Rationalisierungskosten mit 43 Mill. RM an; doch hat der 
Konzern noch im Geschäftsjahr 1929/50 große Summen zur 
Rationalisierung seiner Werke aufgewandt. Von 1924/25 


Bilanz 
(Mill. RM) "зо. 6. 26/30. 6. 27130. 6. 28| 30. 6. 29, 30. 6. 30 
Aktiva | 

Bergwerke ................. | 71.839 | 71.225 | 72.782 | 20.323 ' 74.805 
Hüttenwerke ..... | 59,751 | 60.743 | 67.991 | 71.268 | 70.226 
Güter Oldenburg . | 0150| 0.224 | 0.513 | 0,550! 0.54 
Neubauten ........... arg | | 9.400 | 7.210 | 4,565 |. 5.547 
Wertpapiere und Beteiligungen | 10.928 | 20.892 | 22.051 | 22.535 | 22.916 
pie | 20.410 | 27.576 | 31.848 | 22,701 06,157 
Kasse und Wechsel ............ 0.419 0.165 0.404 A 4 
Bankguthaben ...„....,......... 15.816 | 2.634 | 4.016 f 19.470 A E 
Webitoren "el... Mae 30,200 | 27,576 | 23,470 | 25.890 | 19,540 


Guthuben aus verfügbaren 
eigenen Aktien — — 5.625 | 5.025 | 5.025 
ВігехебаМет ад A aen, As 2,154 | 2,698 | 4,667 | 3,346 1 4,817 
Solidurbürgschaft wegen Ап-| | 
leihe Gewerkschaft Victor, | | 
Rauxel = | — | 13,547 | 13,347 | 13,597 


„кажа жж жже nenn | 


Passiva 
Aktienkapital ........ 
Gesetzliche Reserve . 
8% Anleihe von 1926 ... za 
5 % Sammelablösungsscheine 


| 90.000 | 30.000 | 110.000 | 110.000 | 110.000 
| 18.000 | 18.000 | 19.625 | 18.625 | 18.625 
40,000 | 40,000 | 40,000 | 40,000 | 40,000 


von 11926. ашын... а | 2,107 | 0,172.) 2.184 | 2,189 
Obligationen. alte ,........... н 5,321 -- -- Е =æ 
Obligationen. alte ausgeloste .. | 0,089 _ _ = _ 
2—5% Abläsungsanleihe v. 1927 | — | 1229| 1.284 | 1.297 | 1.319 
Anleihezinsen-Reehnung ...... | 0.918 | 0.900 | 0.950 | 0.889 | 0.889 
Rückständige Zinsscheine .... 0,002 0,129 0,165 0,042 0,038 


Rückständige Gewinnanteil- 

scheine 
Hypotheken Wir 
Sparguthaben und Wohlfahrts- | 


_ 0.033 | 0.041 | 0.046 | 0.036 
5.037 | 5,382 | 5,474) 5,192 | 5.146 


[ОНИН nee e | 1.642 | 1.972) 2.115 | 2.568 | 2.660 
Steuern lie, TEEN ЭЕМ ЭЧИ | 152] 2135 | 2178| 1.809 | 1.206 
Löhne und soziale Beiträge .. | 3.128 | 3.954 | 2.954 | 5.006 2.399 
ЖАШЫ ee 14,059 | 13.110 | 7.027 | 4.505 | 2,726 
Bankschulden” AE eeh — 2.010 1.452 zu ж 
Kreditoren eene онно | 20.287 | 26.422 | 29.522 | 29.340 34.885 
Rückstellungen `... 4.665 | 6.891 5.510 | 6.152) 4.722 


чаа ыо ы осор" 2,154 
Solidarbürgschaft wegen Ап- { 
lcihe Gewerkschaft Victor, | i 
au E KEE — — | 13.547 | 13,547 | 15.517 
Gewinn (einschl. Vortrag) .... | 5.345 | 7,232 | 6,458 8,095 | 6,843 


2,698 | 4,667 | 5,346 | 4,817 


14. November 1930 


bis 1926/27 betrugen die Zugänge rund 7—8 Mill. RM; in 
den drei folgenden Jahren wurden aber 17, 11 und 14 Mil- 
lionen RM ausgewiesen. 


Zugänge und Abschreibungen der Anlagen 


| Zugänge | Abschreibungen 

Mill. RM | Hätten- | Hütten- 

"`" | Bergwerke | Мн |Berswerke | HU: 

| | 

1924/23 3,75 | 5,47 2.48 3,86 
1925/26 419 | 599 522 | Sa 
1926/27 .. 2,46 | 5,94 3,06 4,96 
1927128 .. 4,86 | 12,29 3,28 5,06 
1928/29. geg? 9.93 3.49 6.63 
Sa НИ: ун | вуз БЕН МКБ 6,60 


Die Gesellschaft hat nach diesen Zahlen von 1926 bis 1929 
hauptsächlich Mittel für die Hüttenwerke aufgewendet, 
während 1929/30 die Bergwerke einen um nahezu 3 Mill. RM 
höheren Anlagenzugang aufweisen als die Hütten. Dement- 
sprechend stehen in der Bilanz die Bergwerke wieder mit 
einem etwas höheren Betrag zu Buch als die Hüttenwerke, 
nachdem 1929 vorübergehend der Buchwert der Hütten 
größer war. 

Die Bergwerksbetriebe haben bisher ziemlich gleichmäßig 
an dem Ausbauprogramm teilgenommen. Ein Vergleich der 
Buchwerte zeigt, daß die Hauptzechen Victor-Ickern den 
bis 1928/29 eingetretenen Wertverlust 1929/30 wieder ausge- 
glichen haben, während die Zeche Königsborn mit langsam 
steigenden Beträgen zu Buch stand: 


Buchmert der Anlagen 


| Bergwerke 
(Mill. RM) VictorlIckern| Königsborn | Werne | General 
| E | 

1924125 .... | 40,22 15.99 | 12,60 1.46 

1925/26 se A 40,12 17,86 | 12,92 0,94 

192/27 .... | 39.04 18,41 | 12,95 | 0.83 

1927|28. .... | 39,02 19,94 13,14 | 0.68 

1928/29 .... | 38,01 19.34.) 12.48 0,50 

1929/50 .... | 41,33 20,14 12,88 | 0,45 

Hüttenwerke 
{ | p 'Diisseldorf | 
| Werk Georgs- Troisdorf = | 

(Mil. RM) | иза | Marien- | (Mann- | Eisen u. | Quint 
| ad AL Mieke | stacdiw.) industrie | MAR 

РТТ 
1994/05 ..., wm | nz | 12.96 | 108 | 085 
1925/26 .... 16,92 1943 | 1547 | 995 | 0.34 
1926/27 .... 18.31 19,94 12,71 9.42 0,57 
1927/28 .... | 25.82 20.79 12.26 8.82 0,30 
1928/29 .... | 3002 | 20.17 12.22 852 | 0,50 
1929130 .... | 28,56 | 21,23 11,80 Bai | 0,29 


Die Entwicklung der Hüttenwerke war weit ungleich- 
mäßiger, Die meisten Aufwendungen für Rationalisierung 
und Erweiterung entfielen auf das Werk Haspe. Die Zu- 
Sänge waren bisher bei den Georgs-Marien-Werken meist 
Dur wenig größer, bei den übrigen Hüttenwerken regel- 
mäßig kleiner als die Abschreibungen. Das Werk Haspe 
Steht jetzt mit 28,6 Mill. RM zu Buch, hat aber nur eine 
elegschaft von 3700 Mann, während die Georgs-Marien- 
Werke, die 5900 Mann beschäftigen, nur mit 21,1 Mill. RM 
In der Bilanz erscheinen. Haspe wird anscheinend zum 
Eisenindustriellen Schwerpunkt des Konzerns, eine Position, 
die unter den Gruben die Zechenbetriebe Victor-Ickern 
Innehaben. 
м Über den bilanzmäßig ausgewiesenen Anlagenzuwachs bei 
Victor-Ickern gibt der Geschäftsbericht an, daß eine neue 
Schachtanlage auf Ickern I/II fertiggestellt wurde und ein 
Weiterer Ausbau der Tagesanlagen auf Victor IIT/TV statt- 
Befunden hat. Neben dem Bergeturm der Schachtanlage 
Vietor ПІЛУ wurde für die Entladung der fremden Ver- 
Satzberge ein Waggonkipper angelegt und hierdurch eine 
Onzentration der Bergewirtschaft für die Schachtanlagen 
Victor ТЛІ und ПТУ ermöglicht. Auch die Holzwirtschaft 
Wurde für diese beiden Schachtanlagen auf Victor ШЛУ 
zusammengefaßt. Im Zechenbahnhof Victor ШТУ wurde 
1е Waggonschiebebühne verlängert; zwei neue Waggon- 
Wagen wurden eingebaut. Auf der Kokerei Victor ПИТУ 
Wurde die verbrauchte Koksofenbatterie C bis zur Ofen- 
Sohle abgebrochen und neu errichtet. Die Nebengewinnungs- 
anlage Victor ПТУ erhielt eine Anlage zum Neutralisieren 
und Trocknen des Ammoniaksalzes; zwei Benzolwascher 
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wurden vergrößert. Außerdem wurden Ende 1929 einige 
Erweiterungsbauten fertiggestellt, so z.B. der mechanische 
Wagenumlauf, die Koksbatterie von 60 Otto-Öfen und die 
Hochspannungsfrteileitung zwischen den drei Zechengruppen 
des Konzerns. 

Auf der Zeche Königsborn, der fast der ganze Rest des 
Anlagenzuwachs der Bergwerke zugute gekommen ist, wur- 
den die für das Abteufen des Schachtes V erforderlichen 
provisorischen Tagesanlagen errichtet. Unter Tage wurde 
mit der Herstellung des Füllortes der vierten Sohle für 
Schacht V begonnen. Schacht II erhielt eine elektrische 
Signaleinrichtung und ein Fernsprechnetz unter Tage. 
Neben anderen Erweiterungen der Tagesanlagen erhielt die 
Ammoniakfabrik im Oktober 1929 eine Neutralisier- und 
Trocknungsanlage. Für die Kokerei wurde ein 50000 cbm 
fassender Gasbehälter in Auftrag gegeben. Auf der Kokerei 
Königsborn III/IV wurde Batterie I nach beendeter Grund- 
reparatur im Oktober 1929 wieder in Betrieb genommen. 
Die seit März 1929 in Betrieb gewesene Batterie von 60 Ab- 
hitzöfen mußte im Januar 1950 aus Mangel an Absatz 
wieder kaltgelegt werden. 

Im Werk Haspe ist die Rationalisierung offenbar schon 
vor einem Jahr zum Abschluß gekommen. 1929/30 wurde 
die Träger- und Feinstraße durch Anschluß an je eine 
kontinuierliche Vorstraße modernisiert. Die weitgehende 
Umgestaltung der Walzwerksanlagen wird mit den ständig 
steigenden Belastungen, insbesondere durch die Löhne, be- 
gründet. Diese Belastung hat jedoch im letzten Geschäfts- 
jahr keine Steigerung, sondern an seinem Ende laut Ge- 
schäftsbericht durch eine 7% %ige Senkung der Eisenlöhne 
eine Verminderung erfahren, 

Die Transportverhältnisse im Siemens-Martin-Werk der 
Georg-Marien-Hütte sind wesentlich verbessert worden, 
ebenso die Einrichtungen zur Erzeugung von Verbundstahl. 
Die Verlegung der Walzprofile von Osnabrück nach Georgs- 
Marien-Hütte wurde durchgeführt. In Verbindung hiermit 
wurden die Adjustageeinrichtungen weiter ausgebaut und 
die Fabrikation von Rippenplatten nach Georgs-Marien- 
Hütte verlegt; die im Vorjahr begonnene elektrische 
Gichtgasreinigungsanlage ist fertiggestellt und in Be- 
trieb genommen worden. Seit August 1929 ist der 
100000 cbm umfassende Gasometer dem Betrieb 
übergeben. Außerdem erfolgten Verbesserungen der Ze- 
mentfabrik und der Steinbrüche. — Im Troisdorfer Werk 
wurde die Eisenwarenfabrik durch einen Hallenbau er- 
weitert; die Leistung der übrigen Verfeinerungsbetriebe 
konnte durch Beschaffung neuer . Bearbeitungsmaschinen 
gesteigert werden. — Das Modernisierungsprogramm des 
Eisen- und Drahtwerks in Düsseldorf wurde beendet; das 
Arbeitsprogramm ist erweitert worden. 

Diese großen Investitionen haben überraschend wenig 
auf die Bilanz zurückgewirkt. Die kurzfristigen Verbind- 
lichkeiten sind nur von 41,5 auf 45,9 Mill. RM gestiegen. 
Die Rückstellungen haben nur um einen kleinen Betrag 
(1,4 Mill. RM) abgenommen. Bankschulden sind nicht vor- 
handen. Das Kreditorenkonto ist zwar um 5,6 Mill. RM, 
d. h. um fast 20 %, gestiegen; diesen Betrag hofft man aber 
wohl aus den Ergebnissen des neuen Geschäftsjahres wieder 
tilgen zu können. Der größte Teil des Anlagenzurachses 
nebst Abschreibungen ist also, soweit die Bilanz hierüber 
Aufschluß gibt, aus dem Ergebnis des Geschäftsjahres 
finanziert worden, allerdings vermutlich auf Kosten des 
Gewinns. Verhältnismäßig stark haben die Debitoren ab- 
genommen — um 6,4 auf 19,5 Mill. RM —. Wenn dadurch 
auch nicht gerade der Liquiditätsgrad des umlaulenden 
Kapitals gelitten hat, weil der liquideste Posten (flüssige 
Mittel, Kasse, Wechsel und Bankguthaben) nur um 2 Mill. 
RM auf 85 Mill. RM zurückgegangen ist, so muß doch eine 
Liquidifätsverschlechterung festgestellt werden. Die flüs- 
sigen Mittel haben insgesamt um 8,2 Mill. RM abgenommen, 
die kurzfristige Verschuldung insgesamt ist um 2,6 Mill. 
RM gestiegen. Die stärkere Zunahme der Kreditoren (um 
5,6 Mill. RM) wird durch einen Rückgang der transitorischen 
Posten ausgeglichen, der eine Folge des geringeren Absatzes 
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ist und der in Zukunft nicht in diesem Umfange als Aus- 
gleich zur Verfügung stehen wird. Die insgesamt eingetre- 
tene Liquiditätsverschlechterung dürfte also größtenteils 
eine Folge des Absatzrückganges sein. Dasselbe gilt für 
die Verdoppelung der Kohlen- und Erzvorräte. Den Haupt- 
posten der Vorräte bilden die offenbar vorsichtig bewerteten 
Kohlenvorräte; die Halden sind laut Geschäftsbericht um 
das Fünf- bis Sechsfache größer geworden. Da am 50. Juni, 
dem Bilanztag, wahrscheinlich auch die Halb- und Fertig- 
warenläger wesentlich höher waren als 1929, dürfte in der 
geringeren Bemessung dieses Postens in der Bilanz eine 
Reserve geschaffen sein. 


Geminn- und Verlustrechnung 


(Mill. RM) | 30. 6. 26 30. 6. 27. 50. 6. 28 30. 6. 29 30. 6. 30 

Einnahmen | | 
Н нн Й. | 0453| 0.669 | 0,636 | 0,465 | 0,486 
Betriebsüberschüsse ........... | 24,468 | 32,849 | 33,527 | 37,024 | 35,185 

| 

Ausgaben | | 
Soziale Lasten 5,966 | 7,593 | 7,910 | 7,852 | 7,355 
Бето ........., 5.581 | 2.288 | 8.017) 8.048 | 7.758 
Anleihezinsen ... 0,963 | 3,583 3,452 3.328. fe oa 
Abschreibungen д H 2,067 | 8,020 8,345 | 10.117 | 10,356 
Gewinn, 0 tee eh te | 5,343 | 7,252 6,458 8,093 6,845 

Dividende in % | | | 

Dividende, Less, ЧИЛ ааа 7 6 
Zusatzdividende ..............) | ПДР 32 РЭ = 


з) Von 900 Mill. RM; außerdem 2 % von 15 Mill. RM. — ?) Von 90 Mill. 
RM; außerdem 1 % von 15 Mill. RM. 

Es ist bezeichnend, daß in einem Jahr ausgesprochen 
schlechter Montankonjunktur die verarbeitenden Betriebe 
ihre Rentabilität wesentlich erhöhen konnten. Wertpapier- 
besitz und Beteiligungen erbrachten im Geschäftsjahr 


1927/28 760 000 RM 
1928/29 . 869000 „ 
1929/50 . 1688000 „ 


Das Wertpapierportefeuille hat sich danach mit 7,4% des 
Buchwerts verzinst. 

Der größte Teil der Beteiligungen entfällt auf die Mehr- 
heitsaktienpakete der Maschinenbauanstalt Humboldt und 
der Motorenfabrik Deutz. Von dem 12,75 Mill. RM be- 
tragenden Aktienkapital von Humboldt besitzt Klöckner 
82%, von dem gleich großen Kapital von Deutz 65 %. 
Deutz ist maßgeblich an der Motorenfabrik Oberursel AG 
beteiligt. Diese drei Firmen haben sich bekanntlich im 
Oktober zur Humboldt-Deutz-Motoren AG fusioniert. Der 
Klöcknerbericht betont die günstigen Entwicklungsmög- 
lichkeiten von Humboldt und Deutz, die in der gegenüber 
dem Vorjahr von 3 auf 5% gestiegenen Dividende zum 
Ausdruck kommen. Oberursel hat in den letzten vier 
Jahren 6, 8, 10 und 10% Dividenden verteilt. Neben 
kleineren Beteiligungen — 43% des Stammkapitals (4,1 Mil- 
lionen RM) und 83% des Prioritätskapitals (0,4 Mill. RM) 
der Geisweider Eisenwerke AG, 96 % des Kapitals (1 Mil- 
lion RM) der de Fries AG für Schrauben- und Nieten- 
fabrikation, 90% des Kapitals (2,9 Mill. RM) der Rhei- 
nischen Chamotte- und Dinas-Werke, sowie 43% der 
Kuxe der Gewerkschaft Pfannenberger Einigkeit (Gewin- 
nung von Eisenstein, Kupfer- und Bleierzen) — ist beson- 
ders die 50 %ige Beteiligung an der 1926 gegriindeten Ge- 
werkschaft Vietor Stickstoffwerke, Rauxel zu erwähnen. 
In dieser Fabrik wird gemeinsam mit den Kaliwerken 
Wintershall aus dem Wasserstoff der Kokereigase auf 
synthetischem Wege Ammoniak hergestellt, das zu einem 
wertvollen Mischdünger verarbeitet wird. 

Die viel schlechtere Lage im Kohlenbergbau, insbeson- 
dere im Exportgeschäft, wird vom Geschäftsbericht einer- 
seits auf staatliche Unterstützungen der Engländer und 
niedrigere Löhne und Frachten der Polen, andererseits auf 
die Vorbelastung der Ruhrzechen durch übermäßige 
Steuern, Soziallasten, Frachten und Löhne zurückgeführt. 
Auch die Maschinenfabriken unterliegen diesen Belastungen 
und haben wie die Bergbaubetriebe einen großen Export, der 
vielleicht sogar einen größeren Teil ihres Gesamtabsatzes 
umfaßt als im Bergbau. Trotzdem konnten sie ihre Renta- 
bilität erhöhen. Es fragt sich wirklich, ob es auch privatwirt- 
schaftlich auf die Dauer sinnvoll ist, einen Kohlenexport 
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mit allen Mitteln aufrechtzuerhalten, wenn die deutschen 
Preise (wie schon im Geschäftsbericht von 1926/27 erT- 
wähnt wurde), 75 % über dem Exportpreis liegen; gegen- 
wärtig dürfte die Differenz noch größer sein. Bezüglich der 
im Geschäftsbericht erwähnten Mindererlöse im Eisen- 
export sei daran erinnert, daß im Geschäftsjahr 1926, an 
dessen Ende Stabeisen 90/- sh fob Antwerpen kostete 
(z. Z. 80/- sh), der Preisrückgang für Kohle und Eisen 
ausdrücklich als durch die Rationalisierungsmaßnahmenr 
ausgeglichen bezeichnet wurde. Im Geschäftsjahr 1925/26 
war die Erzeugung von Klöckner insgesamt niedriger als 
1929/50. Inzwischen dürften wesentliche weitere Kosten- 
senkungen eingetreten sein. In Verbindung mit den Ge- 
winnen aus der Verarbeitung waren es wohl diese Kosten- 
senkungen, die trotz bedeutender Investierungen eine Er- 
mäßigung der Dividende um nur 1 % gestatten. 


Eduard Lingel Schuhfabrik AG 


Steigende Umsätze — Erfolge der Herrenschuhläden " 
Beseitigung des Verlustvorirags 


Zu jenen Schuhfabrikationsfirmen, deren Marke dem 
breitesten Publikum bekannt ist, gehört seit einiger Zeit 1” 
besonders hohem Maße die Eduard Lingel AG in Erfurt. 
Im Sommer des vorigen Jahres eröffnete eine der Firmà 
Lingel nahestehende Gesellschaft, die Herrenschuh GmbH 
in Berlin, eine Reihe von Verkaufsläden, die unter dem 
— in einprägsamer Form gezeichneten — Firmenschil 
„Lingel“ zum Einheitspreis von 16,60 RM Herrenschuhe ш? 
„stiefel der verschiedensten Art verkaufen. Die Errichtung 
dieser Läden erregte damals großes Aufsehen (vgl. ма“ 
5. Jahrg. Nr.21, 5.817); mit einem Schlage gingen zahl 
reiche selbständige Einzelhändler zu dem neuen „Standard“ 
preis“ von 16,60 RM über. Gegenwärtig bestehen in Berlin 
12 Läden dieser Art, und in anderen Städten sind ebenfall® 
Herrenschuhgeschäfte unter der Marke Lingel eröffnet wor- 
den. Das Prinzip, nur Herrenschuhe zu produzieren, ist JE 
doch — soweit bekannt — von keiner anderen Firma nach: 
geahmt worden, obwohl sich dieser Grundsatz bewährt zu 
haben scheint; sicheres läßt sich allerdings darüber nicht 
sagen, da Bilanzen der Herrenschuh GmbH nicht уегӧ епі“ 
licht werden. Das kleine Lager, der rasche Lagerumschla®: 
die Beschränkung auf relativ wenige Schuhwaren und ei" 
rascher Vollzug des einzelnen Verkaufsakts stellen die 
wichtigsten Vorzüge dieses Geschäftsprinzips dar. 

Es dürfte kein Zufall sein, daß die Konzentration def 
Fabrikation auf Herrenschuhe zeitlich zusammenfiel m! 
dem Besitzwechsel eines bedeutenden Aktienpakets de! 
Firma Lingel. Albert Ottenheimer, der Inhaber der Kölne! 
Eisengroßhandlung Albert Ottenheimer und Aufsichtsrats- 
vorsitzende der Maschinenfabrik Moenus AG in Frank- 
furt a. M. (eine der bedeutendsten Schuhmaschinenfabrike” 
Deutschlands), hat im Frühjahr 1929 ein mafgebend®® 
Paket von Lingel-Aktien, das er erworben hatte, verkauft. 
Als Erwerber trat das Erfurter Bankhaus Adolph Stürck® 
auf; den Vorsitz im Aufsichtsrat übernahm der Inhaber 
dieses Bankhauses, Max Stürcke. In dieser Weise wurd® 
eine Verbindung zwischen der Lingel AG und der Firm? 
М. & L. Hess Schuhfabrik AG in Erfurt hergestellt, 1 
deren Aufsichtsrat das Bankhaus Stürcke bereits seit län 
gerer Zeit vertreten ist. Die Firma Hess, in deren Betriebe” 
die technische Rationalisierung mit besonders großer Ener 
gie betrieben wurde, ging ungefähr zu derselben Zeit zum 
System der Einheitspreise und zur Einrichtung von Alle 
verkaufshäusern über; in Berlin werden ihre Erzeugniss® 
— Herren- und Damenschuhe — von der Firma UI 
Schuhgesellschaft mbH vertrieben, die ihrerseits mit 
Herrenschuh GmbH zusammenarbeitet. 

Gelegentlich des Besitzwechsels war die Bilanz der Firma 
Lingel bereinigt worden. 450000 RM (gegen 87 000 RM I" 
Geschäftsjahr 1927/28) wurden abgeschrieben, wovon aller- 
dings 383000 RM einem Reservefonds II entnommel 
wurden, der im vorangegangenen Geschäftsjahr als Sonder“ 
„Reserve“ für die bereits damals eingetretenen Verluste 8° 
bildet wurde und „als nicht frei anzusehen“ war. IM 
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Geschäftsjahr 1928/29 traten neue Verluste in Höhe von 
355 000 RM auf, so daß man sich zur endgültigen Auflösung 
dieses „Reserve“-Kontos II, d. h. zur Realisierung des Ver- 
lustes aus dem Vorjahr, entschloß und den neu entstande- 
nen Verlust auf neue Rechnung vortrug. Das nunmehr ab- 
geschlossene Geschäftsjahr 1929/50 hat der Gesellschaft 
einen Gerinn in der Höhe von 398 000 RM gebracht: hier- 
von bleiben nach Tilgung des Verlustvortrags und Dotierung 
der Reserve- und Wohlfahrtskonten mit je 10000 RM noch 
45 000 RM als Gewinnvortrag für die neue Rechnung übrig. 


Сетіпп- und Verlustrechnung 


H {1000 RM) 130. 6. 26, 30. 6. 27,30. 6. 28| 30. 6. 24] 30. 6. 30 
Einnahmen 
Gewinnvortrag ................ E: 24 5 — — 
berirag vom Reservelonds- | 
Мото Келе. ы В — — 2 393 | — 
sewitin auf Waren-Konto 3895 2941 2261 1609 } 1598 
Banstige Gewinne ......... е — _ — 25 
Verlust ........ GE Br Se = = 379 335 E 
Ausgaben | 
Verlustvortrag ee == — Es 379 333 
Desch? fts- u. Betriebsunkosten | 3789 2676 2558 1531 914 
Obligationsanleihe-Konto ..... — = = 2 == 
se 79 99 87 450 | 215 
ewin 24 190 = — | 6 
Dividende in % | 
Stammaktion i Terena 0 4 0 0 0 
Orzugsaktien ........ H — a © 0 7 0 0 H 


Die Abschreibungen auf Anlagen betrugen im letzten 
Geschäftsjahr 215000 RM, d. h. 148000 RM mehr als im 
Vorjahr. In Zukunft hofft die Gesellschaft mit geringeren 
Abschreibungen auszukommen. Den Zugängen auf den 
Anlagekonten (145 000 RM) standen Abgänge in der Höhe 
von 61 000 RM gegenüber. Es ist erfreulich, daß die Ge- 
sellschaft in ihren bisher sehr dürftigen Berichten neuer- 
91165 genaue Zahlen über die Bewegung dieser Konten mit- 
eilt. Das Konto „Leisten und Stanzmesser“ steht nach 
Einem Zugang von 76000 RM und einem Abgang in unge- 
fähr derselben Höhe noch mit 50 000 RM zu Buch. 


Bilanz H AUS N EU 


ERBURG- 


К... (1000 RM) 1 50. 6. 26' 30, 6. 27130. 6. 28130. 6. 29| 30. 6. 30 
seiten ZIGARETTEN 
ührikanlage-Konto .......... 923 915 909 891 864 


Yolnhäuser-Konto 131 133 131 130 129 


mäschinen-Konto . 267 260 259 230 132 ч 
Garpark-Konto Wegen | 12 1ҢМ | 1АМ 6 iRM € d STAUB FREI 
Теа атре, Kontorutensi- і п 
en. Elektrische Anlagen, 
кешип ое a- УКМ | 3RM (ЗАМ | 5RM| 3RM 
kasten- u. Stanzmesser-Konto — — = 50 51 Е, 
sse L, TT гуме Ab e 6 19 4 4 3 in ganzes System von 
узе! + cu Kol Wo П RM Е { 
Тзарїсгє ....... 9 i i ө 
Ber en III вво | 880 | sso | вш | аво Absauge -Vorrichtungen und 
Wie e 1152 | 1534 | 1564 7z2 | 1002 
Косет М, 1617 | 2627 
Guthaben be Banken 707 } 20 у) ты |) 122 zl оз Staubfiltern hat dem edlen 
Verlus ыл SE а: e pr = 
(Жыш. 5% a ef Ж.А OTT _ 329 335 — ] 
Macedonen-Tabak, den wir 
а Passiva 
Aktienkapital A . 
fammaktien ................ | 3800 | 3800 | 3800 | 53800 | 3800 für unsere Zigaretten ver- 
Re 40 A A 40 40 
5 201 01 93 = = н d 
Gi 34 15 0 2 Й arbeiten, jeden Staub ent- 
19 0 = ©з = 
YBetheken- ек| KS =з Им 
Eet кро (АШчеме) lte? zogen. Deshalb schmecken 


610 | 1308 
ы EH unsere 
82 a 
& -= OVERSTOLZ 
E | : ч — 63 ©. ї 5 РЕ. 
ie Beteiligungen, die unverändert mit 880000 RM be- ie können кс 
м werden, Besten aus dem Kapital (је 500 000 RM) парла RAVENKLAU 
irmen Friedr. Metzler GmbH Schuhfabrik und Mella 6 PF. 
Schuhfabrik GmbH, beide in Erfurt, sowie aus einigen HAUSNEUERBURG, 


` ; = Е 5 i bl -ehe 
Aktien einer Kartonnagenfabrik, von der die Lingel AG GE g 4.06. Wer niemals bitter. 


“Uptsächlich beliefert wird. Die beiden Schuhfabrikgesell- 
Cbaften mbH haben bereits vor mehreren Jahren den Be- 
ieh eingestellt; ihre Gebäude sind großenteils an Dritte 

ietet. Eine Beteiligung an der Herrenschuh GmbH — т т eeng 


in der Lingel-Bilanz nicht ausgewiesen. 


den Sie keine Spur 
von Staub bemerken. EIS 
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Die Liquidität der Firma ist gegenwärtig noch schlecht. 
Kasse und Wechselkonto betragen nur 32000 RM; den 
Bankguthaben von 31 000 RM stehen Bankschulden im Be- 
trage von 420000 RM gegenüber. Die übrigen Kreditoren 
(„einschl. Rückstellungen“) betragen 1,5 Mill. RM; genau 
doppelt so hoch sind allerdings die Debitoren, über deren 
Zusammensetzung jedoch nichts Näheres mitgeteilt wird. 
Die beträchtliche Erhöhung des Debitorenkontos von 1,6 
auf 2,6 Mill. RM wird im Geschäftsbericht durch den er- 
höhten Umsatz erklärt. Auch im neuen Geschäftsjahr soll 
sich der Umsatz keineswegs gesenkt haben. Die Betriebe 
arbeiten gegenwärtig nach den Mitteilungen der Verwal- 
tung 48 und 47% Stunden in der Woche. 

Diese Umsatzsteigerung in einem Jahr der Depression 
verdient wohl Beachtung. Offenbar ist die Firma Lingel 
unter dem scharfen Druck, der besonders durch die 


tschechoslowakische Konkurrenz lange Zeit auf dem deut- 
schen Schuhmarkt herrschte, zu scharfen Rationalisierungs- 
maßnahmen veranlaßt worden; auf den von ihr eingeschla- 
genen neuen Wegen — Spezialisierung auf Herrenschuhe — 
scheint sie Erfolg zu haben. Bekanntlich ist es nicht nuf 
ihr, sondern auch zahlreichen anderen fortschrittlichen 
Schuhfabriken in Deutschland gelungen, den Vorsprung 
den die tschechoslowakische Schuhindustrie noch vor zwei 
Jahren hatte, einzuholen. Die deutsche Ausfuhr von Leder- 
schuhwerk ist während der letzten Monate — nur teilweis® 
unter dem Einfluß der Herbstsaison — rasch gestiegen 
während die Einfuhr weiter gesunken ist. Für das Јар? 
1950 kann mit einer Aktivität der deutschen Schuh-Handels- 
bilanz von rund 35 Mill. RM gerechnet werden — ein deut- 
liches Zeichen, daß die Gesundung der Schuhindustrie lang- 
sam fortschreitet. 


— 


Marktberichte 


Die Konjunktur 


Der Arbeitsmarkt steht gegenwärtig mitten in einer 
Umwälzung, die sich aus dem Wechsel der Jahreszeit er- 
gibt. Nur für wenige Berufe bedeutet diese Umschichtung 
‚eine Zunahme der Beschäftigung; dies gilt vor allem für 
jene Gewerbe, die zu Weihnachten ein stark ausgeprägtes 
Saisongeschäft haben, wie z. B. die Spielwaren-, die Zi- 
garren- und Süßwarenindustrie. Selbst in der Spielmaren- 
branche können jedoch die vorliegenden Inlandsaufträge 
‚ohne wesentliche Neueinstellungen ausgeführt werden, da 
sie nur etwa 60—70 % der Vorjahrshöhe erreichen; die 
Weihnachtsbestellungen des Auslands sind bereits seit 
mehreren Wochen fast vollständig abgeliefert; nur an 
‚einige Nachbarländer sind noch größere Mengen zu ver- 
senden. Von den einzelnen Nahrungsmittelzweigen haben 
neben der Zigarren- und der Süßwarenindustrie die Zucker- 
fabriken neue (ungelernte) Arbeiter einstellen können. 
Außerdem hat sich das Geschäft der Verpackungsindustrie 
und einzelner Zweige des Bekleidungsgewerbes und der 
Spinnstoffindustrie leicht belebt. 

Für die weitaus größere Zahl der Berufe bringt jedoch 
die Saisonbewegung im Herbst eine weitere Belastung des 
Arbeitsmarkts. Infolgedessen hat sich die Zahl der Arbeit- 
suchenden während der zweiten Oktoberhälfte wieder stark 
‚erhöht, nämlich um 139000 auf 5 525 000 Personen, von 
denen sich etwa 3 253 000 weder in (gekündigter oder nicht 
gekündigter) Stellung befinden, noch mit Notstandsarbeiten 
beschäftigt sind. Auch die Zahl der Hauptunterstützungs- 
empfänger in der Arbeitslosenversicherung ist in der zwei- 
ten Oktoberhälfte wieder gestiegen, nachdem sie während 
Aer vorangehenden drei Monate annähernd stabil geblie- 
ben war; insgesamt hat sie sich weit langsamer erhöht als 
die Gesamtzahl der Arbeitslosen. Die neue auffallend 
starke Erhöhung (um 70000 auf 1561 000) kann dadurch 
erklärt werden, daß die Umschichtungen während des 
Herbstes zu starken Neuentlassungen solcher bisher Be- 
:schäftigter führen, die noch einen Unterstützungsanspruch 
besitzen; die „Überalterung“ im Bestand der Hauptunter- 
stützungsempfänger dürfte zudem ihren höchsten Stand 
erreicht haben. Obwohl eine wachsende Zahl von Arbeits- 
losen auch aus der Krisenunterstüfzung ausgesteuert wird, 
nimmt die Zahl der Krisenunterstützten ständig zu — trotz 
der Einengung des Kreises der Unterstützungsfähigen 
neuerdings sogar in steigendem Umfang —; mit 511 000 
hat sie ihren bisherigen Höchststand erreicht. 

In der Kohlen- und Eisenindustrie ist die Beschäftigung 
noch immer schlecht. Auch während der letzten Monate 
blieben Stahl-, Eisen- und Kohlenproduktion weit hinter 
dem Vorjahrsstand zurück; der Abstand gegenüber dem 
Produktionsumfang des letzten Jahres hat sich allerdings 
bei der Kohlenförderung wesentlich vermindert, während er 
in der Eisen- und Stahlindustrie eher noch eine gewisse 
Erhöhung erfahren hat: 


Rohstahl | SA Wels С 
ohsta. H oheisen ertig- 
(1000 t) | ee: 
| 1929 | 1930 1929 | 1930 1929 | 1930 
| se. 
ЯН Ет Ee, A 1466 906 | 1204 | тт! 1030 664 
August ` аго Suel 1402 897 | 1169 739 | 1018 620 
September ............ 1254 814 | 1110 653 909 577 
| 

(Mill. t) Steinkohle Braunkohle Koks 
; | 1929 | 1950 1929 | 1950 | 1929 | 4930 
Juli „2.1 144 11,6 14.8 12.3 3,3 2,7 
August ...... RER, 11,5 15.0 12.3 3,4 2,7 
September . мз 155 {мл | 144 | 128 | 33 2,5 


Nach den wöchentlich veröffentlichten Zahlen über die 
Kohlenförderung im Ruhrrevier hielt sich die Oktober 
erzeugung ungefähr auf dem Stand des September; ein® 
Saisonbelebung pflegt allerdings erst im Laufe des No- 
vember deutlich hervorzutreten. Bei der Wagenstellung der 
Reichsbahn ist hingegen bereits seit Mitte August — und 
in verstärktem Maße seit Ende Oktober — ein Anstieg ZU 
erkennen; diese Erhöhung muß jedoch wohl ausschließlie® 
als Saisonerscheinung aufgefaßt werden (Bewegung der 
Ernte und Kohlenlieferungen). 

Der vom Institut für Konjunkturforschung errechnet 
Index der industriellen Produktion ist im September рів 
auf 81,6 gesunken, nachdem ег im April mit 95,8 den Höhe- 
punkt des laufenden Jahres erreicht hatte. Auf Gru 
dieser Zahlen darf geschätzt werden, daß die Produktio® 
in den ersten neun Monaten um 13 % unter der Höhe d 
Vorjahrs lag. Die sinkende Tendenz der Zahlen läßt aller- 
dings befürchten, daß sich das Ergebnis für das gan% 
Jahr 1930 noch ungünstiger stellen wird: 


Produktionsindex 

1930 in % 
(1928 = 100) | 1929 1930 |. Lage: 
1. Vierteljahr ... | 95,1 | 94,0% | 99 
2. $ ЫҢ | 109,1 | 90,9% | 8З 
З. 103,3 | 82,29 80 
4. 99.6 | 5 | Я 
d'Dpee ee 104,7 82,9% 79 
Араз! 2.2 ann 103,3 82,1* | 79 
September ............ 101,8 81,6% 80 


Е Vorläufig. 


Der Geld- und Kapitalmarkt 


Die Geldmarktentwicklung stand unter dem Eindruck 
zweier Ereignisse: der Konvertierung des großen über" 
brückungskredits für das Reich und des Oustrie-Krach® 
der die französischen Banken zu neuen Geldabziehung®” 
im Ausland bewog. 


Die Konvertierung des Überbrückungskredits 


Der Überbrückungskredit im Umfang von 125 Mill. $ P 
am 10. November nach Abzug von 2% % Provision un 
2% % ersten Semesterzinsen mit dem Nettobetrag von е“ 
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500 Mill. RM eingegangen. Die deutschen Banken hatten 
die Wahl, ob sie die von ihnen übernommenen 18% Mill. $ 
in Reichsmark oder in Devisen einzahlen wollten; deshalb 
ist der Deviseneingang für das Reich geringer als die ge- 
aannten 500 Mill. RM. Einen weiteren Betrag von etwa 
200 Mill. RM ließ das Reich in der Form von Auslandsgut- 
aben stehen, da es davon den in Valuta abzuführenden 
Teil der am 15. November und 15. Dezember fälligen Repa- 
Tationsraten begleichen will. Für die Konvertierung in 
Reichsmark blieben also nur etwa 200—250 Mill. RM übrig. 
Zur zwischenzeitlichen Anlage dieser Reichsmarkbeträge 
wurde zunächst den Mitgliedern des deutschen Kreditkon- 
Sortiums angeboten, daß ihnen der größere Teil ihrer Quoten 
noch bis zum 15. Dezember gegen Berechnung von 5% % 
Zinsen in Reichsmark oder von 3% % in Dollar überlassen 
würde. Dieses Angebot war jedoch für die Banken wegen 
der Befristung und der Höhe des Zinssatzes — Monatsgeld 
ostet gegenwärtig für erste Adressen 5% % — wenig reiz- 
voll. Ferner hat das Reich kurzfristige Privatdiskonten 
gekauft, gleichzeitig allerdings längerfristige Reichsschatz- 
wechsel mit Fälligkeit am 5. Februar 1931 abgesetzt. Schließ- 
lich begann das Reich, die an der Jahreswende fälligen 
200 Mill. RM Altbesitz-Auslosungsrechte zu tilgen. Da das 
Reich am 15. November und 15. Dezember je 50 Mill. RM 
chatzanweisungen einzulösen hat, bereitet die Anlage der 
Neuen Gelder, die das Reich großenteils erst am Jahres- 
ultimo benötigt, keine Schwierigkeit. Mit Ausnahme der 
Auslandsguthaben kommt also die von der Reichsbank zu 
esorgende Konvertierung der empfangenen Devisen dem 
Geldmarkt schon jetzt oder in naher Zeit voll zugute. 


Die Wirkung auf den Geldmarkt 
Man darf deshalb annehmen, daß sich die Entlastung der 
eichsbank rasch fortsetzen wird. Schon der Ausweis vom 
- November zeigte eine Abnahme der Wechsel um 167 und 
der Lombards um 217 Mill. RM bei gleichzeitiger Vermeh- 
Tung des Bestandes an Reichschatzwechseln um 22 Mil- 
lonen, Auch die sonstigen Aktiven haben (nach Abzug der 
Rentenbankscheine) um 75 Mill. RM abgenommen. Hatten 
le starken Lombardrückzahlungen den Geldmarkt bis zum 
Ausweistermin noch stark belastet, so trat nun eine rasche 
erflüssigung ein, die tägliches Geld auf 3%—5% ver- 
illigte und zu einer Herabsetzung des Privatdiskonts auf 
4% % für die lange und auf 4% % für die kurze Sicht 
“ührte. Die Differenz ist darauf zurückzuführen, daß die 
апке Sicht (nach 56 bis 90 Tagen) erst nach dem Jahres- 
Schluß fällig wird, während ein 30- bis 55tägiges Papier 
Mindestens als Inkassowechsel am Jahresende von der 
eichsbank genommen wird. Auch ist der Markt für Privat- 
Iskonten langer Sicht durch das starke Angebot von 
@eichsschatzmwechseln belastet, deren Umlauf neuerdings 
Wieder um 50 auf 300 Mill. RM gestiegen zu sein scheint. 


L Berlin Frankfurt a.M. 
1930 f P 


S Т 
rivatdiskont Waren- ||Scheck-| Waren- 


Tägliches| Monata- 
j eld geld wechsel | tausch | wechsel 


Бэн | 612—613 58/8 Aus 612 

Atia—Rl’g | А7/8—7 Був —Б51 4 Би: — Ada 
BY —609 | 57/3 —7 Буз Bla БУЛ Б`в—Б1/4 
48⁄4 —ti Biie —7 Bue —Б1/4 3ta | 5la—bla 
4 —Биз |Б!в—7 Був - Als 312 Allg — big 
848—5 Bis —7 548—544 äus | 514-Б5у8 


Auslandsabziehungen der französischen Banken 
Der Reichsbank-Ausweis vom 7. November zeigt einen 
Neuen Devisenzufluß von 21 Mill. RM. Dieser Zufluß, der 
= Ich die neuen Eingänge aus dem Überbrückungskredit 
ermutlich weit in den Schatten gestellt wird, erklärt es, 
die internationalen «Vorgänge auf dem Geldmarkt 


aß 
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Deutschland kaum berührt haben. Im Zusammenhang mit 
der Oustric-Krise ist in Frankreich zum erstenmal nach 
langer Zeit eine Beunruhigung in weiten Kreisen des Bank- 
publikums eingetreten. Namentlich in Nordfrankreich wur- 
den Abhebungen vorgenommen, durch die sich die Banken 
zu verstärkter Liquiditätsvorsorge genötigt sahen. Wiederum 
griffen sie in erster Linie auf ihre Auslandsguthaben zu- 
rück, von denen — nach der vorangegangenen starken Ver- 
minderung der Ausleihungen nach Deutschland — weniger 
der deutsche als der englische Markt betroffen war. 

Die Konvertierung der englischen Bankguthaben führte 
zu einer starken Steigerung des Frankenkurses. Das Pfund 
sank am 10. November bis auf 123,53, also unter den Gold- 
importpunkt, und die Folge war, daß wiederum Gold- 
abziehungen bei der Bank von England durch französische 
Banken vorgenommen wurden, nachdem schon vorher 
Frankreich als starker Käufer von südafrikanischem Gold 
aufgetreten war. Das Pfund erholte sich erst wieder, als 
sich der englische Geldmarkt infolge dieser Abziehungen 
ein wenig versteifte. 


Berlin Mittetkurs: | 61. | zu {ви Im Iran |121 
New ҮогЕ........ | 4,190 | 4.196 4.196 1.196 | 4.196 4,196 
коло: See? эз 1039 | 2038 | 2038 12039 | 2039 


Ganz ohne Rückwirkung blieben jedoch die französischen 
Maßnahmen auch auf Deutschland nicht. In Berlin stieg 
der Frankenkurs auf 16,489, also über den Goldpunkt, so 
daß die Reichsbank mehrfach im Betrage von einigen Mil- 
lionen RM intervenieren und französische Devisen erwerben 
mußte, um keine neuen Goldverluste zu erleiden. So 
erklärt sich auch die Versteifung der Leihdeovisensätze; 
für Monatsdollars mußten 4—4% % und für Dreimonats- 
dollars 4% —4% % bezahlt werden. Diese Anspannung'ließ 
den Monatsgeldsatz in Deutschland auf 5%—6% % steigen. 
Auch damit steht er allerdings noch weit unter dem Vorjahrs- 
stand. Damals, als sich die internationale Geldverbilligung 
noch im Anfangsstadium befand und der deutsche Geld- 
markt von den drängenden Ansprüchen der Kommunen 
und des Reichs belastet war, zahlten erste Adressen für 
Monatsgeld noch 7A—7A %. 


Die Warenmärkte 


Verschiedentlich war angenommen worden, daß die Eini- 
gung der Internationalen Rohstahl-Gemeinschaft bis zum 
Ablauf des Jahres auf die 


Eisenmärkte 
anregend wirken würde. Das ist jedoch nicht der Fall ge- 
wesen. Es kommen zwar — wie gelegentlich berichtet 


wird — aus manchen Gegenden mehr Anfragen, aber die 
Umsätze sind bisher nicht gewachsen; die letzten Nach- 
richten aus Belgien erklären z. B., daß jeder Preis ange- 
Dommen würde, um überhaupt ein Geschäft zu machen. 
In den Weststaaten sind während der letzten Wochen 
mehrere kleine Konventionen zusammengebrochen, so daß 
auch von dieser Seite ein deutlicher Druck auf den Preis- 
stand festzustellen ist. Stabeisen bewegt sich jetzt unter 
4 £; die zuverlässigsten Angaben dürften bei 3/19/- bis 
5118/5 £ liegen; entsprechend sind auch die anderen Preise 
gewichen. Im deutschen Geschäft wirkt überdies die Er- 
wartung hemmend, daß demnächst eine kleine Preis- 
ermäßigung erfolgen werde; dadurch wurde die Wirkung 
des wieder in Kraft gesetzten Gebietsschutzes mehr als 
aufgehoben. — Vom englischen Geschäft lauten die Mel- 
dungen ähnlich; immerhin wird gelegentlich ‚darauf ver- 
wiesen, daß kleine Aufträge ziemlich regelmäßig und in 
lcidlich ansehnlichem Umfange hereinkommen. 
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In den Vereinigten Staaten sind die Preise fast allgemein 
weiter gewichen. Als besonders kennzeichnend muß man 
die anhaltende Schwäche des Schrottmarktes trotz einge- 
schränkter Zufuhren bezeichnen (man bricht alte Anlagen 
jetzt nicht so leichten Herzens ab wie noch vor einem 
Jahr). In der ersten Hälfte der Berichtszeit lag die durch- 
schnittliche Beschäftigung bei den Werken noch leicht über 
50 %, gegen Schluß wurde sie nur noch auf 47—48 % ge- 
schätzt. — Für die 

Kohlenmärkte 

ist die fortschreitende Jahreszeit von entscheidender Be- 
deutung. Das Hausbrandgeschäft hat sich in allen Revieren 
belebt. Dagegen ist der Absatz von Industriekohlen überall 
schlecht geblieben; die Halden im Ruhrbezirk lagen um 
die Monatswende bei etwa 8 Mill. t; angeblich will die 
Reichsbahn für ihre Ausfuhr Frachtermäßigungen ge- 
währen. Vereinzelt wird berichtet, daß auch die Nach- 
frage nach Schiffskohle etwas besser geworden sei, jedoch 
besteht eine Nachfrage nur für ganz kurze Sicht. Unter 
anderem macht sich auch die Unklarheit der englischen 
Entwicklung hemmend bemerkbar, wo am 1. Dezember 
der 7%-Stundentag durchgeführt ‚sein soll und wo man 
sich die äußerste Mühe gibt, in der Kartellierung etwas 
rascher vorwärts zu kommen. 


Die Metallmärkte lagen ruhig, 

nachdem die Kaufwelle im Kupfergeschäft verebbt ist. Ge- 
legentlich wurde wiederum behauptet, daß man mit einer 
baldigen Erhöhung des Kartellpreises zu rechnen habe; 
die Gesamtlage des Marktes macht dies aber nicht sehr 
wahrscheinlich. Immerhin hatten diese Erwartungen die 
Folge, daß die Verarbeiter wegen der Lieferungen im neuen 
Jahr nachfragten; auf so weite Sicht ist jedoch das Kartell 
gar nicht, die freie Produktion nur vereinzelt Abgeber. — 
In den letzten Tagen häuften sich die Nachrichten über die 
Einschränkungsverhandlungen zwischen den amerika- 
nischen Kupfergruppen und Katanga; man scheint jedoch 
noch nicht zu einem Übereinkommen über eingreifende ge- 
meinsame Betriebseinschränkungen gekommen zu sein. 

Die Zinnstatistik für Ende Oktober sieht ein wenig besser 
aus als die vormonatliche. Aber dem Rückgang in der 
Weltversorgung тип 1000 t stehen Straits-Verschiffungen 
von 1600 t an den ersten beiden Novembertagen gegenüber; 
ferner scheint ein Teil der in der Union abgelieferten 
7600 t lediglich „außer Sicht“ gegangen zu sein. Die Ver- 
schiffungen aus Ostasien sind jedenfalls noch immer viel 
höher, als man angesichts der zwei Feiermonate annehmen 
sollte. 

Zink- und Bleimarkt zeigten verhältnismäßig kleine 
Schwankungen ohne erkennbare Grundrichtung. Für Zink 
wurde mit einer angeblichen Einigung der europäischen 
Hütten sogar in Amerika Stimmung gemacht. Ernsthafte 
Meldungen liegen aber bisher nicht vor. Beim Blei sollen 
sich die unsichtbaren Bestände wieder stark erhöht haben 


Die Schwäche der Getreidemärkte 


trat wieder mehrfach hervor, zumal neue Angaben über 
russische Verschiffungen vorlagen. Diese sind zwar nicht 
gewachsen, aber doch ziemlich hoch geblieben; der größte 
Teil von ihnen schwimmt „auf Ordre“, ist also unver- 
kauft. Über den angeblichen Rost in Argentinien ist es 
wieder still geworden. Die Ernteschätzungen für dieses 
Land und für Australien sind sehr hoch. Für Australien 
liegt eine amtliche Schätzung von 215 Mill. bushels (Vor- 
jahr 126) vor, für Argentinien eine private Schätzung des 
Ausfuhrüberschusses mit 30 Mill. Quarters. Die bisherigen 
Nachrichten aus der Union lassen lediglich eine ganz un- 
wesentliche Verringerung der Anbaufläche für Winter- 
weizen (angeblich um 4%) erwarten. 

Im Inland wirkte sich die Erhöhung des Weizenzolls 
weiter aus. Auch das Mehlgeschäft war zeitweilig besser, 
was besonders anregte. Der gesamte Roggenmarkt steht im 
Zeichen der Erörterungen über die Dezember-Schlüsse auf 
dem Berliner Zeitmarkt, die jetzt mit etwa 170000 bis 
180000 t geschätzt werden. Die DGH hat offiziös von ihr 
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„festgelegte Bedingungen“ für den Tausch von solchen 
Zeitschlüssen in tatsächliche Ware auf Lägern im Lande 
bekanntgegeben; über diese wird jedoch noch heftig SC 
stritten, da die DGH von den Verkäufern verlangt, dal? 816 
die Fracht von den Übergabestationen bis Berlin zum 
größten Teil tragen sollen, obgleich sie bei Übernahme 18 
Berlin selbst noch erhebliche Rückfrachten aufzuwenden 
hätte. Überdies fordert sie, daß auch die effektive Маге 
den Vorschriften des handelsrechtlichen Lieferungss® 
schäfts entsprechen müsse, während in diesem Jahr die Be- 
stimmungen der Märkte bekanntlich dem schlechteren 
Ernteausfall angepaßt worden sind. — Die endgültige 
Ernteschätzung des Deutschen Landwirtschaftsrats ent- 
spricht im allgemeinen den letzten Angaben des Statisti- 
schen Reichsamts; merkbarere Unterschiede — und zwa! 
Besserungen — sind bei Winterweizen, Hafer und der 
Sommergerste zu verzeichnen. Auch die Angabe über die 
Kartoffelernte mit knapp 47 Mill. t ist bemerkenswert 
hoch. — Auf die 


Sehätzung der Baumwollernte 

durch das Ackerbaubüro in Washington zogen die Baum" 
wollmärkte bei lebhaften Deckungskäufen mit einer aller- 
dings nur vorübergehenden weiteren Befestigung an. 1 

einem Fachbericht wird die Lage so gekennzeichnet, дай 
die statistische Position zwar Пац sei, der Ton jedoch 0 

Ruhe zuversichtlich. Neben den vom Farmamt bevot 
schußten 1,3 Mill. Ballen Baumwolle liegen noch ziemlie 
beträchtliche Baumwollbestände in der Hand der ате” 
kanischen Genossenschaften, die ebenfalls in Erwartung 
höherer Preise zurückgehalten werden. Die Stimmung‘ 
mache ist teilweise wieder sehr grob: so empfehlen süd- 
liche Banken den Spinnern, „jetzt ihren Bedarf für тї 
destens zwei Jahre einzudecken“, wofür sie angeblich Dar- 
lehen zur Verfügung stellen wollen. — Die ägyptische DÉI 
gierung soll sich (nach sehr beträchtlichen Verlusten) eu” 
schlossen haben, sich nicht mehr auf dem Baumwollmar 

zu betätigen, sondern lediglich eine Einschränkung der 
Baumwollfläche zu versuchen. 


Die Effektenmärkte 


Berliner Börse 
Neue Kurssenkungen bei {Шет Geschäft 

Die Börse war wiederum recht still, es erfolgten nur 
relativ kleine Kursschwankungen nach beiden Richtunge™ 
die anscheinend per Saldo eine leichte Ermäßigung des 
Durchschnittsniveaus ergeben haben. Die Rückgänge si 
allerdings gering im Vergleich zu den. Kursverlusten, die 
sich gleichzeitig an westeuropäischen und amerikanische? 
Börsen vollzogen. Man hat sogar den Eindruck, daß de 
Rückgänge in Berlin nur eine Folge der Krisenerscheinuf” 
gen an den Auslandsbörsen gewesen sind. Unfreimillis® 
amerikanische Verkäufe haben auf den Markt gedro: 
während die einheimische Spekulation eher Deckung 
vornahm. Man hat hier zwar kein rechtes Bild darübeh 
in welchem Ausmaß amerikanische Finanzkreise im е0" 
zelnen von den schweren Kursrückgängen in Amerika ре; 
troffen worden sind; doch wertet man es als Symptom, da 
in den letzten Tagen Zweifel an der Bonität einer ganze 
Anzahl bekannter New Yorker Bankfirmen aufgekomme? 
sind. Das Material, das aus Amerika zurückgellossen ! 
scheint im wesentlichen von Investment Trusts 
stammen. In gleicher Richtung wirkten die Vorgänge . 
Frankreich, wo im Anschluß an die Bankzusammenbrü@ 
der Vorwoche in bedeutendem Maße Depositenabziehung® 
bei den Banken erfolgt sind. Eine Erschließung des fran- 
zösischen Kapitalmarkts für deutsche Kapitalbedürfnis® 
wird dadurch stark erschwert. 

Im Inland vollzog sich dagegen nichts, was die Börse 
hätte beunruhigen könen. Im Gegenteil, der Schiedsspruüf 
im Metallarbeiterkonflikt wurde von der Börse mit Belge" 
digung aufgenommen. Nach seiner Veröffentlichung U 
nach dem Bekanntwerden des österreichischen Wahlergeb- 
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пізвеѕ vollzog sich deshalb eine vorübergehende Erholung, 
die vom Bankaktienmarkt ihren Ausgang nahm. Insbe- 
Sondere war die Danatbank-Aktie zeitweise befestigt, wo- 
bei das Gerücht mitsprach, daß die Kreuger-Gruppe Danat- 
aktien oder sogar Danatpakete erworben habe. Dieses Ge- 
Fücht ist inzwischen sowohl von der Danatbank als auch 
von der Kreuger-Gruppe dementiert worden. Farben-Indu- 
$frie waren etwas abgeschwächt, da der Bericht über die 
Halbjahressitzung zwar nichts Unbefriedigendes enthielt, 
aber doch die Erwartungen in bezug auf eine Dividenden- 
ankündigung nicht erfüllte. Sehr starke Schwankungen 
vollzogen sich in Thüringer Gas. Der Kurs stieg zunächst 
ziemlich heftig im Zusammenhang mit den seit längerer 
eit in Gang befindlichen Aufkäufen, hinter denen 
die Preag- Gruppe steht. In den letzten Tagen er- 
folgte jedoch eine Rückschlag, aus dem die Börse auf eine 
eendigung der Käufe schloß. Recht schwach lagen ferner 
Veufsche Linoleum, wobei mitgesprochen haben mag, daß 
Infolge der französischen Bankenkrise der Aktienkurs der 
französischen Tochtergesellschaft Sarlino stark gesunken 
Ist. Für Rheinsfahl verstimmte der Bericht über die Hatb- 
Jahrssitzung, nach der das Betriebsergebnis der Zechen im 
ersten Halbjahr gerade die Abschreibungen gedeckt habe. 
Unter бет Druck amerikanischer Abgaben waren insbe- 
Söndere Schiffahrtsmerte, Reichsbankanteile, Svenska und 
theinische Braunkohle schwächer. Fester lagen dagegen 
Їарі im Einklang mit der Preissteigerung, die in Erwar- 
ung einer allgemeinen Produktionseinschränkung auf dem 
üpfermarkt eintrat. Etwas Interesse bestand ferner fir 
ank Elektrischer Werte, da die Aufrechterhaltung der 
ividende erwartet wird, und iür Feldmühle im Anschluß 
ап die Mitteilung, daß die Gesellschaft nunmehr auch die 
festliche Minorität der Koholyt-Aktien erworben habe und 
“ine Kapitalerhöhung vornehmen werde. 
„Der deutsche Abschnitt der Young-Anleihe wurde mit 
6% in den amtlichen Berliner Börsenverkehr eingeführt. 
Der Kurs entspricht etwa den ausländischen Notierungen 
‚ür die Auslandsabschnitte, obwohl keine Arbitragemög- 


lichkeit besteht. Der Emissionskurs war seinerzeit 90. 


Frankfurter Börse 


In der Berichtsperiode ist zwar kein fühlbarer Wandel 
der Tendenz, keine Belebung der allgemeinen Geschäfts- 
Stille eingetreten. Indessen zeigte sich zeitweise nach 
Schwächeren Anfangsbörsen eine Verstärkung der Wider- 
Standskraft, die zum Teil auf Deckungen, zum Teil wohl 
Aber auch auf schweizerische Rückkäufe in deutschen 
Werten zurückzuführen ist; die Überlegung, daß die Zeit 
kommen sein könnte, die vielfach planlos und zu über- 
$etzten Kursen zum Zweck der Kapitalflucht hereingenom- 
Menen schweizerischen Effekten gegen im Kurs tiefstehende 
Deutsche Wertpapiere zu kaufen, scheint gerade in der 
Chweiz Platz zu greifen, wo man das dortige, durch die 
utschen Fluchtankäufe herbeigeführte Kursniveau für 
"ankenaktien und Frankenrenten ungesund empfindet. 
0 kam es, daß die Schwäche der Auslandsbörsen, im be- 
deren in Wallstreet und Paris (dort als Folge der bei 
“Чет noch nicht bereinigten Опѕігіс-К гіѕе), die deutschen 
Orsen ziemlich unberührt ließ. Allerdings gab es zeit- 
Bee noch französische Abgaben aus der Bailly-Spekula- 
de Nsgruppe in den Aktien des Salzdetfurth-Konzerns, in 
Se deswegen auch gefixt wurde; Deckungen besserten 

er später das Niveau dieser Papiere. Die französischen 
in talabzüge als Folge der großen Depositenabhebungen 
ka tankreich (selbst beim Credit Lyonnais gab es Ab- 


von SECH von mehreren 100 mil. Fr) ließen diesmal den 


ten d 


Tanzösischen Leihgeldern bereits weitgehend entblöß- 
eutschen Markt ziemlich unberührt. Die Farben-Aktie 
& Sich ungefähr bei 140 а 158% %, das Communiqué 
via Verwaltung blieb ohne großen Einfluß, weil es die Di- 
А Endenfrage zurückhaltend behandelte. Th. Goldschmidt- 

Чеп waren auf die jüngste Verwaltungsmitteilung hin 

estigt, ebenso Junghans-Aktien nach dem nicht ganz 
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unbefriedigenden Abschluß. Linoleum-Aktien lagen weiter 
recht matt, bis etwa 115 nach 126; allmählich vollzieht sich 
mit dem Rückgang der französischen Sarlino-Aktien ein 
weiterer Abbau der Bestände in Privatband, zumal das 
Papier viel an Reiz verloren hat. Tellus sanken bis auf 
77 а 78 nach 92 bei zeitweise unzulänglicher Abnahme; 
die Abwicklung bei Beer, Sondheimer & Co. beeinflußte 
den Kursstand dieses Papiers. Gesucht blieben Badische 
Bank ohne ausreichendes Material, Kurs später 137 nach 
151 %: auch in Süddeutsche Bodenkredit-Aktien überwog 
das Angebot im Zusammenhang mit der allgemeinen Be- 
wegung auf dem Hypothekenbank-Aktienmarkt, Kurs 
später 139 %. Die Zellstoffwerte lagen überwiegend schwach 
als Folge der ungünstigen Absatzverhältnisse. Pokorny 
& Wittekind senkten sich weiter bis auf 15 à 15% %. Die 
erste Notiz der Young-Anleihe yallzog sich hier bei un- 
genügender Kursregulierung mit 76 %, also etwas unter 
dem gleichzeitigen Berliner Einführungskurs; ein Vorgang, 
der als die Frankfurter Börse schädigend kritisiert wurde, 

Auf dem Einheitsmarkt waren gesucht Armaturenfabrik 
Hilpert, die weiter ohne besondere Begründung bis auf 
86 nach 81 % anzogen; später gab der Kurs 3% nach. Zeit- 
weise trat auch Interesse hervor für Hartmann & Braun 
(105 nach 100 %), ferner Chemische Goldenberg in Lig. auf 
den Vergleich hin und für Veithwerke AG auf den Sanie- 
rungsplan, der günstiger ist als man erwartet hatte (24 nach 
22 %), doch sank der Kurs später wieder etwas zurück, da 
die offizielle Notiz verloren gehen wird. Schöfferhof zogen 
bei einer Dividendentaxe von wieder 20% auf 188% an. 
Andererseits gab es wieder viele Briefstreichungen ohne 
Aufnahme, so u. a. Cementfabrik Karlstadt, Brauerei Eich- 
baum-Werger, Sinalco, Schneider & Hanau, Marswerke, 
Keramische Werke Offstein (später 55 nach 85 %), Voltohm 
(später 25% %), Rhenser Mineralbrunnen (später 94 nach 
100 %), Mez Söhne bei kleiner Abnahme (später 72% nach 
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79,6%), Terrain-Gesellschaft Herzogpark-München (12 
nach 25 %), Gebr. Adt (später 12% nach 13% %), Stroh- 
stoff Dresden (später 132, dann 135 nach 156 %). Angeboten 
zwischen 69 und 70% waren auch Prinz Heinrichbahn. 
Voigt & Häffner behaupteten den „Kampfkurs“ von 150 %, 
doch wurde am 12. November das Angebot nur mit 50% 
abgenommen, — ein einigermaßen anomaler Vorgang. 


| в1.| anl в.а. [ле 11. за 11.112 11. 
Di. Effecten- u. Wechselbank | 9818 94| 98 | sa| Өз] өт 
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Tellus. Bergbau u. Hüttenind. — B 86 —B| 8008] 77 78 
Verein f. chem. Industrie .... 6114 61141 6 61 61 6i 


Hamburger Börse 


Bei kleinerem Geschäft war die Stimmung überwiegend 
matt. Auf dem Schiffahrtsmarkt lagen bei erheblich klei- 
neren Umsätzen Hapag und Lloyd sehr schwach, zumal 
der Jahresbericht des Vereins Hamburger Rheder ein außer- 
ordentlich pessimistisches Bild von der Entwicklung des 
Schiffahrtsgeschäfts gibt. Diese Situation wurde von der 
Kulisse zu Leerverkäufen benutzt, die bei der mangelnden 
Widerstandsfähigkeit den Kurs weiter abbröckeln ließen. 
Die Spanne zwischen den beiden Aktien ist zur Zeit ver- 
schwunden, beide schlossen mit 7t %. Im Gegensatz dazu 
haben sich Hamburg-Süd gut gehalten; sie zogen sogar am 
Schluß auf größere Kauforders um 1% auf 161 an. An- 
scheinend haben sich gewisse Hemmnisse, die bisher einer 
Verständigung zwischen der Hapag-Lloyd-Union und der 
Hamburg-Süd im Wege standen, inzwischen verstärkt 
(vgl. die Glosse auf 5. 2122). In Hansa-Aktien kamen nur 
gelegentlich kleinere Spitzenbeträge an den Markt, die für 
Bremer Rechnung aufgenommen wurden. Der Kurs stieg 
um 3 auf 125 %, als am Schluß auf Grund einer größeren 
Order Material gesucht wurde. Afrikareedereien blieben 
geschäftslos mit 51 angeboten. Flensburger Reedereien 
hatten keine Notiz. — Von den sonstigen Verkehrsmwerten 
gingen Hochbahn um 3% zurück. Man befürchtet, daft 
der Staat eine Änderung seiner Dividendengarantie (bisher 
6%) anregen wird. Lübeck-Büchener Eisenbahn waren 
dagegen bei kleinem Geschäft um 1 % höher. 

Von Bankaktien sind Hamburger Hypothekenbank um 9 
auf 148 % gestiegen. Die Käufe stehen im Zusammenhang 
mit Erwägungen über eine eventuelle Einbeziehung des In- 
stituts in die Gemeinschaftsgruppe. In dieser Beziehung 
dürfte zwar eine lose Fühlung bereits genommen sein; eine 
verbindliche Abmachung ist aber vorläufig nicht zu er- 
warten. Gegen den Wunsch nach einer Einbeziehung in 
die Gemeinschaftsgruppe machen sich gewisse Bedenken 
geltend. Das immobile Kreditgeschäft in Norddeutschland 
ist großenteils anders geartet als im übrigen Reich; man 
wünscht deshalb, daß die Hypothekenbank — vielleicht 
unter Einbeziehung der Mecklenburgischen Hypotheken- 
bank — ihre Selbständigkeit behält. Vereinsbank waren 
mit 101 um 1 % höher, die übrigen Bankaktien unverändert. 

Karstadt waren wieder einigen Schwankungen unter- 
worfen, der Kurs ging um 2 auf 93% % zurück. Die Ver- 
waltungsbanken haben sich in letzter Zeit anscheinend aus 
dem Markt zurückgezogen. HEW waren mit 109% % weiter 
5% abgeschwächt. Daß über einen Abbau des verhältnis- 
mäßig hohen Strompreises verhandelt wird, hat verstimmt, 
da man für diesen Fall eine Reduktion der Dividende (bis- 
her 10 %) befürchtet. Im einzelnen waren höher Kühl- 
transit 104 (+ 2%), Bavaria 165 (+ 2%), Elbschloß 115 С 
(+1%). Niedriger lagen Hochofenwerk Lübeck 105 
(— 7%), Nordwestdeutsche Kraftwerke 158 (— 3 %), Ru- 
beroid 38 (— 2 %), Zement Hemmoor 122 (—2 %), Triton 
65 (— 2%), Nordsee 143 (— 2 %), Thörl 77 (— 1 %). 


Der Kolonialmarkt lag außerordentlich ruhig. Fester 
waren Guatemala 60G (+2%), Schantung 91 (+5 “ЛЕ 
niedriger Neu-Guinea 260 (— 10 7), Deutsche Handels 
& Plantagen 62 (—5 %, Genußscheine 53), Jaluit Genuß- 
scheine 50 (—4%). Von unnotierten Werten stiegeR 
Deutsche Togo anfangs um 5% auf 165; im Verlauf kam 
jedoch erneut größeres Angebot heraus, so daß der Kur 
um 18 auf 147 % zurückging. Am letzten Berichtstag lage" 
von Berlin wieder einige Bestensorders vor; da nur wenig 
Material verfügbar war, stieg der Kurs bis 170. Dukage 
notierten 51 (+1%), Nordwestkamerun А 25 (+1 %), 
etwas niedriger Doag 70 (— 5 %). Fester lagen Deschima8 
mit 27 (+ 3 %), Norddeutsche Hochseefischerei 103 (+ 2%) 
Deutsche Petroleum 70 (+1%), Deutsche Werft 102 
(+1%); niedriger notierten hingegen Kaffee Hag 127 
(—9 %), Salitrera 115 (—2%) und Deutsche Gasolin 32 
(—1 %). 
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Рагіѕег Вӧгѕе 


Der Börsenindex der französischen Dividendenpapiet® 
der von der amtlichen Statistik auf der Basis von ` 
führenden Werten errechnet wird, ist vom Beginn 09 
Jahres bis Ende Oktober von 496 auf 395 gesunken. pr 
dürfte in der abgelaufenen Woche abermals um mindesten* 
10—15 Punkte gefallen sein, so даб gegenüber einem 
Jahresdurchschnitt von 507 für das Jahr 1929 der Verlust 
für die besten französischen Effekten bereits reichli 
25% beträgt. Bei einer ganzen Reihe ebenfalls durchau® 
solider Werte, die keinesfalls als Spekulationspapiere an 
gesehen werden können, berechnet sich der Kursrückgan& 
für die letzten 12 oder 15 Monate bereits auf 40—50 % 
Der Schlag, den die Pariser Börse neuerdings durch dem 
Zusammenbruch der Oustric-Gruppe erlitten hat, hat ©” 
schlimmsten Befürchtungen weit hinter sich gelass@®* 
Außer den beiden großen Provinzbanken Adam in Вои" 
logne und Credit du Rhône in Lyon, die in der vergangen” 
Woche ihre Schalter schließ'-n mußten (vgl. Nr. 45, S. 2081) 
sind eine Reihe kleinerer und mittlerer Firmen stark 29 
Mitleidenschaft gezogen worden. In der Kulisse sind bis- 
her insgesamt acht Häuser zugrunde gegangen, andere $1 
vorerst durch das Syndikat, das eine Garantie für шге 
Engagements übernommen hat, über Wasser gehalte” 
worden. Die Liquidation der Oustric-Werte ist allerding® 
noch keineswegs beendet. Die Höhe der unbeglichen®“ 
Verpflichtungen der Banque Oustrie wird vorläufig au 
annähernd 90 Millionen Fr geschätzt; der Umfang der ge 
samten ungedeckten Passiven steht noch nicht fest. seit 
der Festsetzung der Zwangskurse vom 31. Oktober sm 
die der Gruppe nahestehenden Werte weiter sehr beträcH” 
lich gefallen. 


Gesellschaften | ee ат ы BR 
Ultimo Sept. {Ultimo Oktober пир 
Huanchaca . . . 144 100 40 
Holfra . т геи 126 80 45 
Paris-Foncier . . 94 70 20 
Extension . ... . 2140 1200 450 
Giraudon . . - . | 262 200 50 


Die Differenzen für die auf dem Terminmarkt gehan- 
delten Werte, die Anfang des nächsten Monats zu regel” 


14. November 1950 


sind, sind danach recht beträchtlich, und wenn auch inner- 
halb des Syndikats der Gedanke einer solidarisch garan- 
tierten Anleihe zugunsten der notleidenden Firmen ent- 
schieden an Boden gewonnen hat, so sieht man doch dem 
Ultimo nicht ohne ernste Besorgnisse entgegen. Die Kulisse 
at inzwischen eine Reihe weiterer Notstandsmaßnahmen 
getroffen. Sie hat die zunächst für die Oustric-Werte ge- 
troffene Verfügung, die den Handel auf sofort lieferbare 
Stücke beschränkte, auf alle anderen in der Kulisse ge- 
handelten Werte ausgedehnt, derart, da der Käufer be- 
rechtigt ist, die Lieferung innerhalb 48 Stunden zu ver- 
langen. Sie hat weiterhin, um die Ausbeutung der Situ- 
ation durch die Baissespekulation zu verhindern, am 
8. November „bis auf weiteres“ alle Blankoabgaben unter- 
bunden durch die Bestimmung, daß auf dem Terminmarkt, 
Soweit es sich nicht um die Abwicklung früherer Engage- 
ments handelt, Kauforders nur bei gleichzeitiger Hinter- 
legung der Stücke angenommen werden dürfen. 

Dennoch hat der Markt sein gestörtes Gleichgewicht 
bisher nicht wiederzufinden vermocht. Die französische 
Regierung und die Bank von Frankreich haben sich zwar 
їп Beschwichtigungs-Communiques geradezu überboten, 
еіп nennenswerter Erfolg ist ihnen damit jedoch nicht be- 
Schieden gewesen. Die Panik hat sogar über die Börse 
hinausgegriffen und sich im Publikum in einer Vertrauens- 
rise ausgewirkt, die zu einem förmlichen Run auf die 
Banken geführt hat. Selbst Institute wie der Credit 
Lyonnais und die anderen großen Depositenbanken wurden 
nicht verschont; ihre Schalter waren tagelang von Tausen- 
den kleiner Sparer belagert, die, durch die zahlreichen 
Zusammenbrüche verängstigt, ihre Einlagen in Sicherheit 
bringen wollten. Die Abhebungen gehen in die Milliarden, 
so daß die Banken, soweit sie nicht den teuren Kredit 
der Banque de France in Anspruch -nehmen wollten, ge- 
?2wungen waren, sich die erforderlichen flüssigen Mittel 
durch die Liquidation von Auslandsguthaben zu beschaffen. 
Der scharfe Rückgang des Pfundes auf 123,58 gegen 123,81 
in der Vorwoche und die neuerliche Abschwächung der 
Mark auf 606,50 sind hierauf nicht zurückzuführen. 

Die Börse stand in der ganzen abgelaufenen Woche im 
eichen einer ungewöhnlichen Nervosität. Infolge der er- 
heblichen Verluste war sowohl die Spekulation wie die 
Kundschaft zur Schaffung von disponiblen Mitteln ge- 
Zwungen, ihre guten und erstklassigen Werte in großen 
engen auf den Markt zu werfen, wo diese nur zu stark 
Sedrückten Kursen Aufnahme zu finden vermochten. Die 
Lage bleibt nach den Stürmen der beiden letzten Wochen 
und angesichts des in seiner vollen Höhe einstweilen noch 
Nicht zu übersehenden Schadens recht ungeklärt. Selbst 
die französischen Renten haben diesmal der Baisse 
Standhalten können. Ausländische Fonds haben unter 
ührung von Türken und Mexikanern neue empfindliche 
Kursabschläge zu verzeichnen. Französische Banken waren 
Stark realisiert; Elektrizitäts- und chemische Werte un- 
@inheitlich, so Distribution Parisienne mit 2050 kaum ver- 
ändert, dagegen Thomson 607 gegen 641, Рёсһіпеу 2120 
Segen 2250; Metallwerte ausgesprochen schwach, insbe- 
Sondere Automobilaktien, so Citroën — 10, Peugeot — 33, 
Hotchkiss — 130; Eisenbahnen waren leidlich behauptet, 
dagegen Schiffahrtwerte erneut stark abgeschwächt, so 
Transatlantique, die noch vor drei Monaten um 1100 
notierten, 515 gegen 590. 
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Londoner Börse 


Die letzte Börsenwoche ist flau verlaufen. Der Geldmarkt 
versteifte sich; tägliches Geld kostete 14—2%%, zeitweise 
stiegen die Caligeldsätze bis zu 3% an. Die Kursrückgänge 
in New York und die Vorgänge in Paris wirkten sehr stark. 
auf die Londoner Börse zurück. Die Abrufung franzö- 
sischer Guthaben von London zur Verstärkung der Liqui- 
dität der Pariser Banken scheint sich in ziemlich großem 
Umfang fortgesetzt zu haben. Ein deutliches Zeichen dafür 
ist die Schwäche des Pfund-Kurses gegenüber dem Franc, 
die nur zeitweise unterbrochen wurde, nachdem der Kauf- 
abschluß größerer Posten Goldes bei der Bank von England 
durch die Banque de France erfolgt war. Insgesamt sind 
bis jetzt seit Wiederaufnahme der französischen Zurück- 
ziehungen allein bei der Bank von England 5 Mill. £ ent- 
nommen worden. Daneben hat sich auch die Reichsmark 
gut gehalten, und da die Bank von England andererseits 
auch die überschüssigen Gelder, soweit sie noch vorhanden 
sind, durch den Verkauf von Schatzwechseln zu binder 
versucht, so hat sich auch der Privatdiskont von 2'/ıs über 
23/1 bis 2% %, später sogar bis 2/1 erhöht. 

Unter diesen Umständen hatte die Börsentendenz natür- 
lich erheblich zu leiden. Der Druck auf die Kurse wurde 
verstärkt durch die ungünstige Interpretation des ameri- 
kanischen Wahlergebnisses und auch durch eine pessi- 
mistische Beurteilung der politischen und wirtschaftlichen. 
Lage Australiens. Die Einwirkung aller dieser Faktoren 
hat dazu geführt, daß sich sogar die Kurssteigerung der 
letzten Wochen bei den festverzinslichen britischen An- 
leihen nicht weiter fortgesetzt und an einzelnen Tagen 
sogar geringen Kursabschlägen Platz gemacht hat. Wenig 
davon betroffen war die 5 %ige Kriegsanleihe, die auch 
an der vorangegangenen Aufwärtsbewegung nur in gerin- 
gem Maße teilgenommen hat. Die Konsolidierung der poli- 
tischen Lage in Brasilien hat — entgegen der allgemeinen 
Tendenz — zu einer weiteren Befestigung einzelner brasilia- 
nischer Werte, insbesondere brasilianischer Eisenbahnwerte, 
geführt (4% Braz. Railway und Sao Paulo). Auch Braz. 
Traction waren anfangs gut gehalten, konnten aber den 
Stand nicht behaupten. In den übrigen ausländischen An- 
leihen war das Geschäft gering; von nennenswerten Kurs- 
bewegungen war kaum die Rede, außer bei chinesischen 
Werten, die sich weiter erholten, und einigen deutschen 
Anleihen, die ebenfalls ihre Kurse verbessern konnten: 
(Hamburger Anleihe mit 88% statt 86%). Heimische 
Bahnen neigten wieder zur Schwäche (Great Western 7t 
nach 71%), südamerikanische Bahnen, abgesehen von bra- 
silianischen, waren knapp gehalten, nordamerikanische 
Bahnen in Übereinstimmung mit New York sehr schwach. 
(Southern Pacifie notierten 101 statt 107, Union Pacific 182 
nach 202.) Auch sonst bestand Abgabeneigung bei inter- 
nationalen Werten (Hydro Electric, International Holding, 
Kreuger & Toll, Radio Corp). Rückgängig waren weiterhin: 
Erdölwerte bei der drohenden Gefahr eines neuen inter- 
nationalen Preiskampfes (Royal Dutch, Mexican Eagle, 
Shell Transport). In Industriewerten waren die Umsätze 
gering. Textilien konnten sich im allgemeinen gut halten, 


Bayerische Vereinsbank 


Kredit- und Hypotheken-Bank 


Niederlassungen an allen 
größeren Plätzen des rechtsrheinischen Bayern 
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Snia Viscosa erfuhren sogar eine leichte Kurssteigerung 
von 8/6 auf 8/9. Dagegen ging die anfängliche Erholung 
von Cables & Wireless, die der Meldung von einer Reorga- 
nisation der Gesellschaft (Abbau.der Leitung und Kürzung 
der Direktorengehälter) gefolgt war, im Verlauf der Woche 
wieder verloren. 


Couriaulds 
imperial Chemical Industr.| 21 14 
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New Yorker Börse 


Das Wahlergebnis hat auf das Kursniveau einen un- 
günstigen Einfluß ausgeübt; einmal deshalb, weil zu min- 
dest für den ersten Augenblick eine empfindliche Störung 
der Kontinuität der politischen Verhältnisse eingetreten ist; 
zweitens aber, weil begründete Befürchtungen wegen einer 
stärkeren Beaufsichtigung der Publie Utilities geäußert 
wurden. Die Kurse dieser Werte gingen infolgedessen zurück. 
Diese Bewegung hat die anderen Werte mitgerissen. Dazu 
kommen die unverändert pessimistischen Nachrichten über 
den Konjunkturverlauf, die Aussichten auf verstärkte 
Arbeitslosigkeit im Winter, der weitere Preisrückgang auf 
einzelnen Rohstoffmärkten und schließlich die Rückwir- 
kungen Чез Pariser Bankenkrachs, die auch ein ehemals 
amerikanisches Pariser Bankhaus (Munroe & Cie.) betroffen 
haben, dessen New Yorker Muttergesellschaft die Schäden 
regulieren will. Schließlich haben sich auch die Aktien- 
verkäufe fortgesetzt, die der Realisierung von Kursver- 
lusten zur Einsetzung der niedrigen Werte in die Steuer- 
bilanz dienen, und zuletzt war von Schwierigkeiten einer 
Bankfirma (Holston Union National Bank in Knoxville) die 
Rede. 

Auf dem Geldmarkt hat sich die Lage kaum geändert. 
Die Sätze für Termingeld gaben weiter nach, der offizielle 
Satz für tägliches Geld war unverändert 2%. Der schon 
seit Wochen anhaltende Rückgang der Maklerdarlehen hat 
sich auch diesmal fortgesetzt, wenn auch in geringem Um- 
fang. Der Bestand hat sich um weitere 50 Mill. $ ver- 
mindert, wobei das Kreditvolumen der New Yorker Mit- 
gliedsbanken so gut wie unverändert geblieben ist. Auf 
der anderen Seite haben dagegen die Lombardkredite der 
Banken gegen Wertpapiere eine Steigerung erfahren, ein Be- 
weis, daß das Publikum auch jetzt noch in gewissem Um- 
fang als Käufer auftritt. Der Goldbestand der 12 Bundes- 
reservebanken ist diesmal etwas kleiner, die 3 Milliarden 
Dollar-Grenze ist knapp unterschritten und im Zusammen- 
hang damit hat sich das Deckungsverhältnis von 82,4 auf 


31,8 % verschlechtert. 


30 Industrie-] 20 Fisen- 30 Industrie-! 20 Eisen- 

Tag GE CG bahnaktien | Tag aktien jbahnaktien 
113.19 
111,66 
111,87 


Wie schon erwähnt, erlitten in dieser Woche Eisenbahn- 
Aktien und Anteile von Public Utilities die Hauptverluste. 
Nahezu alle Werte dieser Kategorien waren rückgängig, 
unter den Eisenbahnen insbesondere Atchison Topeca & 
Santa Fe, Union Pacific und Baltimore & Ohio, von den 
Public Utilities vor allem Brocklyn Union Gas, North 
American Co., Public Service of N. J., Utilities Power & 
Light und prozentual am meisten Cities Service. Zu den 
wenigen Papieren dieser Gattung, bei denen sich die Kurs- 
verluste in geringen Grenzen halten konnten, zählten Stan- 
dard Gas & Electric. Aber auch in den übrigen Gruppen 


waren Rückgänge häufig, in den Eisen- und Stahlwerten 
trotz der Meldungen über etwas erhöhten Auftragsbestan 
des Steel Trusts bei American Can, Bethlehem Steel Corp- 
Ludlum Steel, U.S. Steel, Republic Steel Corp. Stark ge- 
drückt waren auch Radio Corp. nach dem Bericht für das 
dritte Quartal, der nach Vorwegnahme der Vorzugsdivi- 
dende einen Verlust von rund einer Million aufweist, ferner 
Olwerte auf die Ankündigung des Zerfalls дег Petroleum- 
Export-Vereinigung hin, die die Befürchtung erneuter 
Preisrückgänge auf dem Weltölmarkt nahelegte, so dal 
Standard Oil of New Jersey zeitweise den tiefsten je €T- 
reichten Kursstand innehatten. Bei den übrigen ZU 
Standard Oil gehörenden Werten traten Abschläge in ähn- 
lichem Umfang ein. Zu den wenigen Papieren, die eime 
Ausnahme von der allgemeinen Tendenz bildeten, gehört 
Gillette Savety Razor, nachdem der Patentstreit zwischen 
dieser Gesellschaft und дег Autostrop Savety Razor Lä 
endgültig beendet, die Fusion beschlossen und schlieflie 
jetzt auch die Anfechtungsklagen gegen den Zusammen- 
schluß zurückgezogen worden sind. Überdurchschnittließ 
stark litten auch Warenhaus-Werte, deren Umsätze im 
Oktober gegen das Vorjahr, wie das Bundes-Reserve-AmM 
berichtet, um 8% zurückgegangen sind; vor allem Wool- 
worth. Dagegen hielten sich Sears Roebuck bemerkens 
wert gut, während Montgomery Ward trotz einer starken 
Umsatzzunahme gegen September zur Schwäche neigten- 
Unter den Vergnügungswerten blieben Loew’s ziemlich un- 
verändert, während Fox Film und Warner Brothers rück- 
gängig waren. Deutsche Werte hatten ebenfalls unter der 
allgemeinen Tendenz zu leiden. Deutsche Anleihen waren 
im großen ganzen wenig verändert, die Young-Anleihe lag 
schwächer und notierte zuletzt um 74'/s. 


{ачы Aih aa nz 


U. S. Steel Corporat | 1431/8 | 141 1499/4 
American Can Co... 11 1a | 1938 

Anaconda Copper.. 3112 BAT в 

General Motors .... 3334 223/4 

beweegt we. dene 157 1508 

General ERlectrie.... 191'4 4719 

Ат. Tel. & Telegr... 19 34 | 18) 


Radio Coporation 
Allied Chemical.. 
Standard ОП М... 
Woolworth ...... Alle А84 
Pennaylv.-Railr. Co. 637 в 61 Vs 


Eau ell? bäi ZE „a И 
Aktienumsatz (10001 | 2441 | 336) 2065 | 413 | 3327 | 8415 


CET 
Hi нї 
Reichsbank-Ausweis 
om. RM rn . 


Aktıva 
1. Noch nich! begebene Reichs- 
2 Бапкапіейе,. 2... „н.а 
Goldbestand T 80- 
е 


177,212 177.212 | 177.212 172.212 


wie in- und ausländise old- 
miünzen. das Pfund fein zu 


БЕ НМ berechnet .......... 2 180.009 | 2180215 | 2443.003 | 2229.010 
war: 
Goldkassenbestand ,....... | 1 958,6 958839 | 22 222 
Golddeno! (unhelastet) bei a меме 
ausländ.Zentralnotenbanken 221.376 | 221376 | 14N.7HH 49.78 

3. Deckungsfähige Devisen .... 219 185 193 а^] 136.215 ША; 
4. a) Reichsachalzwechael es 45,150 23,500 _ 316 

bì Sonstige Wechsel und 

Schecks Renee ases. | 2131708 | 2300825 | 2038 718 | 2219 469 

5. Deutsche Scheidemünzen 167.726 15.681 146 9ч | 10000 
8 Noten anderer Banken ...... 157 6 5 324 15 553 15555 
7. Lombardforderungen .,.,.... 101.238 317.731 60 123 50, 

darunter Darlehen auf Reichs- 

schatzwechsel .........-5-5+ Qom 0.001 0.001 0.001 
8. 2102475 | 0 102475 | n 102.194 | 92.568 
9. 485.257 | 528.901 | 6.9.452 | 617.077 

Passiva 

1. Grundkapital: 

а) begehen -................. 192.788 | 122.788 | 122.788 | 122.788 

b) noch nicht begeben ...... 177.212 177,212 177.212 177.212 
2. Reservefonds: 

a) gesetzlicher Reservefonds 53.915 | 653,915 | 53.915 | 48.797 

b) Spezialreservefonds für 

künfligeDividendenzahlung 48,294 46,224 48,224 45.811 

„ œ sonstige Rücklagen ...... 2717000 | 271.000 | 271.000 | 225.000 
3. Betrag der umlaufenden Noten | 4372.863 | 46.4.n31 | 451.312 | 4550 869 
4. Sonstige Iäglich fällige Ver- 

bindlichkeiten, ,............. 313639 | 393.055 | 317350 | 407.446 
5. Sonstige Passiva ............ 260.084 | 257,020 | 239.47 334 049_ 
Bestand an Rentenbankscheinen 41 43.9 
Umlauf an Renienhankscheinen 407.0 433.4 406.9 877.8 
Пескипрауегћ пів... ...... a 54.9 50.0 57.3 57.0 
Diakontsatz Un ,,,..‚‚.‚,...... 5 
Lomhardastz ©/о,,,,..,.,.,..... в в 8 8 


1) Darunter са. 8 Mill. КМ Pflichteinzahlung der Reichsbank 
UR E EE mee 
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Berliner Börsenkurse vom 6. bis 12. November 1930 
(Einheitskurse der fortlaufend notierten Papiere und Kassakurse der auf Zeit gehandelten Wertpapiere) 


6.11.| 7. 23. R 11.10. 11.21. 11.) 12. 11. Р 
н Hackothal Draht ...... | 8 | 87.00 | 87.00 66.00 | 65.75 
Неітізће Ee b. Blektr.........- | 10 111300 11000 [111.50 110-00 (110.75 111000 
Anleihe Ablösungs- | | | D $ 8 u. =з Е SH = ы? 
Ziel Nr. 1— 90000.. | fr. 2. 5430 | 64.25 | 5400 53.20 53.80 | 53.50 Mix & бепея{........ 8 [128.00 |128.00 |128,00 |128,00 |128.00 | 128,00 
to. ohne Auslosung... | « | 608 | 8501 650| 650| 6801 650 Österr. Siemens-Schuck- a| a | 99.60 | 100,00 | 100,00 |100.50 | 100.50 |100,00 
— - Rhein. Rlektr. .... «= | 10 [12400 [12360 1123.00 1122.50 1123.00 [1244 
? Ausländische Anleihen EE e 
`B „50 | 20.50 | 21,25 1 Е. Schles. Elektr. u.Gas .. | 10 | — — — — — = 
26 dto. Kegel 8 |1975] 3050] 2050| 2125 | ВО! 2075 Sohuckert & Со... | 12 [130.75 |134.00 | 132.50 (sem [132.50 |13100 
w Мех. A Anl, 1800, tr. 2. | 1850 | 1825 | 18.00 | 18100 | 17:7 } Siemens & НаїзЕ.:::. | 14 |17950 | 170.00 | 177.00 178.00 | 178.50 | 177.00 
— Te! егппетг.......... =æ m as» on e 
Hee BC, EE fr. Z. | 12.00 | 12. wgl, 28 Vogel Draht | 6 lem | 6350 | 65.00 | 6300 | 84.00 | 63.00 
aan De AC zez 419 EHN, 38.75 ES 38,25 | 38,09 | 37.00 Voigt & Haeffner .....- 6 1150.00 | 150.00 | 160.00 | 150.00 | 160.00 | 149,00 
КИК o, am. Eb. Anl... | 419 S ES b = IE == F 
б 1 
nee | 4 | 250] 2663 | 2850 | 26.70 | 2670 | 20.83 Kali-Werte 
do dto. Kronen-Rente.. 4р ПОНИ), = – 1.80 | 1,95 Kaliwerk Asche leben | 10 1192.00 1481. 00 | 188.25 | 188,75 1191.00 | 192.00 
400 dto. kv. Rente Ai .. | 4 | 180) — _ — = = Izdetfurth Кай ...... ı 15 1282.00 1261.00 1260.00 1261,00 | 280,50 | 263.00 
пра di Al л 1801 170| — ng 175 Westeregeln Kali ...... | 10 1193.75 Ki 50 |192.00 | 192,00 | 193,50 | 193,25 
Л al 
dt Ront 41 = == — = == keng A d d 
орыш. SCT KO б E 1850 | Am | 855 вео 850) am Lokomotiv- und Waggon-Fabrik-Aktien 
{оо Rum ee Tt Ta чоо eae ara) бт Berl. Masch. Schwarzk. | 0 | 34,88 | 35.00 | 33,00 | 33,25 | 33,25 | 33.25 
о Türk. Admin Aal 0 = 8.30 | 325| — 3.25 | 3.40 Krauss & Со. Lokom. ..| 0 | = | = | en | = | e 
0 фо. 2 гаа за і = Ze Së E TA a Orenstein & Koppel .... 6 17.63 | 47,50 | 47.00 | 46.50 | 47.00 | 46,38 
ол) Sto. dto. Eb.-Anl. 2.. = a ` = d Д 
ш 910. unif. Anl, 0 = = = == bs з Masdi d Metallw.-Fabrik- Aktien 
ү to. Anl. v. 08. _ — — _ 410 | 380 aschınen- un elallw.-fa 
о. An Е _ — — = 3:90 
wo Türk. ECH с = 425| — 4,25 | 410) 400 Augsb.-Nürnb. Masch. .. в | 67.00 | 68.00 | 68.00 | 68.00 | 68.00 | 66,00 
Dit 400 fr, Lose ...., | = 986| — .38 | 90 9.00 Bayerische Moloren.... 55.7 — 55.83 | 55.50 | 55.25 | 55. 
% Une. ВЕ Ее ID. Berliner-Karlsruher Ind. 0 49.00 | 48,50 | 48.50 | 49,00 | 49,38 | 48,75 
Dë Ве.а.С.С. | 419 | 19,60 | — _ 19,75 | 1950| — Hirsch Kupfer..... Gë 8 Т ES _ ka = eg se 
VR vi Н m.n- Ва из | 23.75 | 23,75 | 23.60 | 23.75 23.50 GEHAEUSE HE 
DEET a „Фә a . + BEI ` nenpau- Unter А 3 e , a 
mit Masehi brik Buck: 8 |104.00 | 104.00 | 108,00 | 104.50 | 104.50 | 104.00 
«в В e | 4 | 2840 | 2330 | 23.40 | 23.50 | 23.38 | 2330 ee Buokan | 19 110000 | Ban | 66:78 | 68:75 | 56. { 
to. Staatsrente [0 м Hugo Schneider...... 10 | 76.00 | 73.00 | 72.00 | 72.00 | 72.50 | 72.60 
ir Tng. m.n Ве-@ С.С. | 4 | 1860, 1850 | 18.63 18.83 | 18.50 | 1860 Schubert & Salzer...... | 16 1146,50 [144.50 114400 | 145.00 1147.75 1145.75 
d 2 8 Е R | е К 
b. St-Anl. I. Ii 4 | 1070 | 1075 | 10:75 | 10.10 | 10,10 | 1013 
йй Mex Bew-Anl. ., | aya | — | =°] 18.00 | 12.10 | 1250 | 1200 .  Montan-Werte 
im Апа. Eish. Serie і | 41⁄2 | 11,00 | 11.40 | 11.25 | — 10.88 | 10,60 
W dio. Serie2 | Ava | 11.13 | 1130 | 1125| — | 10.80 | 10.50 Buderus Eisen.......... | 8 | 5400 | 54.00 | 83.13 | 53.50 | 54, 
ee: Е | zoo | tii пав) 20) 2° GEBE БОШ ШШ 
GC ant. с. Т. х б ` T E? arpener Bergbau 0 a ` Я A 
0 dto. ярреві. .. Е — — _ — = = Hoesch Eisen ..... 7 78.75 Д 73,76 | 73,50 „5U | 76,13 
nee 1@ |50 1б 10050 1220.00 1219.00 1217.80 [215.50 
К, Bank-Werte Klöokmer-Werke 1...1 | „2 7150) 7013 | 0976 | 69.50 | 7050 | 70:00 
Buß; Di Credit-Anstoit | в | 98.50 | возя | 98.25 | 98.25 | 8825 | 08.75 Köln Neuessen ........ | Та | 7800 | 3700 | 20.00 | 3900 | 39:0 | 28:25 
ац elektr. Wert 10 | — 1137.00 | 138.00 | 111.60 |109.00 | 108.00 Leopoldgrube 277127717: | 4 | 44.00 | 4275 | 42.50 | 41.88 | 42.00 | 40 
für rau ЧЕН 11 |110.00 (109.00 }110,00 | 110,00 | 110,50 |110,50 Mannesmann Röhren .. 7 7200 | 72.75 | 71.50 | 71.13 | 71.00 | 70. 
пег Bankverein.... | 10 /101.50 | 101.00 | 101.00 | 101.00 1101.13 | 100.25 Я о | 28.00 | 3823 | 38,13 | 38.00 | 38.75 | 37.50 
Bayer. Hyp.-Bank ...... 10 26,50 | 126.50 | 126,25 | 126.25 |125,.75 125.858 7 2'00 | 181.00 182.00 162.00 ! 182,50 | 161.00 
Ae. Vereinsbauk ` 10 |130.00 | 130,00 | 130.00 | 130.00 | 130.00 | 130.00 К ee [10:00 100.00 | 100; 
tliner Handels-Ges... | 12 | 130.25 | 131.75 |131.00 | 130.00 | 129.50 | 129.76 а |10050 | A | 30:50 | 40.00 | 40. 
er ek | 11 [11800 115100 111458 1115.00 | 114.00 | 114.00 1 . 1 Val ée 00 | 46:75 
et u. Nationalh к 149.50 |150:00 | 149.00 | 150.76 | 151.00 | 150.25 Phönix Bergbau... ...... |6уз | 82:00 | 00.00 | 00.00 | 66.55 | 66 { 
ване толи пап 12 ` i Т Г z б Rhein. Braunkohlen..... 173.50 173.25 | 170,60 | 170,25 1168.00 | 164,50 
‚Б 30.-Q 10 |110.25 |110.50 | 110.00 | 110.00 | 110,00 | 110.00 Reinatahl 70а | 79.76 | 79:75 | 77.75 | 76.38 | 77.25 | 76,13 
10 (110.78 | 110.75 |110.00 [110.00 [110.50 |11000 pepatahl ers HEH 19, 9, EME кн 
es г ктү E арр Riebeck Мопїай...... 7,25) 82.00 | 80.88 | 81.60 | 82. 
18 122088 230.00 1222.00 [20700 1227.58 [22000 Борев. ветра. ае | 320 | 7228 | 7250 | 7230 | 2276 | 7300 
5 | 1000 | 10001 988| 988| 8,881 9.88 Siegen-Solingen быва. | 0 | — | 763] 763] 7.75 | 7.83 | 7.83 
Stolberger Zu 652.25 | 52.13 | 50.25 | 51.26 | 61.50 | 50.00 
Bahnen-Werte Vor. Stahlwerke....... | 8 | 6850 | 88.25 | 67.50 | 6800) 68:00 | 6825 
An 
1g, Lokalbahn 12 |122.00 |121,50 |120,50 |120,00 |120,00 | — Textil- Werte 
Г. Verkehrswesen” Я ї K 57, 00 | 58.00 | 57,25 
N Keicheh. Vorz, 7 | E 8788 87.38 8750 Sa Algem. Kunstallde Unie | 0 | 6875 pa 8825 | 7000 | 0825 | 67:8 
Chan = айти... А = В 5 g „63  J.P.Bemberg .....e.... A yi: К ` A 
1—60 000. | 0 | 88.00 | 88.00 | 89.00 | 89,50 | 91.00 | 92.00 Ee EE 0 | 638) 638| 6.13 | 6.00 | 600 
anada Abli a Г ў ' Үт y z F.H. Hammersen ...... | 7 |102.00 |102,00 | 102,00 |102,25 |102,25 | 102,25 
et.-Scheine ERT AS 1838 Norddt-Wollkämmerei.. | 8 | 68.50 | 59.50 | 59:00 | 5850 | 59.50 | 58.25 
2 Schlesische Textil ...... 0 8,0 6,13 8,00 6.00 6.00 6.00 
k Sciffahrts-Werte Stöhr Kammgarn ...... | 5 | 69.88 | 69.50 | 69,00 | 68,50 | 69.88 | 70.00 
Nmb: Ameri, Pakett. | 7 | 74.25 | 73.50 | 72.13 | 72,50 | 71.88 | 70,75 Sonstige Werte 
b.-Südam.. a |1 { ў £ 
5 паа ampi Eau, VE WEE EEN E Aschaffenburg. Zellstoff | 12 | 80.13 | 80.25 | 80.25 | 80,83 | 78.00 | 78.00 
dt, Шоуа......... 8 | 7488 | 7425 | 72.25 | 72:75 | 71.25 | 7050 Bet = A |2700 | 22:00 | 2888 Lin 1.2838 LE 
erg б 2 а а Б 0 
ORA зве. Wasser 75 i ` 82.50 | 82. 2.50 
Automobil-Werte Continent. Gummi... | 8 112625 | 12575 125.00 |19400 | 12375 | 123.13 
an тене: ч A ` А р и 
ler-B 25.00 | 24,75 | 24.38 Dt. Cont. Gas Dessan.... | 9 |110.00 | 110.75 | 109.00 |108.63 | 110.00 | 109.63 
SC Aoi Benz... 25.00 | 24.75 | 2438 | 2450 | 2425 | 2413 nen) . a EEA TH 
— CA a 38 | 11,50 | 1150 | 11.00 | 11.88 Deutsche Erdöl .......- 7 x 15 h $ Б 
d Р d Dt. Linoleumwerke .... | 15 | 127.50 | 125.00 ‚122.25 | 120,25 | 120.25 | 118.50 
Dt. Ton- u. Steinzeug .. 11 A 50 | 88.50 50 87.00 
. Dt. Eisenhandel ........ 43.50 ‚50 | 43.75 | 43,83 | 43.88 | 43, 
dëi Мрт В аа о оона о тю, 
i y \ 42, sen erkehrs: е] 2 4 й Д {| ` 
Bäitreeg. | 8 | 50:00 | 4925 | daag | 4200, 4320 4400 Feldmühle Papier о... | 12 [119.00 | 119.00 [117.50 | 115.50 | 116.50 | 115.00 
b y А 7,3 
erg Let. 5 7 | 48.00 | 48:25 | 47.88 | 47.75 | 46:75 | 4613 Harb. Gummi Phönix ``: | 6 :00 | 50.75 | — = — | 50:75 
Vache industrie 12 2.140,13 |139,83 |138,38 |139,13 114013 | 138.50 Phil. Holzmann ........ 8 | 72.00 | 77.38 | 75,50 | 75.75 | 76.00 | 75.00 
Мо iäschmidt -yad Б | 42.63 | 44,75 | 43.00 | 43.00 | 43.75 | 4350 Hotelbetrieb .......... | 10 [108.00 | 108,00 | 108.00 | 106,00 | 104.00 | 103,00 
atecatı 8 | 44,25 | 45.00 | 45.50 | 44.00 | 44.00 | 44,25 Geht. Junghans ........ 0 | 25.25 | 26,00 | 27.13 | 27.25 2700 а 
Rha 8 | 76.75 | 75.38 | 75.00 | 75.25 | 7550 | 7526 Karstadt 22.0... ZI | 12 | 98:50 | 93.00 | 85:00 | 83.00 | 84.50 | 94. 
ein. Ke er > a =: Metallgaellschaft 2... | A | 8680 | 86.75 86.25 | 86.25 вав 8825 
f ў 5 iag enbau_ ...... ` ` b ' 
Er tz. al ИБ 88 | 49,75 | 49,25 | 49.50 | 4950 | 49.13 Nordsee. Dt EENS Dr E Ио, 14:00 
stwerke ... Al |. , K b } 
lektrizitäts -Werte Otavi Minen 162/8 00 | 32.50 | 32.50 | 34.00 | 34.00 | 33, 
Jas, oi var 50 [113.00 |1250 Lem |1500 Eon Woka 20 Ia 10200 | 10200 | 102.00 1101.00 (ТОРО 
Ronne ekt 9 |115.50 114.38 |1 113.00 | 114.88 | 114.00 Sales Porti Eat | 12 [104.00 (106.50 | 106.50 | 107.00 | 107,50 | 107.60 
тоста 9 1133.00 133.00 113.00 | 133.00 113325 113329 a 16 117650 175.50 1174.88 175.25 1176.25 | 173.50 
me 
ү, 9 | 75.50 | 75 75,00 | 24,00 | 73.00 Svenska Tändslioks.... | 15 128200 283.00 |280.00 | 280,00 |271.00 | 272, 
, 2 4)| 295.00 | 295, 3 | 289.50 | 294.50 | 294.00 Thörl Ver. Oelfabr. е | 77.00 | 78.00 | 77.00 | 77.00 | 77.00 | 276 
17 4) 295.00 | 295.00 | 290.1 ; ; 
t Каре 6 | 59.00 | 57.88 | 57.00 | 68.88 | 567.59 | 57.13 Thüringer Glas 10 115450 |155.00 |166.00 15495 | 152.00 | 148,63 
Bere 0 | 84.50 | 8450 | 84.50 | 88.50 88.60 | 85,00 Leonh. Tietz... 10 1117.00 | — 1112.50 [117.50 11800 | — 
Rekte 1 0 |114, 115.00 | 114,75 Transra 8 1122.50 [121,00 [121.25 |121.00 | 37.00 | 87 
br 10 |115.60 }116.50 [114.60 | 114.88 | 115, i 
Rekte 8 84.00 | 6475 | 64.75 | 69.50 | 82.25 | 62.00 Ver. Schuhfabrik. Wessel 0 28,00 | 27,50 | 27,76 EN Б | 27.00 | 27.00 
Pelton g 10 |19350 [121,76 |121.75 | 1292,00 | 122,00 | 120,50 Wicking Portl. Cement | 10 | 68.50 | 69.75 | 70.00 | 69:00 | 68.50 | 68:00 
Че, E 79| 283, 93, / 94.0 95.00 ` Zellstoff-Verein ........ | 10 60, 59.75 | 59,75 | 80.00 | 59.76 | 59.76 
е 10 Bi: 121,25 1119,25 | 118,63 | 119,00 | 118,00 Zellstoff Waldhof ...... | 12 108; 08 108,88 1108.00 1 10898 1108,88 |107,75 
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Wochenzahlen zu den Marktberichten 


In diese Übersicht werden — ohne Anspruch auf systematische Vollständigkeit — alle wichtigen Wirtschaftssahlen des In- und Auslandes aufgenommen; 
die uns wöchentlich zugänglich sind: Zahlen, die in Sonderübersichten enthalten sind, werden hier nicht aufgenommen. 


1929 1930 = 

Oktober November September | Oktober November 

Einheit 43. | 4. | 45. | 16. | 37. | 38. | 39. 20. | 41. | 42. | 43. | 44. 46. А 
Woche28. 10. | Woche Woche 29. 9. Woche 27. 10.- Woche 15 

21.-26.| 2.11. 8.-13 | 16.-20.| 22-27. | 4. 10. | 6-11. | 13.-18. | 20.25 | 1.11, | 3-8. |10-% 


Produktion 
Kohla 
Deutschland e 
uhrrev. Steinkoblet) 1000 t anag) 411.2 4296| 4347] 337.7| 325.9| 3322! 8335) 838.2) 829.2) 352,8 320,0 = e 
«a Kokal - 926] 9321 928] 924| 716] 687. 67,8 A 65.7) 8658 6595] — кг? 
Oberschlesien Steinkoh D 76,5] 776] 801 80.3 64.3 62,3 63,0 60,6 62.5 64.2 62,3 62 ~ 
Bhri i | = 
HE зн Д 5221| 5176| 5350! 5324| 4326) 4740) asoo| 4748] 4780 4779) 4774 — | — 
Ver. Staaten von Amerika 
Bituminöse Kohle ..... ЖЕЛ e 10356| 10042 10063| 9568| a296| 8092| 8258| 8440] 8814) 8375] — = = = 
Башту а гапга 606 ` 1716| 1147| 1456| 1207| 1302| 1160 1041| 1894 1780) 1183 — | = | — 
Petroleum (Rohöl) 
Ver. Staaten von Amerika?) .... 1000 bbls®) 2870| 2820! 2631| 2620| 2420| 2422] 2390| 2387| 2367| 2371 2378 — =» = 
Arbeitslosigkeit 
Deutschland“ pe 
Verfügbare Arbeitsuchende 44) 1000 . 1 627 ° 1833 . 3041 A 3067 Б 8 184 Я 33 — 
auptunterstützungsempfänger i = 
i.d. Arbeitslos ich & e . e 1015 А. 1503 3 1 493 3 1491 e 1561] — кә. 
a тд) М d 172) ` 173) : | 7 4 - a а ler 
Großbritannien!) Е KE 
Registrierte Arbeitslose ...... 1216| 1234| 1252) 1259] 21401 2103| 2110| 2162) 2176 2189! 2199 2238| 2263 
Umsätze und Geschäftsgang 
GE PERL а 1000 021.41 982.2 1001.01 989.1 804.8 807,9] 822,41 862,41 859,6 = 
1021, ш d , В| 797.0 1 К А 8 — _ = 
Dpulachlandi gasamt РТТ b 1702| 1859 | 1668) 164.9 ms 13411 1328| 1846 137,1] 197 1433 — -= 4 
Ver. Staaten von Ämerika...... ы 1134| 1072] 1048 93 958 980 972 955 931 — | — _ 
Einnahmen aus dem Güterverkeh = 
GE AC Ge Een Let gn е, 2048| 2096] 2069| 2089| 4779| 1819) 1864) 188 1084) 1895 1868| 1917| — 
Postscheckverkehr Ze 
Deutschland (Lastschriften)®) .. Mil. RM 1481] 1505| 1474| 1441| оов) 1169] 1408] 1411| 1385) 14055 1314 1432) — 
Abrechnungsverkehr 
К 3 | 
Großbritannien 
London, gesamt?) ............ Mil. £ 189| 878] 940] ol 757| 771 esol 935 1 904 | 794 | 816] 783| 916) = 
Ver. Staaten von Amerika. аг 15442) 21 576/| 17 488 | 15428] g524| 9873| 8983 | 11771] 10006 9635 9852) 8386) — e 
Wechselprofeste Deutschland!) ®) Anzahl 332 261 351 332] 9243 249 235 235 303 | 259 289 Р, _ = 
= G 1000 RM 4958| 413,8] 496,51 462.2] 3320 419.0) 309.8] 292.2] 380,7 8249 3339 А =: = 
Багате! ийе [айтеп Deutschland Anzahl 14 13 15 16 18 16 18 23 16 17 20 16 20 > 
Deutschland!) A engen. bk 29 35 32 28 25 30 33 34 82 31 33 T 
Ver. Staalen von Amerikai}... m 4565 414 405 404 2, 497 488 Si 473 460 491 Kn -- Ka 
Preise 
Großhandelsindises 
een 1918100 | 127,0) asi 1259) 135,8] 1285| 1230) 1219) 120,6) 120.4) 120.0) 19.8) 1208) 1908 Z 
I Amarsi М г 1212| 1309| 129.0) 1281| 1153| 1141) 1118) 1091| 1093| 1090| 100| 110) 1123 Z 
ПГ Kolonialwaren eme vg 5 1270| 1261| 123.0) 120,5 | 108.1) 108,3] 106,9] 107.2] 107,0] 1080] 108,7} 108,8) 109,8 
2 tri 3 
Ту, Industrielle Rohstoffeygog і 1308| 130,8 1301| 129.71 11661 118.31 mg 11611 11471 1141! 1130| mag 138 С 
У. Industrielle Fertigwaren .. . 166.5) 156.5 | 158.5) 156.5] 148,4) 148.3) 1431) 1478| 147,3| 146.7 1464] 148,31 1458 Z 
Produktionsmitlel ..... 1298) 1308) 139.6 1396| 1375| 1374 1373| 137.3| 1371) 137.0) 130.7) 136.2 1368 Z 
КОЗ elta 1692| 1895) 1693 169.3; 156.7] 1565) 108,3, 155.7| 165.0) 164.1| 1588) 1535) 15:0 Z 
КИ лапы e as + | 193—100 | 1247| 1985) 1276| 1265} 1066) 108.5) 106.8] 1038) 103.8) 1628) 1033) 3084) 1088) Z 
Frankreich) `,,,,.....,.... 222: Juli 1914—100 | #02 | am Bu | 585} 542 537 | 536 | 529 | 524 | 523_| 522 | Bis _ = 
Ver. Staaten von Amerikat)... 1926 = 100 94, 93,7 93,3] 92.6] 83,4 83,6 83.1] 8231! 829] 827) 827 82,4 822) 
Großhandelspraiseit) 
Weizen, Chi 3 cts је but 129,25) 125.00 | 1248/8 | 12218 5 841; 
пеп, erg Dächet, Termin |ы je 1000 ka | 229,501 25750) 224.50 | 224 50] 248,50| 234 БС d 293.00] 227.00 
„ „ näch " 348.00 | 243.50 | 240.00 | 239 5u | 2 1 24400 
Roggen тїк. „ SEN 1 з e 180.50 | 174.50 | 169 50 | 163,00 9.501 151.0 
А a nächst. Term, ” 185.00 | 193.00 | 178.50 | 18050 3.00) 183,00 
Weizenmehl, A ët EE 1 RMkjeii00 kg 3050| 30.2ā|| 3000| 3000 80.63 31.1 
Roggenmehl D BEE CR Ss D 24.38| 2460| 23.75) 2400 24.10 25,38 
Mais. New York ............ сів je bag | 10518 ! 10514 | 1027/8] 98ta 061/4| 10078 
= Chicago, nächst. Term Ц 9271 9214 | 895/8 851/8 GA? УТА 
Futtergerste, Berlin ........ RM ie 1000 kg | 180.00 180.0u | 174,50) 173.50 178.00 | 173,50 
Hafer, Жа | S D 172.00 | 168,00 || 169,50 | 168,00} 182, 169 00) 152,50) 152.50 
k ‚ nächst. Term. сів je 1019) 228! 210] 209] 196 Д k 
Zungen a TE Re gea, | 86) 83 а 487. 9 sn А 
„Magdeburg Ze [ЕМ је 50 Бай) | 2663| 2883| 2683| `. 25.30] 251% 
Kaffee, Rio 7. New York. necs сіз je 1019) ai 1225| 1200 1150 d Biu 
- chat Lerm. ” pi A |, e 
кало, Науша і: ` RPf je 1а kg | 5263| 4250| 43,00) 4300 41,00] 33.75 
a0, ес , 
"Te Termin.. | ah 10 ewe% | 400 | 400. | 400) 378 56) 24, 264 
P a #0. Hamburg .... | ‚shjeöüke | 456 | daa | 440| 430 379 | 2 29.6 
Reis. Burma II, London ........ ah je оу) | 18015, а | 14,8) 148 29 | 128 1250 
Leinsaat2), nächst. Term. London | & рег 1801) ‚1. 6| 23. 00 2109 10189 13:00 
Корга??) A E rm | 22188] 2716222 15. 0| 221540 4.17.0| 15. 3 18.05 
Schmalz Chicago, nächst. Termin | ets je 1019) (gend 10,40 | 10.6244] 10,174 ‚00 | 10.371/2 10.05 
Baumwollöl, roh. N. Y. ........ 2 ты д 7.95 7.3742 7.3718 .00 6.121 dän 
Gummi, first latex crêpe, N. Y. ets je ТЫ) 1954) 181/9 1713 18 туз 8 r 
london ы а Кы ‚| е) | ортла анта | Онан) 077 "el 0.318 00 
1 Hamburg, nächst. Term. | RM іе 1000 kg | 175,00) 173,70 | 155.0 196.25 7.50) 100 80, 
00 
В. Пе, middling, New Y сіз je 1b19) 1850| 1810| 1780| 17.00 0, 10.15 . 
дшш ачап vew Tonk d је 10:9) 1004| 9.90] 9.781 9.46 5. 5,61 Gi 
mM с » 15.80] 16.35 | 14,95) 1498 9, 9.6С 4,09 
Wolle), dt Inland шу" RM je k Sal в Zë) Ce € 13) 5, 
en) landspreisted .... | је 18 | 2450| 2400) 2400| 24.00 11 1 
Jute, London, nächst. Termin .. £ је 121%) 28100 28. 2.6) 28. 0.0) 27.10.C} 16. 7. ‚16. d 17.5.0| 18. 5.0 
Hanf, Manila, London „ .. è 35. 5.0) 35. 0.0} 34.10.0) 30.15.1 . М . 0.6 21.15.0] 23. 0.C 
Erdöl. roh. New York .......... $ je bbl3) 3.031 3.031 3.03 3.03 2. 2,26 
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1929 1930 
Oktober || November September —_ Oktober | November _ 
Einheit 43. | 44. 45. | 46. 37. | 38. | 89. 40. | 41. | 42 | 43. | 44, | & 46. 
Woche 28. 10.- Woche Woche 29. 9.- Woche 27. 10- Woche 
21.-26.| 2. 11. | 4.-9. |28. 10.- | 8.-13 |15.-20. | 22.-27. || 4.10. | 6.11. |13.-18 | 20.-25.| 1.11. | 3..8. |10-15 
Großhandelspreizeit) 
Kupfer, elektrolyt., New York.. ota je 1b10) EK үе zu го 10,75 1026 10.50 pon 10.00 | 10.00 1000 ii, УН en WA, 
- В ses £ je 1219 11.871. 5. 0) 69. 7.6) 87. 0.0| 47. та] 46. 50! 45. Б. 10.0) 43176| 42. 5.0] 43. 88 8| 43.12.6| 44.10, 
au KEE ER Ge Eug KEE 4e Бо ab. EE 42 БОЗ 06 41150 42120 400 
` ierg e s iša 00188: БОППОЗ clan do A, Eu, тео и БОП 
D = È ч , Hi .01181.15.01178. 0.0135, .17.€|133.10. Д 115. 0.01120. 0.0120. в. Ze 
DÉI New Vo 777 | ots jë о) 2510,1 Бей | вло вз ШЕЛЕККЕ ИШЕ ЕТШ 00 | 400 440 атов 
L giet > ._0.0| 21 13.£| 20.10.01 15.18.9) 16 18.0) 15.100| 14150] 14.10.0] 14. 14:17. 14. 3. SCH 0, 
ві, Now Yorke elf Бел» | aao] бло | 21080 20100 15180 15186] 10100) 14150 14.10. 14.1091 1630 6101 B10 | 8.10 
ai London ...... $ ie ton 23. 1.3 22.17 6| 22. 1.3| 21.12.6] 18, 5.0] 15. 1.3) 1715.0) 1615.0 16. 2.6| 15. 6. | 15.17.6| 15. 7.6|/ 15.16.3| 15 10.0 
ber, New York .............. [сїз je oz fine | 4988| 4988) . 49.83 36,38| 36,88 | 35,50 | 35.88! зата) 35,88 | 35,75 ‚| 35.88 
= ` Barren) London `. [дз an 2215/18) 2216161 297/3 | 2911/16 ЕВ 16287 ув GN 183/8 bie 16181 165a | 1619 || 161316 165а 
` с a 2Мопаіе |d „. „ 231016] 281/8 | 23116 | 227/8 | 165/3 | 161/16] 17 163a | 169/26] 1013/16! 1658 | 1612 | 1684 | 161/2 
Einzelhandelspreise (Berlin)®®) 
Oggenbrot, ortsüblich ........ RM je ke 0.40 | 040 | ола | 0.40 | 0,39 | озо ‚39 | 0,39 | 0.39 0.301 озу 039 — 
Бернет (Bauchfleisch) Е 2.60 | 2.60 2.60 | 2.60 212) 211 Zo | 2.04 1,98 1 1.93| 193 1,93 = 
utter (Molkerei-) ... Ж 4,30 | 4,30 430 | 4,30 343 | 3.44 | 344 | 3,40 3.35 | 3,31 330| 837 3,38 = 
Й е RM је Stek 0.16 | 0,16 0.16 0.16 0,13 0413| 013 | 013 0.14 | 0,14 0.141 014 0,15 = 
milch, ab Laden.. RM je l .31 | 0,31 0,31 0.31 0.30 | 0.30 | 0.0 | 0.30 0:30 | 0.30 0230| 030 0.30 = 
Брейн. frei Keller .. RM je Ztr 1,85 | 1,86 1.85 | 1.86 176 | 175| 1706| 186 | 185] 1.85 1.85) 185 | 178| — 
einkohle, frei Keller.......... 4 2.60 | 250 | 250 | 2.60 | 241| Zait 241 | 241 | 241 | Sai 241) 241 24] — 
Geld- und Kapitalmarkt 
Tägliche 
s Geid!! 
Berlin SEH Жи Do p. а. 6.75 | 825 | 819 | 715 | 233 | 354 | 408 | 569) ase! Бов | 400 | 611 | 6з? | 475 
“ondo e 5.19 | 5.37 | 510 | 538 | 1.68 | 1.50 | 1501 170] 163) 159 | 1.33 | 1.65 | 21A 276 
> SI | 416 | 471 | 403 | 2186| 190 | 0:98 | 185) 128| 052 | 050 | 096 | 203 | 113 
e 5.17 | 592 | 600 | 583 | 250) 210 | 200) 2100) 200 | 200 | 200 | 200 | 200 | 200 
Tong Ego: Geldin) 00 | 8.85 | 8.30 5.33 612 | 640 | 640 | 438 
Grengen . 9. - 1 8.23 1 38 | 5.09 d 5,51 | 8.15 і К ў A 
Vë, М9 EE, арр: ` 589 | 575 | aag | ве | 2021 soa] Soal 20s! BN, 845 боз | Son | б 3% 
Austerdam, Prolongationssatz8”) . 413 | 458 | 488 | 438 | 1751 181 | 196 | 176| 183| 125 | 1.27 | 147 | 196 | 118 
ew York, 3 Mon. Warenwechs. . 613 | 613 | 586 | 579 | 3.00 | 500 Soul 2.90 | 288| 288 | 288 | 288 | 288 2,88 
Priparaı 
skont3t 
отт S A, Е 7,25 | 715 | 688 | ess | 313| 315 | aal aal ans | 500 | 492 | 388 ат | am 
ndon ii. З e 606 | 5.80 | 578 | 5.82 | отд | 218 | 207 | 206 | 258 | 210 | 208 | 203 | 209 | 226 
terdam S . 6.06 | 5.00 | 4.83 | 434 87 | 217 | 1988| 1.95] 173 | 1,37 | 136 | 146 | үз 1.32 
elef? Е . 338 | 3.58 | 23,38 | 3.38 БО | 144 | 138 | 138] 150] 125 | 125 | 125 | 119 | 119 
% s s 350 | 3:30 j 350 | АБО | 205| 205 | 199| 193] 198) 198 | 197 | 200 | 29) e 
ew York S . 502 | 471 | 469, £59 | 194 | 1.94 | 194) 194! 1,94 | 1.94 | 194 | 194 | Ты | 1.04 
endite 
Бааст, ago Staatsrente") .. - 3.87 | 3,87 | 379 | 376 | sai 385 | 3381 340| 341) 845 | 344] 345 349| à 
а 
Б „на, > San) 883 | 8680 | вво | e25) 827] ai вза! ass | egs | 634 | esal esa) — 
М 779] 781 | 778 | 777 7.20 2724| 733] 736] 2.411 749 | 744 | 745 | 716 = 
. 863| 8.66 | 8.84 | 883 778| 780| 797 | 804 | 811 | 8.22 | 810 | 8,14 || 814 = 
> 893| 825 | 8.02 | 892 8.33 | 8836| 851 | 857) 864 | 875 | 8.64 | КЫЗ | 883 = 
986] 9.87 || 9.87 | 9,55 | 986) Ов) 992) 992] 8093 | 906 | 9.02 | Оба | 989 дг 
eolsenkursere) 
үш dëi $ 4,182 Be 4180| 4182| 4197| 4106) 4199) 4201) 4203| 4206 Gd ët мао |да. оз 
п ‚887 H 4877| 4, 4.800 | 4860 | 4, 4,858 f 4,86 | 
Fl Leet 2.478 | 2.478! 247R e SEL 2.480 5380 БУТ 2482| 2.483) 24НЗ) 2485] 2,484 
S ФИ E e, Eat El Ee MS) Ka КЫТ) Kg ES. He 
i Ў 5.05 | 26. у | 20. ї d А N . V 
L 1909 | 18, 19.09) 19.09 | 19.09 | 19.09 | 19.09 | 19.09 | 18.09 | 1909 09 | 19,09 || 19:09 | 19,10 
RM 20,397 | 20. 20.380 | 20.395 | .408 | 20,416 | 20.421 | 20,433 | 20,397 | 20,393 || 20,387 | 20,385 
} 2 2888 12381 12387 12886 123.807 | А 12397 pe 123.85 | 128,91 ee er з 
r 4,878 4.879 7 4,860 | 4.869 | 4859| 4.859| 4. - R { 
RM für 100 Fr | 16,47 | 16,47 || 1646 18435 16802 De 16.49 | 1649 | 18.49 | 16.49 | 16,47 | 16.47 | 16,47 | 1649 
Go 
1000 RM |+ 7134+10170|— 11911 5029 — 155|—851291_104799—35830|-2125401— 110— 138)__ 20 Di 
e —17282 61-91 — 1718| - 127484 381081427334 +22074 +11057417476) 5% _ 
= т г НА EE 83801433726 +17127+ AL eg Z 
D — 141 2?8\— Bol aal. en. &jļ— B2j— 108 An Jude Dä 105| — = 
12+ „ill 27)— 24 , + 29 91+ 55 dr  4-20196— A) — ber 
Mill. RM 119+ Зат 4074 39,714 10,7 21.24 124.94 110,14 57,1+- 18414 124—- 270| — = 
É e +128,7— Б90)— 86+ 43,1|-1574.241746.5+ 55,8/— 510+ 1.04 118+ 15654- 864-1087) — 
i; GH Zi Erkf. Zte A0 
ех d. Frkf. g. 
Aktionen d. Gesamt ........ 1926 = 100 109.94] 109.35) 110,81 |110,10 | 95.99! 93,54 | 90,25 | 89.06] 84.97 ятая| 88.37 | 87.53 86.92 — 
- Kassawerte .... | > 109.68 | 110.14} 110,39 1109.80 | 98.72 | 94.98 | 92,11 9154| 86.52 88,89 89,75 | RROA 8957 — 
zëck „lerininwerte.... = 110,45| 111,58) 1115810963 | 94:63 90.59 | 86,76 | 87.26) 80,49) 86.34 85.85 | 8484| 838 — 
{:] eihen 
mi . Be » A 93.77| 9409) 94.66| 94.68 | 101,95| 101,29 | 99.64 | 00.00) 97.87! 98.2a| 99.93 | 98.861 93,92 — 
S а F 88,08| 87.861 8853| 8871 | 9867| 9.48 | 92.17 | 92.02] 9067| 9153| Ноди | 9208| 015] — 
тере Kal НИГ Е ЕЕ [in | ua Шш SIE ЕЕ 
D n DS e , A н , К JI 3. К . М gab d = 
er. Staaten v, Amerika 4) ..... Ж 182,9 | 1563 || 146.3 | 130,1 | 13868 |1331 |1261 118,7 | 114,2 | 110,0 [106,0 107,8 || 102,9 = 
Neklerdarlchen 
®. Staaten v. Amerika t). ..... 1000 $ 6684| 56538 | 4882| 4172} 3143| 3222| 3222 | 3083| 2905 | 2762 | 2613| 2512| 2454! — 
1) Я А 
з) Arbeitstäglich, 17) 1 bushel Weizen = 27,22 kg. ва) 985/1000 Feingehalt. Ri 
а) 1 Eiche Durchschnittsproduktion. 18) í bushel Mais = 25,40 kg. 35) Stichtag Mittwoch; Angaben des Statistischen 
Sti Arrel (42 gallons) = 1,5898 Ы. 19) 1 ]Ь = 0,4536 kg Amts der Stadt Berlin. , 
а} fo obtagnotierungen vom 1. u. 19. des Monats. ee iej Wochendurehschnitt. Für die letate Woche 
a einschl Sonderfürsorge für berufs- Mn: Fe ch sind die Stichtagnotierungen vom 11. Novem- 
a Übliche Arbeitslosigkeit ) Einschließl. 5,25 RM Verbrauchsabgabe und ber 1930 eingeselzt. 
d Ohne ee et: | os 0,50 RM für Säcke. ` Р зт) Auf 1 Monat. 
èj Кларте das größten Finenbahngesellsch. за Берсана е EE von 14002. ае) festverzinsliche Werte. Angaben дея Statisti- 
sen aus den Wochenberichten des In- за) Good ferm. Е аатта dee E 
H ef für Konjunkturforschung Berlin. зв) Calcutta. E да: Wer ER Bankalaweisen. 
ze Yon Du Se ЧЫЫР АШЫ 16) 1 long ton == 1016, 048 kg. ei Unter Berücksichtigung der Abgänge nach 
) Bank en ЗЕ е мио bis Don- Singapore: f. m. s., cif. Rotterdam. und der Zugänge von dem Earmarkingas- 
u уңа. 885 Woche von Freitag = SECH ii E rdis: ae Konig 
їз) с 0Сһе von H EE = a) Stichtag Freitag. 
ч Siche Murseitag bis Donnerstag. indische Sorte. BR Г 42) Irving айсы gewogener Index, 228 Aktien. 
H zech Times, ` Be) Preise aus da he Berichten der Woche endend am Freitag. 
D letin del N Vereinigung des Wollhandela. л DÉI New York reporting member banks. 
м) irving Fisher stique générale de la France. її) A/AA vollachürig; deutsche Wolle, fabrik- 44) Verfügbare Arbeitsuchende bei den Arbeits- 


Otieru: i i i 
N ҖЕ vom Dienstag der јемей. Woche, 
falla york letzte Шеги: Montag, d. 3, Nov.; 
ein Termin angegeben, greifbar. 


эз) 
n) 


gewaschen. А 
Buenos Aires Di mittel. 


1 ounse = 51,1 gramm. 


ämtern einschl. der noch in Stellung oder in 
Notstandsarbeit befindlichen Arbeitsuchenden. 
в) Vorläufige Zahl. 


W т. 


Deutsche Rei i 
chsfinanzen im September 1930 ` cx 
Нацвћ- А. Gerbe Haushali 
ОШ 'ehlbetrag aus d 
om. ВМ) echn.-| Sept. | August 1 ари Außerordentliche gung der schwehgnden Schul 3 :: 3099 
en щЕ 58 су нашы ады = 
in Fehlbetrag 
А. Ordentlicher Haushalt | Р ie не адай 
АК ehlbetrag 
© hibetrag at ae des Rechnungs- 93 Mehreinnahmen a ТИН tamben 1830 ж. 
ПЕРРИ Е „0 Oé A Mithin ЕЁеЫБеїтар................. | 
e наса Ee А 57 
en ты Zoe und Abgaben, a . 110265,6 | 588,8 ee AN ESCH A chen und außerordentlichen Haushalt ..... e. - 9185 
р -Vor- | / N . Si er sc 5 
2a. Yoschuß de з'ацВегог jentliche ; 121 = = 51,2 1 een, OUNEN Deg "2 
aus s aus d 1 . аата 
и базна ы аашаа ао) — ТОКЕН И 
Т , = de, а n у ` 
Ee er Posi und der ЕТИ "E 
Бут d 1 eiaungen für den Ru- т н “г 
a) Post, 1865 | 100) 100 mänien-Vertrag vom 8 F 
4. Aus der Münzourägung... ai = FE 91,5 6. Verpflichtungen aus SE? р e"? amo 
4. Ара даг es Reiches am Rein- 10 32 671 201 __Ашеіће- Орегабопеп....... 5 
Б кабуу де Reichabani ZB 40,1 | d e ee Entana der Aufiös d w o ommi 
. steuer der D d a F. aa i “апа 23. | 
6 Reichsbahn-Gessllachaft р 3 T% 660,0 5 NEE e ln УЙГ HM aus det уе 
[ Шы КЕТТЫ E У | gr ae Бп Каар EE KE e e ZER dëi 
r erium 6 - . die bereit: З -Anleihe ın Höh 
D Yettzministerium 180 | ҮЛДЕ е Шы ранын на А 
d) Verkehrsminiateri 8 Lë 14 ` 
Sen nil Е W А 
brige Reichsverwaltung CR 30.5 | І e эр 1 
| Bee 5| 43 27| 197 usweise deutsch 1 
Einnahmen ................ [116320 | 685,8 | 850.1 | 5 200,6 2 Privatnotenbanken 
11. Ausgaben: e | Mill Е 
А . RM) ayerische | Säch 
1. Steuerüberweisungen an die | коне Бар "E" Aë 
# С. Г et SE 38 | ge 
2. Bezüge der Beamten und Am 87,3 | 185,2 | 253,8 | 15986 
севе ten (ausschl, Ruhegehälter 31. Oktober 1930 
ae und Ruhegahäller | DI 69.7 | 605) 4188 Ae 
einschl. der sten [ Gold ... D 28.5 
En E - 117493 148,5 | 147,5 Deckungsfähig RE ‚559 21,032 8,124 A 
5. [ишеге Ben i 364,8 95 2 RES Dev e Wechaclu, Scheelks 50'465 64.184 3'028 { 
а) то Lasien des Reichshaushalts 1047,9 Not Gel ова et 0048 0.0 чун wë 
0) дыз дот Керагађопевіецет Дег ah ss] aal 4909 are en: ҮТ 0.278 osi 
. Re - i x | | 
в wei BEES Ek 660,0 550| Бо | 3800 Wertpapiere ge CN 1,920 2.444 0.844 3,166 
3 Sozinlversicherung Е: 1999 594 107 87. Рае т 8.679 10780 Deg äi 
a = e N 99" Р F , 
De enversicherung | oj бо Е т. e "ef 
10. Re 18 ЕЕЕ ТЕТ 
a unterstützung. ү, "o ~ WA SA d 
Een ET айдо uge тает Sonstige täglich ällige‘ 69.364 69.101 21.684 | 25.76 
Arbeitsvermittlun 1 Daunen len 
Arbeiteverm de ‚Zur Abget. Verbindlichkeiten Bee 2,159 12.898 8.542 6,696 
ET eg entstehenden виправ т: а 0.110 5,412 6) 
IE RE na З 5 ae Bpa они | н N 
ne Arbeitslosenfür- 0 > ү”, = Weitergegebene Wechsel’!! GH 0001 у Vë 
13. Notstock f. Reichsanstalt f. Ar- KN a 8.2 23.9 | en = 
асах оза u Arbeitslosen- | ei 
14. Më efosenversicherung ...... a му Е 50.0 <a 
15. Darlehen f. Reichsanstalt f. Ат- a s 3 184,0 a un 28.559 
pamor FE u. Arbeitslosen- Së Devisen pi 1.078 10.392 3102 gie 
16. ER ES: SÉ Bags: Dee 140,9 379 498| 1114 Deuise ae N Dem a 53.813 21 097 Ki 
в) Verzinsung und gie Ч ў Noten anderer Бао e S 0.048 0:078 ‘008 0:087 
ае rzinsung und Тїш der 187.3 ER 20.0 91.8 Lombardforderungen EK 6.896 0,880 0.651 
„ Schwebenden Schuld ...-.... | 4950) 2090| — 0 SEH Апта... бон SH 2287 Мы 
17. 2, Anleih end ; | 8278| 2 g t Si : E ' 
H SR 2... | ii agoj Si р" Seit En, ` 
ваи Ипи а 00 05 04 38 Notenumlauf ...... 
ET rn So? ` Шш mes ec) HI"? 65.404 aa | 25410 
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In unserer Schriftenfolge erschien: 
Die Schriften des Magazins der Wirtschaft I 1 


Deutschlands Reparationslast 


Ein Vergleich zwischen Dawes-Plan und Young-Plan 


M. J. Bonn: Die Bestimmungen des Neuen Plans 
Ministerialrat Dr. Fritz Soltau: Der Wohlstandsindex — die Bedeutung seines Fortfalls 
Annuitäten und Kapitalwert auf Grund des Dawes-Plans und des Young-Plans 


Umfang 100 Seiten / Preis kartoniert 3,60 RM 


Die Schriften des Magazins der Wirtschaft / 2 


‚Ist Arbeitslosigkeit unvermeidlich? 


Von Prof. Dr. L. Albert Hahn, Frankfurt a. M. 
Umfang 56 Seiten / Preis kartoniert 2,40 RM 


Die Scriften des Magazins der Wirtschaft / 8 


Die Schäden der deutschen Milchwirtschaft 


Von Prof. Dr. Karl Brandt, 
Direktor des Instituts für landwirtschaftliche Marktforschung, Berlin 
Umfang 52 Seiten / Preis kartoniert 1,60 RM 


Magazin der Wirtschaft Verlagsgesellschaft mbH 
Berlin W 62 / Kurfürstenstraße 131 ; Postschekkonto: Berlin 149 296 


DRESDNER BANK 


Direktion: Berlin W 56, Behrenstraße Eigenkapital RM 134 000000 


Niederlassungen in rund 100 Städten 
Amsterdam: Ргоеһ! & Gutmann 
Genossenschafts-Abteilungen Berlin—Frankfurt a. M. 
Inkassodienst für 3000 Plätze — Reisekreditbriefdienst 
` ` Überweisungsverkehr 
Zentralkreditinstitut der genossensohaftlichen Volksbanken 


Maschinen- und Bohrgerätefabrik 


Alfred Wirih & бо. 
Erkelenz (Rheinland) 


Abteilung: 


Bohrgeräle 


Tiefbohrgeräte und Werkzeuge aller Art 


Bohrkräne aller Systeme 


Schöpfkräne 7 Dampfmaschinen / Pumpen 
Schürfbohrmaschinen 


Abteilung: 


Adjustage- 
una Werkzeugmasdiinen 


Rollenrichtmaschinen, Richipressen / Friemelwalz- 
werke — Walzendrehbänke 7 Walzenschleifmaschinen 
Blechkantenhobelmaschinen / Kesselbohrmaschinen 
einfache und doppelte Rohrdrehbänke / Kaltsägen 
Kompressoren 


von Ende баг ne Mitte Juni 
GE RM. 455.- und aufwärts 


DAMPFER -OCEAN 
DER HAMBURG- AMERIKA d déi HAMBURG 


рамене SIERRA CORDOD 
ES NORDDEUTSCHEN LLOYD BREMEN 


Ме HAMBURG-AMERIKA LINIE 


341.2 NORDDEUTSCHER LLOYD BREMEN 


Enan und deren Platzvertreter 


"үт 


“ье 


Deutsche Effecten- & Wechsel-Bank 


vorm. L, A. HAHN 
gegründet 1821 A.-G. seit 1872 


Frankfurt a.M. Berlin 


Kaiserstraße 30 W8, Kronenstraße 73/74 


Telegramm-Adresse: Effectbank 


Rechtsverbindliche Auflage dieses Heftes 13 000 Exemplare 


